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Kompromiss schon vor dem 
Kampf 

Bevor auch nur irgend eine 
Tarifkommission tagte sig¬ 
nalisierte der IG-Metall-Vor- 
sitzende Bescheidenheit. 
Seite 3 


Prävention gegen 
Links 

Seit Jahren bauen 
staatliche Stellen die 
salafistische Bedro¬ 
hung auf. 

Seite 5 


Papst der Armen? 

Auch der neue Pontifex 
treibt nicht ab - er bleibt in 
der reaktionären Nachfolge 
Pius' X., Pius' XII. und Johan¬ 
nes Pauls II.? 

Seite 7 


22. März 2013 - Nr. 11 - 45. Jahrgang 


PVSt K 4956 D - Entgelt bezahlt 




Thema der Woche 


Wasser ist ein 
Menschenrecht 

Auch in Europa gibt es immer noch 
für 120 Millionen Menschen kein sau¬ 
beres Trinkwasser bzw. keine sichere 
und bezahlbare Wasserversorgung so¬ 
wie Abwasserentsorgung. 

Die europäische Bürgerinitiative 
„right2water“ sammelt mit der For¬ 
derung „Wasser und sanitäre Grund¬ 
versorgung sind ein Menschenrecht“, 
mittlerweile seit einem Jahr Unter¬ 
schriften. 
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Deutsche Waffen 
für syrische Opposition? 


B undeskanzlerin Merkel hat beim 
EU-Gipfel Mitte März in Brüs¬ 
sel die Öffentlichkeit darauf 
vorbereitet, dass auch Deutschland 
demnächst der offiziellen Lieferung 
von Waffen aus der EU an die syri¬ 
sche Opposition zustimmen könnte. 
Das soll dann der Fall sein, „wenn 
sich veränderte Blickwinkel einzel¬ 
ner Mitgliedstaaten ergeben haben“ 
ließ sich die Kanzlerin in den Medien 
zitieren. 

Zuvor hatte Frankreichs Präsident 
Hollande angekündigt, auch im Al¬ 
leingang die Waffenlieferungen auf¬ 
zunehmen. Großbritannien bezieht 
eine ähnliche Position. 

In Berlin macht man sich offenbar 
Sorgen, beim geplanten Regime- 
Wechsel in Damaskus ins Hintertref¬ 
fen gegenüber Paris und London zu 
geraten. 

Dabei hat die Bundesregierung schon 
bislang alles andere als eine Statisten- 
Rolle gespielt. 

Gemeinsam mit dem US-Außenmi- 
nisterium wurden syrische Opposi¬ 
tions-Kader für die Zeit nach einer 
Machtübernahme ausgebildet. Bun¬ 
desnachrichtendienst und Spezialis¬ 
ten der Bundeswehr für elektronische 
Kampfführung versorgen britische 
und US-Geheimdienste mit strategi¬ 
schen Daten aus abgehörtem Funk- 
und Telefonverkehr in Syrien. „Kein 
westlicher Geheimdienst hat so gute 
Quellen in Syrien wie der BND (...) 
Wir können stolz darauf sein, welchen 
wichtigen Beitrag wir zum Sturz des 
Assad-Regimes leisten“, war vor ei¬ 
nigen Wochen in einem deutschen 
Sonntagsblatt zu lesen. 

Zur deutschen Schützenhilfe müssen 
auch die geplanten Waffenlieferungen 
an Saudi-Arabien und Katar gerech¬ 
net werden. Die beiden Scheichtümer 
füllen die Kriegskassen der bewaffne¬ 
ten Regierungsgegner in Syrien und 
Berlin sorgt für die Bewaffnung der 
reaktionären Golf-Staaten mit Pan¬ 
zern, Truppentransportern und wei¬ 
terem Kriegsgerät. 


Unter dem Deckmantel einer ge¬ 
meinsamen EU-Position könnten 
demnächst auch ganz offiziell deut¬ 
sche Waffen an die syrischen Regie¬ 
rungsgegner geliefert werden. Ende 
Mai läuft das Waffenembargo der 


EU aus. Zu seiner Verlängerung be¬ 
darf es einer einstimmigen Position. 
Am 22. März treffen sich die EU-Au¬ 
ßenminister in Dublin, um das Thema 
zu beraten. 

Wenn Frankreich und Großbritan¬ 
nien bei ihrer Haltung bleiben, wird 
Deutschland sich gegen die Waffen¬ 
hilfe aus der EU nicht sperren. 
Haben Merkel und Westerwelle noch 
kürzlich vor einem „Aufrüstungswett¬ 
bewerb“ in Syrien gewarnt, könnte 
das Wort jetzt eine ganz andere Be¬ 
deutung gewinnen. Offenbar geht es 
in der EU nämlich nicht zuletzt da¬ 
rum, was genau geliefert wird. Das 
heißt auch, wer das Geschäft macht. 
Schon Ende Februar hatte der EU- 
Rat beschlossen, Fahrzeuge, Naviga¬ 


tionsgeräte, Kommunikationsmittel 
und Nachtsichtgeräte an die bewaff¬ 
nete Opposition zu liefern. Aber noch 
am 13. März ließ die EU-Chefdiplo- 
matin Catherine Ashton verbreiten, 
kein einziges EU-Mitgliedsland wolle 


Waffen nach Syrien liefern. Zwei Tage 
später war das nur noch das dumme 
Geschwätz von vorgestern. 

Ein Sprecher der bewaffneten syri¬ 
schen Regierungsgegner ließ indes 
wissen, dass US-Armeeinstrukteure 
in Jordanien 300 syrische Oppositi¬ 
onskämpfer an Panzer- und Flugab¬ 
wehrwaffen ausbilden. US-Außen- 
minister John Kerry hatte bei seinem 
Besuch in der Region den Macht¬ 
habern in Katar und Saudi-Arabien 
grünes Licht für die Lieferung von 
Luftabwehrraketen und panzerbre¬ 
chenden Waffen gegeben. 

Bislang war bekannt, dass die USA 
358 Millionen Dollar für angeblich 
„nicht-militärische“ Unterstützung an 
die syrische Opposition bereitgestellt 


hatte. Zusätzlich sollen nun 54 Millio¬ 
nen Dollar für „Kommunikationsaus¬ 
rüstung“ und „andere Güter“ gezahlt 
werden. 

Auch die Arabische Liga will jetzt 
ganz offiziell Waffen nach Syrien 


schicken. Während die Scheichtümer 
in Abstimmung und Arbeitsteilung 
mit dem Westen, islamistische Kämp¬ 
fer nach Syrien schicken, finanzieren 
und mit Kriegsgerät versorgen, wird 
in den kapitalistischen Metropolen in¬ 
zwischen als Hauptargument für die 
Bewaffnung der syrischen Opposition 
gerade die „islamistische Gefahr“ in 
Syrien benutzt. Nur durch die massive 
und rasche Bewaffnung von willigen 
Hilfstruppen in Syrien könne den is- 
lamistischen Brigaden dort ein Riegel 
vorgeschoben werden, so die westli¬ 
che Sprachregelung. 

Perverser geht es wohl kaum noch. 

Arno Neuber 



Die Waffenlieferungen werden die Lage in Syrien weiter verschärfen. 


Zypern: AKEL ruft zu Widerstand auf 

Kleinsparer sollen für Banken und Aktionäre zahlen 


Mit Entsetzen, Ratlosigkeit und Wut 
reagiert die Bevölkerung Zyperns 
auf die Beschlüsse der Euro-Finanz¬ 
minister. Noch am Freitag hatte die zy¬ 
prische Regierung den Bürgerinnen 
versichert, die Bankguthaben blieben 
unangetastet. Ein leeres Versprechen. 
Angesichts der wütenden Proteste 
blieben die Banken geschlossen, Aus¬ 
zahlungen an den Bankautomaten 
waren begrenzt und Online-Über- 
weisungen blockiert. Die Parlaments¬ 
entscheidung über das Hilfspaket 
wurde mehrmals vertagt. AKEL, die 
Fortschrittspartei des Werktätigen 
Volkes, ruft zu einheitlichem und mi¬ 
litanten Widerstand zur Verteidigung 
der Rechte der Arbeiterinnen und der 
Bevölkerung auf. 

Am Samstagmorgen hatten sich die 
Euro-Finanzminister mit der zyp¬ 
rischen Regierung auf das Rettungs¬ 
paket für Zyperns Banken geeinigt. 
Bedingung: Die Sparer des Landes 
werden teilenteignet, um das Vermö¬ 
gen der Gläubiger und Aktionäre der 


Banken zu retten. Bei Spareinlagen 
bis zu einer Summe von 100 000 Euro 
werden 6,7 Prozent eingezogen, bei 
Vermögen über 100 000 Euro 9,9 Pro¬ 
zent. Damit haben die Finanzminis¬ 
ter die bisher in der EU geltende 
Einlagensicherung für Guthaben bis 
zu 100 000 Euro aufgehoben - was 
in ganz Europa und insbesondere in 
Ländern wie Griechenland, Spanien 
und Italien für große Unruhe sorgt. 
Nachdem Griechenland zum Ver¬ 
suchskaninchen für Schuldenschnitt 
und härteste Austeritätspolitik wurde, 
wird das kleine Zypern zum Experi¬ 
mentierfeld für die Enteignung der 
kleinen Sparerinnen. Der deutsche 
Finanzminister Schäuble verteidigte 
den Aderlass bei den Kleinsparerln- 
nen mit dem Argument, dass man an¬ 
sonsten die großen Vermögen stärker 
belasten müsse. Und dies ginge nun 
wirklich nicht. Wie der zyprische Re¬ 
gierungssprecher Christos Stylianidis 
berichtete, habe Bundesfinanzminis¬ 
ter Wolfgang Schäuble anfangs sogar 


gefordert, den Sparern 40 Prozent ih¬ 
rer Guthaben abzunehmen. 

Das EU-Rettungspaket für Zypern 
wird von einigen Wirtschaftswissen¬ 
schaftler heftig kritisiert. Die Zwangs¬ 
abgabe für sämtliche Kunden zyp¬ 
rischer Banken könne „die Einleger 
in allen Krisenländern verschrecken 
und zum Räumen ihrer Konten ver¬ 
anlassen“, warnte der Direktor des 
Instituts für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung (IMK), Gustav 
Horn, bei „Handelsblatt Online“. Die 
Initiative sei „ein riskantes Manöver 
mit ungewissem Ausgang“. 

Auch das Mitglied des Sachverstän¬ 
digenrates zur Begutachtung der ge¬ 
samtwirtschaftlichen Entwicklung, 
Peter Bofinger, kritisierte das Ret¬ 
tungspaket scharf. „Diese Quasi-Ent¬ 
eignung der Anleger würde nicht nur 
das Bankensystem in Zypern gefähr¬ 
den, sondern wäre eine Bedrohung 
für das Finanzsystem im gesamten 
Euroraum“, warnte Bofinger in der 
„Passauer Neuen Presse“. „Das muss 


revidiert werden, sonst hätte es fata¬ 
le Folgen.“ 

★ 

Die kommunistische AKEL erklärt 
nach der Tagung ihres Zentralkomi¬ 
tees, dass sie mit großer Sorge und 
Entrüstung verfolge, wie die Troika 
und die Regierungen einiger EU-Mit- 
gliedsländer seit der Bildung der neu¬ 
en Regierung ständig neue unakzep¬ 
table Forderungen stellten. Diese Ra¬ 
dikalisierung der neoliberalen Politik 
würde nicht ein einziges der Proble¬ 
me der Wirtschaft Zyperns lösen, son¬ 
dern im Gegenteil in eine wirtschaftli¬ 
che Sackgasse und zu einer Spirale der 
Rezession mit tragischen Konsequen¬ 
zen für die arbeitende Bevölkerung 
führen. AKEL erklärt, heftigen Wi¬ 
derstand gegen die Privatisierung öf¬ 
fentlicher Betriebe, die das Eigentum 
der Bevölkerung sind, zu leisten. Auf 
Widerstand werden auch alle Versuche 
stoßen, Errungenschaften der Bevöl¬ 
kerung in den Bereichen der Bildung, 
Gesundheit, sozialer Sicherung oder 
Renten zu zerstören. lm,W.T,UZ 

(siehe auch Seite 6) 


Kein Ostermarsch 
ohne die UZ! 

Die UZ vom 28. März.2013 darf auf 
keiner Osteraktion der Friedensbe¬ 
wegung fehlen. Damit möglichst 
viele Exemplare der UZ verteilt 
oder verkauft werden können, bie¬ 
ten wir die Zeitung zu besonders 
günstigen Bezugspreisen an. Nutzt 
bitte dieses Angebot, um die UZ be¬ 
kannter zu machen und viele neue 
Leserinnen für unsere Wochenzei¬ 
tung zu gewinnen! 


Preisbeispiele: 
10 UZ 
20 UZ 
50 UZ 
100 UZ 
150 UZ 


10 Euro 
20 Euro 
25 Euro 
30 Euro 
35 Euro 


Alle Preise inklusive Versandkos¬ 
ten! Auch andere Liefermengen 
möglich. Bestellungen bitte bis 
spätestens Montag, 25. März, an 
Gustl Ballin, ballin@odn.de. 



Ostermarsch 2013 - Zeitung 

gegen den Krieg (ZgK) 

Zum Ostermarsch 2013 erscheint eine 
neue Ausgabe der Zeitung gegen den 
Krieg - ZgK. Es handelt sich um die 
35. Ausgabe seit Gründung der An¬ 
tikriegszeitung im April 1999 inmit¬ 
ten des Kosovo-Kriegs. Diese Ausga¬ 
be wird ab Donnerstag, dem 21. März 
2013, vertrieben. 

Inhalte: 

• Killen statt chillen? Deutscher Vertei¬ 
digungsminister: Bundeswehr macht 
männlich 

• Neue deutsche militärische Auslands¬ 
einsätze - Mali und Türkei 

• Was suchen französische und deut¬ 
sche Soldaten in Mali? 

• Vor 80 Jahren - Hitler wird Reichs¬ 
kanzler (vom Großkapital finanziert 
und inthronisiert) 

•Tahir-Platz Kairo: Der Protest geht 
weiter 

• Drohnenkrieg und Space War: Noch 
nie war die Gefahr eines„Kriegs durch 
Knopfdruck“ und eines „Kriegs durch 
Zufall“ so groß 

• Die Nato probt den Krieg - in Kalkar 

• Rüstungsexporte und wachsende Pro¬ 
teste gegen dieselben 

• Sabotage gegen Rüstungsprodukti¬ 
on? 

• Massive deutsche Aufrüstung im Na¬ 
hen Osten (Saudi-Arabien und Katar) 

• Wo blieb die Antikriegs-Tradition des 
DGB? Eine Kontroverse 

• Bundeswehr kriegt schulfrei - For¬ 
derungen an die grün-rote Landes¬ 
regierung in Baden-Württemberg 

Bestellungen ab sofort bitte an Zei- 
tung-gegen-den-Krieg@gmx.de 
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Kolumne von Manfred Dietenberger 

Ausbildung auf 
historischem Tief 


Zur Lage auf dem Ausbildungsmarkt 
gibt es Neues zu berichten: Der noch 
unveröffentlichte B eruf sbildungsbe- 
richt 2013 zieht Bilanz und spricht 
von einer guten Situation für „vie¬ 
le Jugendliche“. Zum 30. September 
2012 gebe es 33 275 unbesetzte Aus¬ 
bildungsplätze bei lediglich 15650 
unversorgten Bewerber/innen. Die 
Fakten widersprechen dieser Be¬ 
hauptung. In Wirklichkeit hat die 
Ausbildungsbereitschaft der Unter¬ 
nehmen einen historischen Tiefstand 
erreicht: Die Zahl der abgeschlosse¬ 
nen Ausbildungsverträge ist auf 551 
271 Neuabschlüsse gesunken und so 
auf einem historischen Tief. Die Zahl 
der unversorgten Bewerber/innen als 
auch die Zahl der unbesetzten Stel¬ 
len fiel erneut höher aus als im Vor¬ 
jahr. Im Vergleich zum Vorjahr ist das 
ein Minus von 3,2 Prozent. 

Der Anteil der ausbildenden Be¬ 
triebe ist ebenfalls auf historischem 
Tiefstand. Lediglich noch 21,7 Pro¬ 
zent der Betriebe bildeten im Jahr 
2011 aus (2010: 22,5 Prozent, 2009: 

23.5 Prozent, 2008: 24 Prozent, 1999: 

23.6 Prozent).Trotz des angeblich 
„entspannten Ausbildungsmarkts“ 
liegt der Anteil der Menschen ohne 
Berufsabschluss weiterhin hoch. So 
sind 1,39 Millionen Menschen im Al¬ 
ter von 20 bis 29 Jahren ohne Berufs¬ 
abschluss. Damit liegt der Anteil der 
Jugendlichen ohne Berufausbildung 
bei 14,1 Prozent. 

Damit die Lage auf dem Ausbil¬ 
dungsmarkt rosiger aussieht als die 
soziale Wirklichkeit, werden eben 
nicht alle Jugendlichen, die einen 
Ausbildungsplatz suchen, als Be¬ 
werber/innen in der amtlichen Sta¬ 
tistik gezählt. Jugendliche, die von 
der Bundesagentur für Arbeit kalt¬ 
schnäuzig als nicht „ausbildungsreif“ 
diffamiert werden, erhalten keinen 
Bewerberstatus und fallen damit 
aus der offiziellen Ausbildungsbi¬ 
lanz ganz heraus. So frisiert man die 
Ausbildungsbilanz, nicht erst seit 
heute. Zu diesen „bewährten“ Ver¬ 
schönerungsaktivitäten gehört auch, 
dass zum Beispiel der Ausbildungs¬ 
pakt auch Jugendliche als „versorgt“ 
zählt, die von der Bundesagentur für 
Arbeit als „ausbildungsreif“ einge¬ 
stuft wurden und trotzdem lediglich 
in Ersatzmaßnahmen (Praktika, 
Einstiegsqualifizierungen, berufs¬ 
vorbereitende Maßnahmen etc.) 
landeten. Von diesen Jugendlichen 
haben aber allein 2012 60 379 jun¬ 



ge Menschen der BA gemeldet, dass 
sie aktuell noch immer einen Aus¬ 
bildungsplatz suchen. Daher müss¬ 
ten zumindest diese Jugendlichen als 
unversorgt eingestuft werden. Dann 
aber sind allein 2012 insgesamt 
76 029 Bewerber/innen ohne Ausbil¬ 
dungsplatz geblieben - und das bei 
33 275 offenen Plätzen. Schon nach 
dieser Statistik übersteigt die Nach¬ 
frage das Angebot an Ausbildungs¬ 
plätzen um mehr als das Doppelte. 
Zudem bleiben 107 393 Jugendliche, 
die den Bewerberstatus erhalten ha¬ 
ben, ohne Ausbildungsvertrag weil 
sie ebenfalls in Warteschleifen ge¬ 
landet sind, oder haben der Bundes¬ 
agentur für Arbeit nicht angezeigt, 
dass sie einen Ausbildungsplatz ge¬ 
funden haben. Interessant dabei ist, 
dass zum Beispiel das Bundesinsti¬ 
tut für Berufsbildung (BIBB) davon 
ausgeht, dass diese Jugendlichen ih¬ 
ren Ausbildungswunsch für das lau¬ 
fende Jahr nur aufgeschoben haben. 
Das heißt: Auch diese Jugendlichen 
sind noch nicht wirklich „versorgt“, 
sowie die Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen, die zwar den Bewer¬ 
berstatus erhalten haben, aber kei¬ 
nen Ausbildungsplatz bekommen 
haben. 

Diese Statistik zeigt, dass von den 
824 626 jungen Menschen, die im 
Laufe des Berichtsjahres 2012 ein 
ernsthaftes Interesse an einer Ausbil¬ 
dung hatten - und als „ausbildungs¬ 
reif“ deklariert wurden - lediglich 
551 271 einen Ausbildungsvertrag 
unterschrieben haben. Damit haben 
nur 66,9 Prozent dieser jungen Men¬ 
schen einen Ausbildungsplatz gefun¬ 
den. Doch die Unternehmen jam¬ 
mern laut und publikumswirksam 
über Fachkräftemangel, während sie 
beharrlich der Jugend den Start in die 
Arbeitswelt verweigern. Dass die so 
bleibt - da sei die SDAJ vor. 


Tarifrunde 2013 - Forderungen aus verschiedenen Betrieben 


Volkswagen Osnabrück GmbH: Dort be¬ 
schlossen die IG-Metall-Vertrauensleute 
auf ihrer Vollversammlung einstimmig fol¬ 
gende Erklärung zur Tarifrunde 2013: „Vor 
dem Hintergrund erheblicher Preissteige¬ 
rungen besonders bei Gütern des Alltags¬ 
bedarfs wie Lebensmittel, Wohnen, Mo¬ 
bilität und vor allem Energiekosten, einer 
nach wie vor außerordentlich guten Ge¬ 
winnsituation insbesondere beim Volks¬ 
wagen-Konzern sowie einer über viele 
Jahre vollzogenen massiven Umverteilung 
von unten nach oben, von den Arbeitsein¬ 
kommen zu den Einkommen aus Kapital¬ 
besitz und Vermögen halten wir eine For¬ 
derung mindestens in gleicher Höhe wie 
letztes Jahr (6,5 Prozent) für angemessen. 
Wir nehmen zur Kenntnis, dass angesichts 
vorhandener wirtschaftlicher Probleme in 
manchen anderen Betrieben auch niedrige¬ 
re Forderungen diskutiert werden. Eine letzt¬ 
lich in der IG Metall mehrheitsfähige Forde¬ 
rung werden wir in jedem Falle solidarisch 
mitvertreten und uns aktiv daran beteiligen, 
einen Tarifabschluss möglichst nahe an der 
erhobenen Forderung durchzusetzen.“ 
Mercedes Werk Bremen: Hier beschloss 
die Vertrauensleutevollversammlung eine 
Festgeldforderung von 250 bis 300 Euro 
mit 12 monatiger Laufzeit. Daimler Sindel- 
fingen: die Kollegen dort fordern 5,5 % bei 
12 Monaten Laufzeit. 


Bosch Feuerbach: 6,5 % bei 12 Monate 
Laufzeit. Bosch Schwieberdingen: 6,5 %, 
mindestens 200 Euro bei einer Laufzeit 
von 12 Monaten. 

Mahle Stuttgart: Die Kollegen empfeh¬ 
len 6,5 % mit Strukturforderung (Kombi¬ 
lösung aus Festgeld und Prozente da die 
Mindestregelung die Ecklohngruppe be¬ 
nachteiligt). Mahle Markgröningen: die 
Kollegen sind für 6,9 % mindestens 185 
Euro. 

WMF Geislingen: die Vertrauensleute be¬ 
schlossen einstimmig: 6,8 % Festentgelt 
250 Euro und Laufzeit 12 Monate. 
Vertrauenskörper von ALSTOM Mannheim 
will 8 %, mindestens 250 Euro mehr. 
IG-Metall-Ortsverwaltung München be¬ 
nennt ihre Forderung mit 5,7 %, 12 Mona¬ 
te Laufzeit. 

GKN Aerospace München: Der Vertrauens¬ 
körper fordert 6,9 % Entgelt, 12 Monate 
Laufzeit und 55 Euro für Azubis. 
Delegiertenversammlung Esslingen for¬ 
dert 6,5 %, mindestens 180 Euro bei 12 
Monate Laufzeit. 

Daimler Werk Untertürkheim: Die Befra¬ 
gung der Mitglieder ergab 6,5 % (12 Mo¬ 
nate). 

Daimler Zentrale: Vertrauensleutevollver¬ 
sammlung beschließt: 6,5 %, mindestens 
250 Euro, 12 Monate. 


Aktionen für die Wiedereinführung 
einer Vermögensteuer 

ver.di ruft zur Beteiligung an den Aktivitäten des Bündnis 
„Umfairteilen - Reichtum besteuern“ auf 


Das Bündnis „ Umfairteilen - Reich¬ 
tum besteuern“ fordert eine dauerhafte 
Vermögenssteuer sowie eine einmalige 
Vermögensabgabe, um reiche Haushalte 
in Deutschland deutlich stärker als bis¬ 
her für die Finanzierung des Gemeinwe¬ 
sens heranzuziehen. Das breite Bündnis 
von Gewerkschaften, Sozialverbänden, 
Jugend- und Migrantenorganisationen, 
Parteien und der Sozialen Bewegung, 
ruft am 13. April zu dezentralen Akti¬ 
onstagen auf. 

In einem Brief an alle Beschäftigten und 
ehrenamtlichen Gremien der Gewerk¬ 
schaft ver.di ruft der ver.di-Vorsitzende 
Frank Bsirske zur Beteiligung an den 
Aktivitäten und der Unterschriften¬ 
sammlung des breiten Bündnisses „ Um¬ 
fairteilen - Reichtum besteuern “ - in der 
auch die DKP zu den unterstützenden 
Organisationen gehört - auf. In dem 
Brief heißt es: 

„Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 
ein Schwerpunkt von ver.di im Blick 
auf die Bundestagswahl am 22. 9.2013 
ist die Auseinandersetzung mit der zu¬ 
nehmenden Ungerechtigkeit der Ver¬ 
mögens- und Einkommensverteilung in 
Deutschland und der Einsatz für mehr 
Steuergerechtigkeit und eine besse¬ 
re Finanzausstattung der öffentlichen 
Hände. Wir brauchen höhere Einnah¬ 
men für mehr Investitionen und Perso¬ 
nal für bessere Bildung, Pflege und Ge¬ 
sundheit, Kultur und soziale Dienstleis¬ 
tungen, öffentliche Infrastruktur und 
die Energiewende - und auch für an¬ 
gemessene Entgeltsteigerungen für die 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst. 
Die Verteilungsfrage ist der entschei¬ 
dende Punkt für eine sozialere und ge¬ 
rechtere Politik in diesem Land. 
Deshalb wird sich ver.di 

1. an der Unterschriftensammlung und 

2. an den dezentralen Aktivitäten 
des Bündnisses ,Umfairteilen - Reich¬ 
tum besteuern 4 am 13. April beteiligen, 
ver.di beteiligt sich aktiv am Bündnis 
,Umfairteilen - Reichtum besteuern 4 , 
in dem sich ein breites Spektrum von 
Organisationen gemeinsam insbeson¬ 
dere für die Wiedereinführung einer 
Vermögensteuer und für eine einma¬ 
lige Vermögensabgabe der Millionäre 
einsetzt. Der ver.di-Bundesvorstand 
hat zu diesen Forderungen am 26. 9. 
2012 einen Beschluss gefasst, der mit 


ausführlichen Erläuterungen hier do¬ 
kumentiert ist: https://wipo.verdi.de/ 
wirtschaftspolitische Jnformationen/ 
data/Wirts chaftspo litis che-Info rmatio- 
nen-5-2012.pdf 

Das Bündnis will bis zur Bundestags¬ 
wahl mindestens 250 000 Unterschrif¬ 
ten für den Aufruf ,Höchste Zeit zum 
Umfairteilen - Reichtum besteuern 4 
sammeln, die dann den Spitzenkandi- 
dat/inn/en der Parteien im Wahlkampf 
und erneut in den Koalitionsverhand¬ 
lungen überreicht werden sollen. In ei¬ 
nem ersten Schritt sollen 100 000 Un¬ 
terschriften erreicht werden. 

Der ver.di-Bundesvorstand hat mit 
den Landesbezirksleitungen verein¬ 
bart, dass sich alle Gliederungen, 
Fachbereiche und Personengruppen 
aktiv an dieser Unterschriftensamm¬ 
lung beteiligen. Aktionen, Tarifaus¬ 
einandersetzungen, Veranstaltungen 
und Gremiensitzungen sollen dazu ge¬ 
nutzt werden, um viele Unterschriften 
zu bekommen. Wir haben dazu eine 
ver.di-Version der Unterschriftenlis¬ 
ten erstellt, die Ihr hier herunterladen 
könnt: https://www. verdi. de/themen/ 
wirtschaft-finanzen/++co++6533f540- 
fcl 5-11 el-751 e-0019b9e321 cb 
Am 13. April findet ein dezentraler Ak¬ 
tionstag statt, der von den regionalen 
Bündnissen organisiert wird, ver.di ist 
in den meisten dieser örtlichen Bünd¬ 
nisse vertreten. Die ver.di Bezirke sind 
aufgefordert, sich im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten an diesem Aktionstag 
und seiner Vorbereitung zu beteiligen 
und gegebenenfalls auch selbst initia¬ 
tiv zu werden, um örtliche Bündnisse zu 
bilden oder zu reaktivieren. Weitere In¬ 
formationen zum Aktionstag und eine 
noch unvollständige Liste der regiona¬ 
len Planungen sowie Bestellmöglichkei¬ 
ten für Aktionsmaterial findet Ihr hier: 
http://umfairteilen.de/start/regionen/ 
http://umfairteilen.de/start/mitmachen/ 
material-bestellen/ 

Auch zum 1. Mai soll das Thema Um¬ 
verteilen und Steuergerechtigkeit eine 
zentrale Rolle spielen. Auf den Veran¬ 
staltungen und Kundgebungen werden 
wir für unsere Forderungen werben 
und Unterschriften sammeln. Bezieht 
diesen Aspekt bei den Vorbereitungen 
zum 1. Mai mit ein. 

Im September 2013 werden wir unse¬ 
re Forderungen für mehr Steuer- und 


Verteilungsgerechtigkeit noch einmal 
nachdrücklich öffentlich deutlich ma¬ 
chen. Die DGB Landesbezirke disku¬ 
tieren derzeit darüber, wie sie vor der 
Bundestagswahl noch aktiv werden 
können, um zu mobilisieren. In der Dis¬ 
kussion sind entweder regional zentra¬ 
le oder dezentrale Aktionen im Sep¬ 
tember 2013. Bisher hat nur der DGB 
Landesbezirk Niedersachsen eine zen¬ 
trale regionale Demonstration für den 
7. September 2013 in Hannover festge¬ 
legt. Weitere Konkretisierungen wer¬ 
den im Laufe der kommenden Wochen 
und Monate erfolgen. Das Bündnis 
Umfairteilen plant darüber hinaus für 
den 14. September 2013 größere Veran¬ 
staltungen im Ruhrgebiet und in Berlin, 
ver.di ruft auf, sich an den Aktivitäten 
des DGB und des Bündnisses im Vor¬ 
feld der Bundestagswahl zu beteiligen 
und sich aktiv in die Vorbereitung der 
Veranstaltungen einzubringen. Bezirke 
und Landesbezirke sind aufgefordert, 
sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
an diesen Aktionen zu beteiligen. Die 
Aktivitäten sollten zweckmäßigerWeise 
regelmäßig bei Sitzungen der Führungs¬ 
kreise, der Gewerkschaftssekretärinnen 
und der Gremien auf die Tagesordnung 
gesetzt werden, um die Aktivitäten zu 
planen und um Berichte über die Um¬ 
setzung entgegenzunehmen. Bitte leitet 
dieses Schreiben an Eure Beschäftigten 
und ehrenamtlichen Gremien weiter. 
Für Eure Mühe besten Dank! 

Mit freundlichen Grüßen 
Frank Bsirske“ 

Weitere Aktionen 

Für das Wochenende vom 24. bis 
26. Mai bereitet die Gewerkschaft ver. 
di zusammen mit attac einen großen 
internationalen Kongress zum Thema 
Umverteilung vor, der in der Techni¬ 
schen Universität Berlin stattfinden 
wird. 

Am 31. Mai und 1. Juni werden attac- 
Aktive mit dem Bündnis „Blockupy 
Frankfurt“ den europäischen Protest 
gegen die derzeitige Krisenpolitik er¬ 
neut auf die Straßen der Bankenstadt 
tragen - mit einer großen Demonstra¬ 
tion und Aktionen des Zivilen Unge¬ 
horsams. Vom 7. bis 9. Juni treffen sich 
die sozialen Bewegungen Europas bei 
einem Alternativengipfel (Alter Sum- 
mit) in Athen. 
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Teures Wohnen und teures Wasser 

No-Troika-Komitee Düsseldorf demonstriert für Menschenrecht auf Wasser 


Tausende Gewerkschafter protestier¬ 
ten in Brüssel dagegen, wie in allen 
Teilen Europas die Arbeiterklasse von 
Kapital und Kabinetten gewürgt wird. 
An vielen Orten wurden diese Proteste 
aufgegriffen, wurde der „Würge-Gip- 
fel“ auf die lokalen Bedingungen run¬ 
tergerechnet. Das No-Troika-Komitee 
Düsseldorf, in dem mehrere Parteien 
und Initiativen Zusammenarbeiten, 
war in Brüssel dabei, die Forderungen 
wurden aber auch „zu Hause“ vermit¬ 
telt. 

Als Standort mit großer historischer 
Ausstrahlung wurde der Oberbilker 
Markt ausgewählt. Hier gab es schon 
in der Weimarer Republik große Pro¬ 
teste, ebenso in der Zeit des Faschis¬ 
mus, denn hier gab es eine außeror¬ 
dentlich bewusste Arbeiterklasse in 


der Schwerindustrie - gleich hinter 
dem Hintereingang zum Düsseldor¬ 
fer Hauptbahnhof. Hier wehrte sich 
aber auch der untergehende Faschis¬ 
mus mit einem letzten Mord an seinen 
Gegnern: Auf dem Marktplatz wurde 
der untergetauchte „Halbjude 44 Mo¬ 
ritz Sommer öffentlich aufgehängt, 
weil er Soldaten versteckt hatte, die 
den Krieg nicht länger fortsetzen woll¬ 
ten. 

Das Kapital hat in Europa das Waf¬ 
fenarsenal zum Teil ausgetauscht. Es 
kämpft mit Vergabe- und Konzessions¬ 
richtlinien für die Ausbeutung anderer 
Völker und im eigenen Land: Privati¬ 
sierung der Wasserversorgung. 82 Pro¬ 
zent der Bevölkerung sind gegen den 
Ausverkauf. CDU und FDP setzen da¬ 
gegen: Sie verkauften 55 Prozent des 


kommunalen Versorgungsunterneh¬ 
mens an ENbW. 95 000 Unterschrif¬ 
ten umfasst wiederum der Protest. Das 
Bürgerbegehren wurde für ungültig er¬ 
klärt. 

Auch in der als „reich“ bezeichneten 
Stadt Düsseldorf nimmt die Armut zu, 
können immer mehr Menschen die 
Stromrechnung nicht mehr bezahlen, 
fürchten sich immer mehr Menschen 
vor steigenden Wasserpreisen und 
schlechterer Wasserqualität. Immer 
mehr Bürger suchen einen Wohnbe- 
rechtigungsschein. Für sie gibt es aber 
immer weniger „Sozialwohnungen“. 
Gleichzeitig blüht das Geschäft im 
Düsseldorfer Hochpreissegment. 

Der Widerstand nimmt zu: am Ober¬ 
bilker Markt und in vielen anderen 
Stadtteilen. Uwe Koopmann 













m unsere zeit 


Wirtschaft und Soziales 


Freitag, 22. März 2013 3 


Kompromiss schon vor dem Kampf 

IG-Metall-Vorstand beschließt Tarifforderung ohne Diskussion in den Betrieben 



Jugend von prekärer Beschäftigung geprägt 

DGB-Jugend Aktionen für bessere Ausbildung 


D ie zentrale Frage einer jeder Ta¬ 
rifrunde ist die nach der richti¬ 
gen Höhe und Struktur der For¬ 
derung und wie man für ihre Durchset¬ 
zung mobilisieren und kämpfen kann 
und muss. Die Gewerkschaftsmitglie¬ 
der, Vertrauensleute, Betriebsräte und 
auch Gewerkschaftssekretäre der IG 
Metall erwarten zu Recht von ihrem 
Vorstand auf diese Fragen begründe¬ 
te, an ihren Interessen ausgerichtete 
Antworten und Orientierung und eine 
breite Diskussion darüber in den Be¬ 
trieben, Verwaltungen und Kommis¬ 
sionen. Stattdessen signalisierten die 
IG Metall Oberen ohne Not - schon 
lange bevor auch nur irgend eine Ta¬ 
rifkommission tagte - öffentlich Be¬ 
scheidenheit, „Standortbewusstsein 4 , 4 
Kompromissbereitschaft und posaun¬ 
te schon die 5,5 % als Forderungshöhe 
in die Welt: „Wir setzen auf eine kon¬ 
tinuierliche Lohnpolitik. Das heißt, 
wir werden uns weiter an den gesamt¬ 
wirtschaftlichen Parametern orientie¬ 
ren und Inflationsrate plus Produktivi¬ 
tät als Basis unserer Tarifforderungen 
festhalten. Dazu wird ein konjunktur¬ 
gerechter Zuschlag kommen. Wir müs¬ 
sen dazu beitragen, dass die Konjunk¬ 
turlokomotive Deutschland weiter un¬ 
ter Dampf steht. Dazu braucht es eine 
Stärkung der Kaufkraft. 44 Und weiter: 
„Wir werden eine Forderung stellen 
mit dem Ziel, sie auch durchzusetzen. 
Unser Anspruch ist, dass am Ende das 


Delta zwischen Forderung und Ergeb¬ 
nis möglichst gering ist 44 so Bezirkslei¬ 
ter Jörg Hofmann. 

Nun hat der IGM Vorstand, nach An¬ 
hörung der bezirklichen Tarifkommis¬ 
sionen beschlossen: die Löhne, Gehäl¬ 
ter und Ausbildungsvergütungen für 
die rund 3,7 Millionen Beschäftigten 
der Metall- und Elektroindustrie sol¬ 
len um bis zu 5,5 % steigen. „Das ist 
angemessen, von den Unternehmen 
finanzierbar und kann dem privaten 
Konsum Auftrieb verschaffen 44 erklär¬ 
te Berthold Huber, Erster Vorsitzen¬ 
der der IG Metall und liegt damit völ¬ 
lig daneben. Selbst durchgesetzte 5,5 % 
währen heute zu wenig. Zu wenig, um 
die im vergangenen Jahrzehnt erfolgte 
Umverteilung zugunsten der Konzerne 
auch nur annähernd zu kompensieren. 
Und die Frage sei auch erlaubt: warum 
verzichtet die IG Metall einmal mehr 
auf die Umverteilungskomponente? 
Weit und breit ist nirgends ein Grund 
für falsche Bescheidenheit auszuma¬ 
chen. Über ein Jahrzehnt wurde auch 
von der IG Metall eine Strategie der 
„Lohnzurückhaltung 44 betrieben. Un¬ 
ter anderem deshalb sind die Löhne 
hierzulande um 5,4 % zurückgegan¬ 
gen, während anderswo in Europa bis 
zu zweistellige Wachstumsraten bei 
den Löhnen und Gehälter von den Be¬ 
schäftigten erkämpft werden konnten. 
Erklären, warum die IG Metall Füh¬ 
rung so handelt wie sie es tut, kann 


man sich nur, wenn man unter ande¬ 
rem bedenkt, dass diese Tarifausei¬ 
nandersetzung im Bundestagswahl¬ 
jahr 2013 stattfindet und deshalb ein 
Tarifkonflikt - besonders wenn die 
Forderung auch eine Umverteilungs¬ 
komponente hätte, schnell auch eine 
politische Dimension annehmen wür¬ 
de. Kapital, Regierung und SPD müss¬ 
ten Farbe bekennen und ihr Geschwa¬ 
fel von Gerechtigkeit stände auf dem 
Prüfstand. Den aktiven kämpferischen 
Metallerinnen, ist zu empfehlen sich 
nicht nur auf ihren Vorsitzenden und 
seine Sicht der Welt zu verlassen, son¬ 
dern lieber bei Karl Marx nachzulesen, 
„dass die kapitalistische Produktion 
(...) sich in bestimmten periodischen 
Zyklen bewegt. Sie macht nacheinan¬ 
der den Zustand der Stille, wachsen¬ 
den Belebung, Prosperität, Überpro¬ 
duktion, Krise und Stagnation durch. 
(...) ...während der Phasen der Krise 
und der Stagnation ist der Arbeiter, 
falls er nicht überhaupt aufs Pflaster 
geworfen wird, einer Herabsetzung 
des Arbeitslohns gewärtig. (...) Wenn 
er nicht bereits während der Prosperi¬ 
tätsphase (...) für eine Lohnsteigerung 
kämpfte, so käme er im Durchschnitt 
eines industriellen Zyklus nicht ein¬ 
mal zu seinem Durchschnittslohn ...“ 
(„Lohn, Preis und Profit 44 1865). 

Und merke, mit den explodierenden 
Profiten - die wir ihnen nicht im Lohn¬ 
kampf geschmälert haben - investieren 
die Kapitalisten eben nicht in die Pro¬ 
duktion, sondern spekulieren damit 
auf den die Finanzmärkten und ver¬ 
schärfen die Krise. Die Krise war und 
wird nie die Folge „überzogener 44 Löh¬ 
ne sein, im Gegenteil: Sinkende Real¬ 
einkommen drosseln die Kaufkraft der 
Beschäftigten und damit den Konsum. 
Daher können die Metaller diesmal 
nicht unter 5,5 % mehr Lohn und Ge¬ 
halt nach Hause gehen. 

Doch Vorsicht! Schon wieder prescht 
IG-Metall-Chef Berthold Huber unle- 
gitimiert vor und signalisiert, die IGM 
würde unter Umständen auch einen 
Tarifvertrag mit einer Laufzeit von 18 
Monaten abschließen. Wer sowas sagt, 
tut seinen Kollegen keinen Gefallen, 
sondern schwächt deren Kampfkraft 
erheblich. 

Manfred Dietenberger 


Am Samstag den 16. März startete die 
DGB-Jugend in sechs Städten (Ber¬ 
lin, Hannover, Dortmund, Frankfurt 
am Main, Nürnberg, Leipzig) ihre po¬ 
litischen Kampagne „Tag der Ansage 44 
im Wahljahr 2013. Insgesamt demonst¬ 
rierten rund 1 800 junge Leute auf den 
Straßen. 

Die DGB-Jugend fordert einen Poli¬ 
tikwechsel für eine bessere Ausbildung 
und gute und sichere Beschäftigung. 
Zum Auftakt der Kampagne der Ge¬ 
werkschaftsjugend sagte Florian Hag¬ 
genmiller, DGB-Bundesjugendsekretär, 
am Samstag in Berlin u.a.: 

„Mit dem ,Tag der Ansage 4 starten 
wir unsere Kampagne für einen Poli¬ 
tikwechsel für bessere Ausbildungs¬ 
und Arbeitsbedingungen von jungen 
Menschen. 

Immer noch sind Überstunden, ausbil¬ 
dungsfremde Tätigkeiten und fehlen¬ 
de Betreuung für viele Auszubildende 
Alltag. In vielen Branchen herrschen 
schlechte Ausbildungsbedingungen 


und oftmals wird gegen klare gesetz¬ 
liche Regelungen verstoßen. 

Der Berufseinstieg junger Menschen 
ist oft von prekärer Beschäftigung ge¬ 
prägt. Viele Jugendliche wissen gar 
nicht mehr, was ein unbefristeter Ar¬ 
beitsvertrag ist. Aber sie haben einen 
Anspruch auf gute und sichere Be¬ 
schäftigung. Alle reden vom Fachkräf¬ 
temangel, wir haben vor allem einen 
Übernahmemangel. (...) 

Besonders dramatisch ist die Situati¬ 
on für junge Menschen in den europä¬ 
ischen Krisenstaaten. Die junge Ge¬ 
neration ist der Krisenverlierer. Fast 
jeder vierte junge Mensch in Europa 
unter 25 Jahre hat keine Arbeit. 
Verantwortungsvolle Politik sieht an¬ 
ders aus, ein Kurswechsel muss her, 
denn die desaströse Sparpolitik spal¬ 
tet Europa. Wir werden deshalb auch 
die Bundestagskandidaten und -kandi- 
datinnen mit unserer Forderung für ein 
soziales Europa konfrontieren. 44 

www.dgb.de, W.T. 



Miese Arbeit - „billig wie Dreck“ 

Zehn Jahre Agenda 2010: „Arm trotz Arbeit“ wird zur Massenerscheinung 


Ein „Jobwunder 44 habe sie bewirkt, 
Schröders soziale Konterreform, die 
er vor zehn Jahren im Bundestag prä¬ 
sentierte. So viele Jobs wie noch nie, 
zwei Millionen Beschäftigte (1,7 Mil¬ 
lionen Arbeitnehmer mehr) mehr als 
im Spitzenjahr 2000 und weniger Ar¬ 
beitslose. Wundert man sich allerdings, 
ob der Arbeitsleistung dieser Mehrar¬ 
beiter, denn das Gesamtvolumen der 
geleisteten Arbeitsstunden ist gleich 
geblieben (+ 0,25 %). 

Der Grund?! Immer mehr Menschen 
arbeiten in zerstückelten, atomisier- 
ten Beschäftigungsverhältnissen. Das 
Proletariat wurde zunehmend zum 
Prekariat. Mini-Jobber gibt es in der 
heutigen Form erst seit 2003, die fünf 
Millionen ausschließlich geringfügig 
Beschäftigten werden in der Arbeits¬ 
statistik als Vollbeschäftigte erfasst. 
Selbst Ein-Euro-Jobs werden so mit¬ 
gezählt. 

Die Zahl der in Teilzeit arbeitenden 
Frauen und Männer hat sich in den 
vergangenen 15 Jahren auf 8,7 Milli¬ 
onen verdoppelt. Arbeitslose wurden 
mit staatlichen Mitteln in Ich-AGs 
gedrängt; seit dem Jahr 2000 gibt es 
800 000 Solo-Selbständige mehr - 
Durchschnittsverdienst 13 Euro die 
Stunde. Die Leiharbeit hat sich seit 
2003 von 328 000 auf über 900 000 
verdreifacht. Immer mehr Beschäftigte 
werden zu Lückenbüßern, die Arbei¬ 
tenden zum total flexibilisierten „An¬ 
hängsel der Maschine 44 (Marx). 

Hartz IV, das Herzstück der Agenda 
2010, zwingt Arbeitssuchende in pre¬ 
käre Beschäftigungsverhältnisse, nö¬ 


tigt ihnen jede Arbeit als zumutbar 
auf. Mit der Folge, dass immer mehr 
Billig-Jobs entstehen und der Niedrig¬ 
lohnsektor sich signifikant ausweitet. 
Vier Millionen Menschen arbeiten für 
einen Bruttoverdienst von weniger als 
sieben Euro, mehr als ein Fünftel al¬ 
ler Beschäftigten arbeitet im Niedrig¬ 
lohnbereich: zehn Euro und weniger. 
Arbeit wurde „billig wie Dreck 44 , wie 
es der Soziologe Horst Afheldt bereits 
vor mehr als einem Jahrzehnt prophe¬ 
zeite. 

Menschen wie Dreck 
behandelt 

Immer mehr Menschen können von ih¬ 
rer Arbeit, ihren Hungerlöhnen nicht 
mehr leben. „Arm trotz Arbeit 44 wur¬ 
de zu einer Massenerscheinung, „Ar¬ 
beitsarmut 44 zu einem gängigen Begriff. 
Vor allem auch deshalb, weil alle Bun¬ 
desregierungen Mindestlöhne kate¬ 
gorisch ablehnten und damit der Ver¬ 
billigung der Arbeit keine Grenzen 
setzten. Stattdessen zahlt der Staat 
Aufstockung gegen das Verhungern, 
subventioniert die Wirtschaft auf Kos¬ 
ten der Gesellschaft und schwächt da¬ 
mit die Gewerkschaften. Die zyklisch 
schwankende „industrielle Reservear¬ 
mee 44 aus dem 19. Jahrhundert wurde 
ersetzt durch das stehende Zwanzig- 
Millionen-Heer des Prekariats: Zu¬ 
sammen mit den Arbeitslosen macht 
es die Hälfte der Erwerbspersonen 
aus (vergleiche isw-wirtschaftsinfo 46, 
S. 54). Dieses wird eingesetzt, um die 
Ware Arbeitskraft noch mehr zu ver¬ 
ramschen, solide Arbeitsverhältnisse 


zu sprengen. Es dient als Kanonenfut¬ 
ter für die deutschen Exportschlach¬ 
ten. 

Mehr noch. Mit der Losung „For¬ 
dern und Fördern 44 wurde die Hartz- 
IV-Regelung anfangs propagiert. He- 


Berlin, 2.10.2004 

rausgekommen ist ein Fordern ohne 
Fördern. Gefordert wurde grenzenlo¬ 
se Zumutbarkeit, die Bereitschaft, be¬ 
rufliche Qualifikationen und erwor¬ 
bene Kenntnisse und Fähigkeiten auf 
den Müllhaufen zu werfen und mit 
dem Schild herumzulaufen: „Ich neh¬ 
me jede Arbeit an 44 . Gefördert wurde 
nicht Höherqualifizierung, sondern 
berufliche und arbeitsmäßige Degra¬ 
dierung und Deklassierung. Den Men¬ 


schen wurde der Stolz auf ihren Beruf 
genommen und ihre Würde dazu. Sie 
wurden und werden schikanös und wie 
Dreck behandelt. 

Arbeitslose haben heute gewisserma¬ 
ßen die Wahl zwischen „Arm durch 


Arbeit 44 als Billiglöhner oder „Arm 
durch Gesetz 44 als Hartz-IV-Empfän- 
ger. Hartz-IV wurde inzwischen zum 
Synonym für Armut. Die Regelsätze 
sichern gerade mal das physische Exis¬ 
tenzminimum, das nackte Überleben. 
Aber selbst dafür müssen die Bedürf¬ 
tigen sich ausziehen bis aufs Hemd, 
ihr wenige Erspartes und freiwillige 
Altersvorsorge offenbaren und erst 
verscherbeln. Dazu Verdächtigungen 


und „Missbrauchs 44 vorwürfe, Schnüf¬ 
feleien bis ins Schlafzimmer. Und das 
alles für ein Almosen. Es bedurfte erst 
eines Urteils des Bundesverfassungs¬ 
gerichtes (Februar 2010), um festzu¬ 
legen, dass Hartz-IV-Empfänger ein 
Grundrecht auf Gewährleistung ei¬ 
nes menschenwürdiges Existenzmini¬ 
mums haben und es verpflichtete den 
Staat, dieses Minimum zu garantieren 
zu konkretisieren. Die Hartz-IV-Re- 
gelsätze und ihre Festlegung entspre¬ 
chen bis heute diesen Anforderungen 
nicht. Sie sind mit dem Grundgesetz 
unvereinbar, verfassungswidrig. Sie 
ermöglichen den Empfängern keine 
Teilhabe am gesellschaftlichen und 
kulturellen Leben. Zur beruflichen 
Deklassierung kommt so die Exklu- 
dierung, die Ausgrenzung der Men¬ 
schen aus der Gesellschaft. Sie werden 
abgeschoben. 

Hartz IV, das ist heute die Bezeich¬ 
nung für die Rutsche, die Arbeitslose 
nach einem Jahr in die Armut führt. 
„Dieses Gerät hat das soziale Netz er¬ 
setzt 44 , schreibt der Innenressortchef 
der Süddeutschen Zeitung, Heribert 
Prantl (SZ, 9.3.2013). „Es ist bezeich¬ 
nend, dass sich die Zahl der Tafeln, an 
der Bedürftige Lebensmittel erhalten, 
seit der Agenda vervielfacht hat. Diese 
Agenda wird heute südeuropäischen 
Staaten als Gesundungsrezept ange¬ 
dient: Privatisierung, Deregulierung, 
Prekarisierung. Die Agenda nun also 
für Europa? Man soll aus Fehlern ler¬ 
nen; man soll sie nicht repetieren, po¬ 
tenzieren, europäisieren 44 . 

Fred Schmid, isw 
(Der Kommentar ist Teil des isw-wirtschafts- 
infos „Bilanz 2012 - Ausblick 2013/Bilanz der 
schwarz-gelben Bundesregierung“, das im 
April bei isw erscheint.) 
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„Es gibt keinen Weg zum Frie¬ 
den, denn Frieden ist der Weg “ 
Mahatma Gandhi 

Beteiligt 
euch an den 
Ostermärschen! 

Aufruf des DGB-Bezirks 
Baden-Württemberg 

Afghanistankrieg beenden, Frie¬ 
denslösung für den Nahen Osten 

Seit über einem Jahrzehnt ist die Bun¬ 
deswehr in kriegerische Auseinander¬ 
setzungen in Afghanistan verwickelt. 
Wir fordern ein schnelles Ende der 
deutschen Beteiligung und die sofor¬ 
tige Beendigung des Afghanistan-Ein¬ 
satzes. Notwendig sind zivile Lösun¬ 
gen. Der Nahe Osten entwickelt sich 
zunehmend zum Pulverfass. Auch hier 
sind militärische „Lösungen“ verfehlt. 
Die Probleme im Nahen Osten müs¬ 
sen mit friedlichen Mitteln gelöst wer¬ 
den, orientiert am Völkerrecht - also 
Respektierung des Gewaltverbots und 
des Gebots der staatlichen Nichteinmi¬ 
schung sowie Respektierung der UN- 
Resolutionen. 

Unsere Antworten: Abrüstung, zivile 
Hilfen, Entwicklung und fairer Handel. 
Die Bundeswehr wird konsequent zu 
einer international operierenden In¬ 
terventionsarmee umgebaut. Bei den 
Auslandseinsätzen mit deutscher Be¬ 
teiligung geht es oft auch um Machtpo¬ 
sitionen beim Zugriff auf Öl, Rohstoffe 
und Transportwege. Mali ist so ein Bei¬ 
spiel. Wir sagen: Deutsche Außenpoli¬ 
tik muss von den Zielen Abrüstung, zi¬ 
vile Hilfen und fairer Handel geprägt 
sein. Ein Skandal ist die Rüstungsex¬ 
portpolitik der Bundesregierung. Die 
Rüstungsproduktion muss auf zivile 
Produkte umgestellt werden. 

Die NATO und die Bundesregierung 
setzen die falschen Prioritäten 

Jedes Jahr sterben mehr Menschen 
durch wirtschaftliche Not und Krank¬ 
heiten. Ziel aller Politik muss vor allem 
sein, den Menschen ein Leben ohne 
Not zu sichern, ihnen Sicherheit vor 
Armut, Krankheit, Ausgrenzung, Ver¬ 
letzung von Menschenrechten zu ge¬ 
ben. Dies erfordert eine grundlegend 
veränderte „Sicherheitspolitik“, in der 
die Verwirklichung der im Jahr 2000 
von der UNO beschlossenen Milleni- 
ums-Entwicklungsziele im Mittelpunkt 
steht. Davon sind wir immer noch weit 
entfernt. 

Wir setzen uns ein für Abrüstung, so¬ 
ziale Gerechtigkeit, zivile Hilfen, Be¬ 
friedigung der menschlichen Grundbe¬ 
dürfnisse, Demokratie und Menschen¬ 
rechte für alle. 

Für eine Welt ohne Atomwaffen 
und Massenvernichtungswaffen 

Wir treten ein für eine Welt ohne Atom¬ 
waffen und Massenvernichtungswaffen. 
Auch die friedliche Nutzung der Atom¬ 
energie gefährdet unsere Zukunft. Zur 
Energiewende und einer Ressourcen 
schonenden Wirtschaftsweise gibt es 
keine Alternative. Nachhaltiges Wirt¬ 
schaften ist auch Friedenspolitik. 

Bundeswehr zurück in die Kasernen 

Die Bundeswehr intensiviert seit der 
Umstellung auf eine Berufsarmee im 
Jahr 2011 ihre Nach wuchs Werbung. Be¬ 
sonders mit Auftritten von Jugendoffi¬ 
zieren an Schulen und in der Lehrerbil¬ 
dung versucht sie, Jugendliche für den 
Soldatenberuf zu werben. Dem setzen 
wir die von der Landesverfassung ge¬ 
forderte Erziehung zum Frieden ent¬ 
gegen. Wir fordern die Kündigung des 
Kooperationsabkommens Schule - 
Bundeswehr und das Verbot von Rüs¬ 
tungsforschung an den Hochschulen. 

Krieg verbrennt unsere Welt! 

Wir wollen Frieden 
schaffen ohne Waffen! 

Der DGB ruft dazu auf: 

Beteiligt euch an den 
Ostermärschen! 


Innenpolitik unsere zeit m 

Im K(l)assenkampfmodus 


Der Spiegel hört im Willy-Brandt- 
Haus die alten Lieder singen: „Wahl¬ 
programm der SPD: Linksschwenk, 
Marsch!“ Kanzlerkandidat Steinbrück 
sei „in die Rolle des Kapitalismuskri¬ 
tikers geschlüpft“. Die SPD gebe sich 
„links wie lange nicht.“ „Die Mietprei¬ 
se sollen gedeckelt werden, die Banken 
reguliert, der Lobbyismus zurückge¬ 
drängt“, „Gutverdiener“ stärker belas¬ 
tet werden. „Kann das funktionieren?“ 
fragt sich besorgt das Sturmgeschütz 
der Marktradikalen. 

Nun, dass so etwas eine Funktion des 
Medieneinsatzes ist, dürfte wohl kaum 
jemanden so präsent sein, wie den Her¬ 
ren (gibt es auch Damen?) im Glas¬ 
klotz auf der Hamburger Ericusspitze. 
Hier werden Päpste gesalbt und Hitler 
gezeugt, warum sollte es da nicht beim 
Kapitalismuskritiker Peer funktionie¬ 
ren? Schließlich hatte man ja auch den 
Arbeiterführer Gerhard Schröder er¬ 
schaffen. 

Kleine Erinnerung: Der präsentierte 
vor der Wahl 1998 „neun gute Grün¬ 
de, SPD zu wählen.“ Der zehnte heiße 
„Kohl“. 

Man werde sehen „wir halten, was wir 
versprechen“. Und das sah damals so 
aus: 


1. Mehr Arbeitsplätze - durch eine 
konzertierte Aktion für Arbeit, Inno¬ 
vation und Gerechtigkeit. Arbeitslosig¬ 
keit kann man bekämpfen. 2. Ein So¬ 
fortprogramm. 100 000 Arbeitsplätze 
für Jugendliche und mehr Lehrstellen 
durch eine Ausbildungsoffensive 99. 3. 
Aufbau Ost wird zur Chefsache - und 
mit einem gebündelten Zukunftspro¬ 
gramm vorangetrieben. 4. Deutschland 
als Ideenfabrik - durch Verdoppelung 
der Investitionen in Bildung, Forschung 
und Wissenschaft in fünf Jahren. 5. Be¬ 
kämpfung der Kriminalität - und ihrer 
Ursachen, Verhinderung der Geldwä¬ 
sche, Einzug illegaler Vermögen, Ver¬ 
hinderung illegaler Beschäftigung. 6. 
Neuer Aufbruch für die Frauenpoli¬ 
tik - durch Aktionsprogramm „Frau 
und Beruf“ und eine eigenständige Al¬ 
terssicherung. 7. Mehr Steuergerech¬ 
tigkeit - durch Entlastung von Famili¬ 
en (mit zwei Kindern) um 2 500,- DM 
pro Jahr, mehr Kindergeld. 8. Bezahl¬ 
bare Gesundheit - durch Entlastung 
chronisch Kranker bei der Zuzahlung, 
Jugendliche erhalten wieder Zahner¬ 
satzleistungen. 9. Mehr soziale Gerech¬ 
tigkeit. Kohls Fehler korrigieren bei 
Renten, Kündigungsschutz und Lohn¬ 
fortzahlung im Krankheitsfall. 


„Gehalten“ wurde - nach der Wahl - 
die Agenda-Rede: „Wir werden Leis¬ 
tungen des Staates kürzen, Eigen¬ 
verantwortung fördern und mehr Ei¬ 
genleistung von jedem Einzelnen 
abfordern müssen.“ Zuvor hatte der 
Kanzler Schröder erkannt: „Es gibt 
kein Recht auf Faulheit in unserer Ge¬ 
sellschaft.“ Und im Januar 2005 konn¬ 
te der „Genosse“ bei seinen Bossen in 
Davos glücklich Vollzug melden: „Wir 
haben einen der besten Niedriglohn¬ 
sektoren aufgebaut, den es in Europa 
gibt.“ Stimmt. Wenn man gut mit aso¬ 
zial übersetzt. Allerdings, nun ist Frau 
Merkel recht erfolgreich dabei, die ro¬ 
saolivgrünen Segnungen für den Rest 
Europas nachzuholen. 

Ob es mit Blockupy-Peer klappt hängt 
davon ab, ob die Sozen mit ihrem 
Steinbrück von den Bild- und Bertels¬ 
männern für fähiger gehalten werden, 
ihre nun geforderte „Agenda 2020“ zu 
verkaufen. Die Lichtgestalt Schröder 
ist ja auch wieder an Bord. Bislang 
hatte da „Mutti“ die Nase vorn. Wer 
kauft schon was von einem blasiert¬ 
pampigen Beutelschneider. Aber das 
ist eine Sache des „Branding“, des 
Markenaufbaus, also ein eher techni¬ 
sches Problem. Wenn die Krise auch 


„Mutti“ verbrannt hat - Pinke-Peer 
steht bereit. „So links, wie lange nicht 
mehr.“ 

Für alle die gerne an das niedliche 
„kleinere Übel“ SPD glauben wollen: 
Jenseits der Rhetorik. Dort wo es ums 
Eingemachte geht. Haushaltsdebat¬ 
te 13. März 2013. Was war die Kritik 
des SPD-Sprechers Carsten Schneider 
an Schäubles Sparhaushalt? Verfall 
der Infrastruktur? Altersarmut? Un¬ 
terfinanzierung von Bildung, Soziales, 
Gesundheit und, und, und? Null. Ab¬ 
solut Null. Schäuble habe nicht genug 
gespart. Nicht zuviel, zu wenig Schäub¬ 
le sei da im Haushalt. Trotz der „ext¬ 
rem guten Zahlen“ mache er „in die¬ 
sem Jahr 17 Mrd. Euro neue Schulden“. 
„Keinen einzigen Cent tilgen sie!“ Die 
SPD, darauf ist Schneider stolz, habe 
dagegen „die Aufnahme der Schulden¬ 
bremse in die Verfassung beschlossen“. 
Gegen dieses fiskalische Harakiri ist 
alle Wahlkampfreklame belanglos. Da 
kann die „Kampa“ auch 99 „gute Grün¬ 
de“ raushauen. Sie sind genau so viel 
wert wie Schröders Wahlkampfkarte 
von 98. 

Schon klar, es ist zwecklos. Der Sinn 
des Glaubens ist, zu glauben. 

Guntram Hasselkamp 


Wenn der Aufruhr tanzt 


Das war der Februar 2013 • Von Jane Zahn 


von 25 Millionen Dollar hat er auch 
nicht gesehen. Und den Reibach ma¬ 
chen Hollywoods Filmstudios und die 
Computerspiel-Hersteller. Verbrechen 
lohnt sich eben nicht - nicht mal, wenn 
es die Regierung befiehlt. 

Ein Rüstungsgegner wird vom Gericht 
zu 60 Tagessätzen ä 40 Euro verurteilt, 
weil er die Arbeiter von Krauss-Maffei 
zur Sabotage aufgerufen hatte. Das ist 
nämlich ein Verbrechen - nicht etwa 
die Herstellung und der Vertrieb von 
Waffen, die nur zu dem Zweck herge¬ 
stellt werden zu töten. 

Eine Notoperation sei der Krieg in 
Mali, meinen die Olivgrünen. Das Wort 
ist neu. Bisher hatten wir chirurgische 
Eingriffe, humanitäre Aktionen, und 
Menschenrechtsverteidigungen. War 
alles wohl zu lasch. Hat ja auch nir¬ 
gend- wo zu einer Be¬ 


vernachlässigbar werden. Dass dann 
auch noch Pferdefleisch zu Rindfleisch 
deklariert wird, ist nur noch das Sah¬ 
nehäubchen - pardon, wohl eher der 
Scheißhaufen oben drauf. 

Die EU will solche Menschenversu¬ 
che überhaupt erleichtern. In Zukunft 
sollen die Pharmakonzerne selbst den 
Staat vorschlagen, in dem die Versuche 
stattfinden und der über das Ergebnis 
Bericht erstattet. Und eine Ethik-Kom¬ 
mission - die bei Tierversuchen immer¬ 
hin noch vorgesehen ist - soll ganz weg¬ 
fallen. Warum auch solchen Aufwand 
betreiben! Die Kranken sind dazu da, 
dass sich die Konzerne gesundstoßen 
können! Schließlich sind die Medika¬ 
mente nur dann nicht zu teuer, wenn 
man bedenkt, wie viele Nebenwirkun¬ 
gen man damit erzielt! 

Aber es gab auch gute Nachrichten in 
diesem Monat Februar: 

Am 14. Fe¬ 
bruar 
war 



er evangelische Ex-Pfarrer und 
jetzige Bundespräsident Joa¬ 
chim Gauck beklagt den Mangel 
eines Gründungsmythos der EU „nach 
Art einer Entscheidungsschlacht, in der 
Europa einem Feind gegenübertreten, 
siegen oder verlieren könnte.“ Na, dem 
kann abgeholfen werden! 

Wie wäre es mit einer Schlacht gegen 
die Gelbe Gefahr? Die neuen Hun¬ 
nen? Oder doch lieber gegen die bö¬ 
sen russischen Untermenschen? Oder 
etwa gegen die Übermacht der USA, 
gegen die die EU ja eigentlich gegrün¬ 
det wurde? 

Die USA hat jetzt zunehmend Proble¬ 
me in den eigenen Reihen. Will sagen, 
bei ihren Soldaten. 

Die drehen offenbar langsam durch. 
„Sie können mich nicht töten. Wir sind 
verdammt noch mal unbesieg¬ 
bar. Ich habe einen — ■ ■ 

Schutzengel.“ 


Schrieb 



V' ^ 

/ 


Scharfschütze Chris Kyle in seinem 
Buch „American Sniper“. Das wollte 
einer seiner Schüler offenbar mal aus¬ 
probieren und erschoss ihn am 2. Feb¬ 
ruar auf dem Schießstand. Dort übte 
Chris mit traumatisierten Irak-Vetera¬ 
nen - ausgerechnet Schießen. Naja, was 
anderes konnte er eben nicht. Er soll 
im Irak-Krieg 250 Menschen erschos¬ 
sen haben. „Jeder, den ich erschossen 
habe, war böse. Ich hatte gute Grün¬ 
de für jeden einzelnen Schuss. Sie alle 
haben es verdient zu sterben.“ Haben 
es auch die 349 amerikanischen Sol¬ 
daten verdient zu sterben, die sich im 
Jahre 2012 selbst umgebracht haben? 
Wer hat die auf dem Gewissen? Und 
was passiert mit den erfolgreichen 
Mördern nach ihrem „Dienst“? Der 
Mann, der Osama Bin Laden erschoss, 
beklagt sich nun bitter, dass er weder 
einen Job noch eine Krankenversiche¬ 
rung hat. Die ausgelobte Belohnung 


friedung geführt und dauert immer 
noch - kein Ende abzusehen. Jetzt wird 
also in Mali notoperiert - in Reichwei¬ 
te der Uran- und Goldvorkommen. Die 
gilt es nämlich zu retten mit dieser Not¬ 
operation. Der Patient Mali kann ja ru¬ 
hig draufgehen dabei. 

Die Medien sind mal wieder sehr ge- 
fühlig. Pferdefleisch in der Lasagne - 
igittigitt! Warum eigentlich? Pferde¬ 
fleisch ist sicherlich gesünder als z.B. 
anitbiotikum- und hormonbehandelter 
Truthahn. 

Der Skandal ist doch eher, wie der 
Betrug zustande kam: Eine Fleisch¬ 
verarbeitungsfirma in Südfrankreich 
bestellt Fleisch bei einem Händler in 
Zypern. Der wiederum bestellt es bei 
einem anderen in den Niederlanden, 
und der kaufte es in Rumänien. Das ist 
nur möglich, weil durch die Subventio¬ 
nen die Kosten für Transport, Kühlung, 
Schlachtung und Haltung von Tieren 


nicht nur Valentinstag, sondern auch 
Aktionstag. 5 000 Organisationen aus 
200 Ländern riefen auf zu „One Billion 
Rising“. Frauen und Männer gingen auf 
die Straße und tanzten gegen die Ge¬ 
walt an Frauen. In Mumbai und Mexi¬ 
ko-Stadt wurden ganze Stadtviertel ab¬ 
gesperrt, damit die Menschen auf den 
Straßen tanzen konnten. In Deutsch¬ 
land war die Bewegung noch nicht so 
groß, aber weit verbreitet, bunt und 
fröhlich. 

Am 25. 2. begann in England ein Pro¬ 
zess, der auch in Deutschland Schule 
machen könnte. Anthony Rooke wei¬ 
gert sich, Rundfunkgebühren zu zah¬ 
len, und beruft sich dabei auf den bri¬ 
tischen „Terrorism Act 2000“, der bri¬ 
tische Bürger vergattert, auch beim 
geringsten Verdacht, damit Terrorismus 
zu unterstützen, von Zahlungen abzu¬ 
sehen - unter hohen Strafandrohun¬ 
gen. Rooke argumentiert nun, dass die 


BBC durch die ständigen Desinforma¬ 
tionen über den Ablauf der Anschläge 
vom 11.09.2001 die wahren Terroristen 
decke und damit Beihilfe leiste. Und 
es gibt tatsächlich noch einen Richter, 
der dieses Argument als hinreichend 
begründet ansieht, um darüber einen 
Prozess zu führen. In diesem Prozess 
sollen internationale Experten gehört 
werden, die die offizielle Verschwö¬ 
rungsversion von Osama und den 19 
Teppichmessern anzweifeln. 

Auch ARD und ZDF weigern sich, 
Argumente gegen diese Theorie an¬ 
gemessen darzustellen. Ob sich aller¬ 
dings auch in der BRD ein Richter fin¬ 
det, der den Mut hat, dies zum Thema 
eines Prozesses zu machen, ist fraglich. 
Es wird also wohl nicht als Grund gel¬ 
ten können, hier die Gebühren zu ver¬ 
weigern ... 

Hier wird ja nicht verweigert! 

Die deutschen Arbeiter streiken nicht, 
bzw. zu wenig, und überhaupt sind sie 
kampfesmüde - so hätten es die Re¬ 
gierenden gerne. Die Zahlen spre¬ 
chen eine andere Sprache: 2012 stieg 
die Zahl der an Arbeitskämpfen 
betei- ^ ligten Beschäftig- 
ten auf das Sechs- 
fache gegenüber 
2011. Und es geht wei¬ 
ter! Mieter gehen auf die Straße für be¬ 
zahlbare Mieten, Landesbeschäftigte 
^ streiken für höhere Löhne, und im 
y Einzelhandel geht es um den Man- 
f teltarif - es gibt viel zu tun! 

\ Und bevor hier in 

Deutschland wie in 
Italien das Volk lie¬ 
ber Komiker wählt 
als Politiker, sollte es besser mehr Auf¬ 
ruhr geben. Denn es nützt gar nichts, 
sich über Italiener zu mokieren. Wartet 
mal ab, was passiert, wenn hier Stefan 
Raab kandidiert! 


Tiermehl - siehe unser Exklusivfoto - 
darf wieder verfüttert werden. Nach 
dem BSE-Skandal war EU-weit ein 
Verbot der Verfütterung von Tiermehl 
erlassen worden. Das wurde nun 
aufgehoben. Es heißt allerdings nicht 
mehrTiermehl, sondern „transfor¬ 
mierte tierische Proteine“. Die sind 
erstmal als Fischfutter wieder erlaubt, 
sollen aber auch für Schweine und 
Geflügel ab 2014 erlaubt werden. 
Dann doch lieber Pferdefleisch! Das 
haben immerhin Generationen von 
Menschen schon gegessen, ohne dass 
es ihnen geschadet hat. Ein guter 
Langzeit-Versuch! 
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Sozialdemokratischer Spagat 

Wie die SPD ihr Image aufbessern will 


W er sich mit Zielen und Auf¬ 
gaben der SPD im Bundes¬ 
tagswahlkampf 2013 vertraut 
machen will, sollte nicht so naiv sein, 
dem 120-seitigen Wahlprogramm mit 
seinen vielen Versprechungen zu ver¬ 
trauen. Wir kennen das: Vor den Wah¬ 
len alles versprechen - nach den Wah¬ 
len vieles brechen! Aber diesmal, wo es 
vorrangig um das begrü¬ 
ßenswerte Thema „So¬ 
ziale Gerechtigkeit“ ge¬ 
hen soll, sollten wir als 
politisch Interessierte 
noch genauer auf Ab¬ 
sichten, Forderungen 
und ihre Realisierbar¬ 
keit hinschauen. Denn 
in Wahrheit geht es hier 
nicht nur um den Ver¬ 
such der SPD, die „klei¬ 
nen Leute“ zurückzuge¬ 
winnen, sondern auch 
darum, der Partei „Die 
Linke“ einen Teil ihrer 
Wählerschaft zu neh¬ 
men und die Linke ins¬ 
gesamt zu schwächen. 

Deshalb darf man eine 
Vorgeschichte, die die¬ 
se Wahlstrategie und 
Wahltaktik haben, nicht 
aus dem Auge verlieren. 

Zu dieser Vorgeschichte 
gehören folgende Fak¬ 
ten. Zum Beispiel die 
Kenntnis davon, dass 
zur Absicherung seiner 
politischen Herrschaft 
das Kapital hierzulande 
über die Jahrzehnte ein Parteiensystem 
mit klaren voneinander abgegrenzten 
Aufgaben etabliert hat. So genannte 
„demokratische Parteien“ sollen da¬ 
für sorgen, dass an ihren Rändern kei¬ 
ne politischen Gruppierungen entste¬ 
hen, die diese Herrschaft gefährden 
könnten. Für die konservativ-liberalen 
bis hin zu reaktionären Kreisen sollen 
die Unionsparteien mit Hilfe der FDP 
den politischen Raum von der Mitte bis 
Rechts absichern. Für den Raum von 
der Mitte nach Links ist im wesentli¬ 
chen die SPD verantwortlich. 

Die Krise des Kapitalismus im allge¬ 
meinen, verbunden mit Demokratie- 
und Sozialabbau sowie Kriegspolitik 
haben in den letzten Jahrzehnten je¬ 
doch zu einigen „Verwerfungen“ ge¬ 
führt. Mit den Grünen entstand im 


Lager Mitte-Links vor 30 Jahren eine 
neue Partei, die - wie wir inzwischen 
alle wissen - seit langem in der etab¬ 
lierten Parteienlandschaft angekom¬ 
men ist. Mitte-Rechts hielt bisher sei¬ 
nen Raum „sauber“, sieht sich aller¬ 
dings im Zuge der Europakrise neuen 
Gefahren durch das Auftreten der in 
Bayern starken „Freien Wähler“, die 


nun auch bundesweit antreten wollen, 
und der beabsichtigten Neugründung 
einer Partei namens „Alternative für 
Deutschland“ ausgesetzt. 

Auf der anderen Seite ist im Zuge der 
neoliberalen Entwicklung und ihren 
sozialen Folgen - Stichwort Aganda 
2010 - im Jahre 2005 die Partei „Die 
Linke“ entstanden. Erneut ging das zu 
Lasten der SPD-Wählerstimmen. Die 
SPD ist aus Sicht des Kapitals in ihrem 
politischen Hauptaufgabenbereich 
zwar als Regierung mit größter Zu¬ 
friedenheit gewürdigt worden, aber im 
parteipolitischen Bereich, Mitte-Links 
abzusichern, offensichtlich nicht nach¬ 
gekommen. Man könnte sagen: Ver¬ 
dammte Agenda 2010 - die Geburts¬ 
stunde der Linkspartei -, doch die SPD 
sieht das bekanntlich anders. Und da 


sind wir beim Spagat: Einerseits sozial¬ 
reaktionäre Partei - nun Hilferufe nach 
sozialer Gerechtigkeit. 

Da sind wir denn beim aktuellen Wahl¬ 
programm 2013 der SPD mit dem Titel 
„Deutschland besser und gerechter re¬ 
gieren“. Die SPD setzt - im scheinba¬ 
ren Widerspruch zur Agenda 2010 - auf 
„soziale Gerechtigkeit“. Ihr Kanzler¬ 


kandidat Steinbrück bezeichnet alles, 
was gefordert wird, als „Gerechtigkeits¬ 
forderungen“. Dazu gehören auf einmal 
ein flächendeckender Mindestlohn von 
8,50 Euro - in ihrer Regierungszeit hat 
die SPD dafür keine Initiative ergriffen, 
sondern Hartz-Gesetze beschlossen. 
Der Spitzensteuersatz soll statt 42 nun 
49 Prozent ab einem Jahreseinkommen 
von 100 000 Euro betragen - bei Kanz¬ 
ler Kohl betrug er noch 53 Prozent! 
Die Vermögenssteuer soll wieder ein¬ 
geführt werden, die der SPD-Finanz- 
minister Eichel abgeschafft hatte! Eine 
Reform des Kindergelds zugunsten so¬ 
zial schwacher Familien wird gefordert. 
Die Finanzmärkte sollen jetzt schärfer 
reguliert werden - in Regierungsver¬ 
antwortung hat 1999 Kanzler Schröder 
dies seinem damaligen Finanzminister 


Lafontaine ausdrücklich untersagt! 
Eine Mietpreisbremse ist vorgesehen 
und eine Solidarrente von 850 Euro 
für Geringverdiener, die mindestens 30 
Beitragsjahre aufweisen können. Rente 
mit 67 soll aber bleiben! 

Die SPD erklärt plötzlich, den Graben 
zwischen Arm und Reich, den sie selbst 
geschaffen hat, nun, u.a. mit Steuerer¬ 
höhungen für Reiche 
bekämpfen zu wollen. 
Da wollte die ARD-Tal- 
kerin Anne Will es ge¬ 
nauer wissen, nämlich, 
mit welchen Belastun¬ 
gen da die Steuerzahler 
denn rechnen müssten? 
Der Kanzler-Kandidat 
Steinbrück gab sich 
konkret: „Das werden 
wir nach der Wahl prä¬ 
sentieren“. 

Das Thema „Soziale 
Gerechtigkeit“ im Bun¬ 
destagswahlkampf - das 
ist ein gutes Thema für 
die da unten gegen die 
da oben. Es hat eben 
damit zu tun, dass die 
Mehrheit der Bundes¬ 
bürgerinnen und Bun¬ 
desbürger der Meinung 
sind, dass es in diesem 
Land sozial ungerecht 
zugeht. Mit dem Blick 
auf das SPD-Wahlpro- 
gramm und die speziel¬ 
len Aufgaben der SPD 
hat es natürlich auch 
damit zu tun, die Par¬ 
tei „Die Linke“ klein zu kriegen. Als 
DKP haben wir Erfahrung mit dieser 
Strategie und Taktik. Mir ist gut in Er¬ 
innerung, was mir der damalige SPD- 
Bundestagsabgeordnete Hans-Jürgen 
Wischnewski sagte: „Wir Sozialdemo¬ 
kraten sind dazu da, um die Kommu¬ 
nisten in den Betrieben klein zu hal¬ 
ten.“ Immerhin zieht demgegenüber die 
Partei „Die Linke“ mit ihrem Image als 
Partei der sozialen Gerechtigkeit und 
mit der Losung „100 Prozent sozial“ in 
den Wahlkampf. 

Den Spagat zwischen Wahlprogramm 
und Realpolitik müssen die Sozialde¬ 
mokraten selbst ausführen. Die DKP 
will mit ihren Vorschlägen und Forde¬ 
rungen „Antworten zu Wegen aus der 
Krise“ geben. Für die DKP ist klar: „So¬ 
zial 4 is 4 Muss 44 . Rolf Priemer 


SPD 


Wer G erechtig keit 

WILL, MUSS DAS 

Soziale sichern. 


Vertrauen in Deutschland. 


Vpd>3* 



Wahlkampf 2005 - Große Lüge für kleine Leute. 


Ein Suppenküchenstaat 

„Wir werden die Leistungen des 
Staates kürzen, Eigenverantwortung 
fördern und mehr Einzelleistung von 
jedem Einzelnen ab fordern müssen. “ 
Agenda-Rede von Bundeskanzler Ger¬ 
hard Schröder im März 2003 

„Unter Führung Gerhard Schröders 
hat sich die Partei der kleinen Leute 
für eine Reformpolitik entschieden, 
welche die kleinen Leute in Scharen 
von der SPD wegtreibt. Die Partei 
scheint plötzlich wie von einer tra¬ 
gischen Mission durchdrungen: das 
Reformwerk vollenden und dann für 
lange Zeit in die Opposition gehen - 
ein Opfer für Deutschland. “ 
FAZ-Leitartikel vom 31.07.2004 

„Die Agenda-Po/itik hat zu einer 
Verelendung größerer Teile der Be¬ 
völkerung geführt. “ Erstmals in der 
Geschichte der Bundesrepublik sei 
im Zuge der Hartz-Reform eine So¬ 
zialleistung abgeschafft worden: die 
lebensstandardsichernde Arbeitslo¬ 
senhilfe, die durch das Arbeitslosen¬ 
geld // auf Fürsorgeniveau ersetzt 
wurde. Der Sozialstaat sei damit zu 
einem „Almosen- und Suppenkü¬ 
chenstaat“ degradiert worden. 

Prof. Christoph Butterwegge im März 
2013 

„Bis an mein Lebensende wird mich 
niemand überzeugen, dass die Agen¬ 
da 2010 eine gute Sache war- weder 
der Inhalt noch das Ergebnis. “ 
DGB-Vorsitzender Michael Sommer 

Und der Stolz von Sozialdemokraten: 
„ich bin immer noch stolz auf die 
Agenda 2010 “. 

SPD-Kanzlerkandidat Peer Steinbrück 

„Aber ich bin stolz auf meine Partei, 
die Verantwortung für unser Land 
übernommen hat. Und es mag ko¬ 
misch klingen, aber ich bin auch stolz 
auf die Debatten und den Streit, die 
wir über die Ausrichtung der Agenda 
geführt haben. “ 

SPD-Fraktionsvorsitzender Frank-Walter 
Steinmeier 

„Die Agenda 2010 hat das Land vor¬ 
angebracht. “ 

SPD-Generalsekretärin Andrea Nahles 


Prävention gegen Links 

Der Aufbau der salafistischen Bedrohung 


Wir erinnern uns: Am 8. Mai vergan¬ 
genen Jahres zeigten die Faschisten 
von ProNRW, die sich gerne bieder- 
männisch geben, zum Abschluss ihres 
Wahlkampfs in einigen Städten Moha- 
med-Karikaturen. Dabei genossen sie 
erhebliche mediale Resonanz, zumal 
die Aktion einige Salafisten auf den 
Plan rief, die sich mit Begeisterung auf 
die Provokation einließen. In Solingen 
kam es zu Gewalttätigkeiten. Das ge¬ 
schah unmittelbar vor der Landtags¬ 
wahl in NRW. Bundesinnenminister 
Hans-Peter Friedrich nahm Partei: 
„Wir werden uns nicht gefallen lassen, 
dass gewaltbereite Salafisten den Frie¬ 
den im Lande stören“. 

In den frühen Morgenstunden des 
13. Juni 2012 gingen mehr als achthun¬ 
dert Polizisten in Nordrhein-Westfalen, 
Berlin, Bayern, Hessen, Niedersachsen, 
Hamburg und Schleswig-Holstein in 
den Wohnungen und Geschäftsräumen 
von 71 mutmaßlichen Salafisten auf die 
Suche nach belastendem Material und 
beschlagnahmten Gegenstände bei drei 
Vereinigungen. 

Am 7. Dezember teilte Friedrich zum 
Schluss einer Innenministerkonferenz 
in Rostock-Warnemünde mit, dass sie 
für eine schnellere Ausweisung gewalt¬ 
tätiger Salafisten sorgen wollten. „Wer 
in Deutschland Gesetze überschreitet, 
egal ob aus politischen oder religiösen 
Gründen, fliegt raus, der wird ausge¬ 


wiesen“, sagte Friedrich. Bislang be¬ 
stehende Ermessensspielräume solle 
es künftig nicht mehr geben, Ziel sei 
eine „klare Pflichtregelung“. Die zu¬ 
ständigen Behörden von Bund und 
Ländern hätten den Auftrag erhalten, 
Gesetzesänderungen vorzubereiten. 
Darüber solle bei der nächsten Minis¬ 
terkonferenz im Frühjahr 2013 beraten 
werden. 

Als am 10. Dezember 2012 eine her¬ 
renlose Tasche mit einer zündfähigen 
Spreng Vorrichtung auf einem Bonner 
Bahnsteig entdeckt wurde, ließen uns 
die Sicherheitsbehörden wissen, dass 
hier ein Sprengstoffanschlag von hoher 
Gefährlichkeit vereitelt worden sei. Es 
gebe Anhaltspunkte, dass der versuch¬ 
te Sprengstoffanschlag einer terroris¬ 
tischen Vereinigung radikalislamisti- 
scher Prägung zuzurechnen sei. Der 
Vorsitzende des Innenausschusses im 
Bundestag, Wolfgang Bosbach (CDU), 
brachte die Behörden auf Trab, als sie 
die Gefährdungslage zu unterschätzen 
drohten. Aber irgendwie entwickelte 
sich aus dem Tatbestand noch nicht so 
recht die rechte Stimmung. 

Auf einer Veranstaltung am 27. Februar 
im Internationalen Club La Redoute in 
Bonn plauderte der frühere Präsident 
des Verfassungsschutzes Heinz Fromm: 
Entgegen allen Erkenntnissen, die im 
Zusammenhang mit der Zwickauer 
Terrorzelle inzwischen bekannt ge¬ 


worden seien, gehe die größte Gefahr 
in Deutschland doch weiterhin vom is- 
lamistischen Terrorismus aus. Die Ab¬ 
wehr dieser Tendenzen habe „obers¬ 
te Priorität“. Dabei sei es gar nicht so 
schwierig, V-Leute für die Islamisten¬ 
szene zu finden. „Das funktioniert bes- 


Der niedersächsische In¬ 
nenminister Uwe Schü- 
nemann, gegenwärtig der 
Vorsitzender der IMK, 
lässt durch die Gewalt, 
die er der Sprache antut, 
schon jene erahnen, die 
uns droht. 


ser als gedacht“, meinte Fromm. (Kölni¬ 
sche Rundschau 28.2.13). 

Am Mittwoch, den 13. März, waren 
Hunderte Polizeibeamte seit den frü¬ 
hen Morgenstunden in Hessen und 
Nordrhein-Westfalen im Einsatz, um 
Durchsuchungen bei insgesamt 20 Tat¬ 
verdächtigen vorzunehmen. „Der Sala- 
fismus, so wie er von den heute verbo¬ 
tenen Vereinen vertreten wird, ist un¬ 
vereinbar mit unserer freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung“, be¬ 
gründete Friedrich den Einsatz. 


Ganz zufällig hatte die nordrhein-west¬ 
fälische Polizei just an diesem Morgen 
nicht weniger als einen Mordanschlag 
von Islamisten auf Markus Beisicht, 
den Vorsitzenden von ProNRW, verei¬ 
teln können. „Zwei dem Verfassungs¬ 
schutz seit längerem bekannte Män¬ 
ner“ wurden in der Nähe der Wohnung 
Beisichts in Leverkusen festgenom¬ 
men. „Die Aktion stand aber offenbar 
nicht im direkten Zusammenhang mit 
dem großangelegten Schlag, zu der die 
Sicherheitsbehörden am Mittwochmor¬ 
gen gegen die islamistische Szene aus¬ 
geholt hatten“, behauptet die FAZ am 
14. März, offenbar in der Absicht, ge¬ 
genteilige, aber naheliegende Mutma¬ 
ßungen zu entkräften. 

Womöglich besteht aber ein direkter 
Zusammenhang mit den Plänen der 
Innenministerkonferenz (IMK). Der 
niedersächsische Innenminister Uwe 
Schünemann, gegenwärtig der Vorsit¬ 
zender der IMK, lässt durch die Ge¬ 
walt, die er der Sprache antut, schon 
jene erahnen, die uns droht. Er nennt 
als Schwerpunkte der IMK in diesem 
Jahr die gemeinsame Anti-Terror- 
Strategie des Bundes und der Länder. 
Die Formulierung und Umsetzung be¬ 
stimmter Standards in der Terrorismus¬ 
bekämpfung erfordere zwangsläufig 
eine nationale Steuerungs- bzw. Koor¬ 
dinierungsstelle (NATS) unter struk¬ 
tureller Beteiligung der Länder. Unter 


Einbindung bereits vorhandener Zen¬ 
tren würde eine solche Organisation 
die Expertise der Sicherheitsbehörden 
optimal bündeln. Es wäre das institu¬ 
tioneile Kernstück einer NATS sowie 
Impulsgeber für eine eng vernetzte 
Sicherheitsarchitektur in der Terroris¬ 
musbekämpfung. 

Eine NATS diene dem Schulterschluss 
zwischen Staat und Gesellschaft, indem 
sie die Extremismus- und Terrorismus¬ 
prävention als zentrales Handlungsfeld 
nachhaltiger Sicherheitspolitik heraus¬ 
stelle. Während die Präventionsarbeit 
im Kampf gegen Rechtsextremismus 
breite Akzeptanz finde und gesell¬ 
schaftlich verankerte Präventionsnetz¬ 
werke mit staatlicher Unterstützung er¬ 
folgreich wirkten, gebe es in anderen 
Bereichen Optimierungsbedarfe (Pres¬ 
semitteilung IMK vom 9.1.13). 
Gesetzesänderungen sind angesagt. 
Aktionsorientiert wird die Öffentlich¬ 
keit auf den Kampf gegen Links vor¬ 
bereitet. Es entstehen Mitleidseffekte 
mit Pro NRW und in Gestalt der Kon¬ 
troverse Salafisten/Pro NRW ein rassis¬ 
tisches Szenario, das von Sarrazin ent¬ 
worfen sein könnte und Huntingtons 
„Kampf der Kulturen“ beleben wird. 
In Erwartung unausweichlicher Krisen¬ 
folgen bereiten sich die Innenminister 
auf eine Krise bisheriger Herrschafts¬ 
formen vor. 

Klaus Stein 
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Wenn die EU Zypern „hilft .. 

... haben die Zyprer nichts zu lachen 


G anz so brutal und im Hauruck- 
Verfahren, wie ursprünglich 
von den EU-Oberen vorgese¬ 
hen und von dem Ende Februar neu 
gewählten rechtskonservativen zyp¬ 
rischen Staatspräsidenten Anastasia- 
des (s. UZ v. 1.3.) akzeptiert, konnte die 
Teil-Enteignung der Sparer in Zypern 
offenbar nun doch nicht durchgezogen 
werden. Von einer für Dienstagabend 
angesetzten Abstimmung im zyp¬ 
rischen Parlament (nach unserem Re¬ 
daktionsschluss) wurde erwartet, dass 
ein Zugeständnis an die Kleinsparer 
beschlossen wird, um die enorme Wut 
in der Bevölkerung zu besänftigen und 
das von der EU diktierte „Rettungspa¬ 
ket“ insgesamt durchzubringen. Eine 
grundlegende Änderung des EU-Dik- 
tats für Zypern würde damit allerdings 
nicht erreicht. 

Am 16. März hatte die Eurogruppe 
mit Zustimmung des zyprischen Prä¬ 
sidenten Anastasiades ein „Anpas¬ 
sungsprogramm“ beschlossen. Danach 
sollte Zypern aus dem Euro-Rettungs- 
fonds eine Anleihe von 10 Milliarden 
Euro zu günstigen Zinsen bekommen, 
um damit die zyprischen Banken über 
staatliche Hilfe vor einem drohenden 
Bankrott zu „retten“. Einen endgülti¬ 
gen Beschluss darüber wollen die Eu¬ 
ro-Finanzminister erst Ende April fas¬ 
sen, wenn die Einhaltung der damit 
verbundenen EU-Bedingungen durch 
Zypern gesichert ist. Als Gegenleistung 
für die „Finanzhilfe“ schrieben die Eu¬ 
ro-Chefs Zypern nämlich drastische 
„Anpassungsmaßnahmen“ vor, dar¬ 
unter die Zwangsabgabe von allen bei 
zyprischen Banken bestehenden Bank¬ 
guthaben, egal ob klein oder groß, ob in 
in- oder ausländischer Hand. Für Gut¬ 
haben unter 100 000 Euro satte 6,75 
Prozent, darüber 9,9 Prozent. 

Das löste in der zyprischen Bevölke¬ 
rung einen Sturm der Entrüstung aus. 
Noch am Tag zuvor hatte die Regierung 
in Nikosia erklärt, dass ein Zugriff auf 
Bankkonten nicht beabsichtigt sei. 
„Wir sind betrogen worden“ und „Das 
ist Diebstahl“ lauteten die Kommenta¬ 
re in der Bevölkerung. „Wir arbeiten, 
legen etwas zurück, und jetzt nehmen 
sie unser Geld“, sage eine Frau im Fern¬ 
sehen. Viele Menschen stellen zornig 
die Frage, warum sie jetzt mit ihrem 
Geld zahlen sollen für Schulden, für 



Die Bankautomaten auf Zypern gaben zu Wochenbeginn nicht mehr viel her. 


die sie nicht verantwortlich sind. Lange 
Schlagen hatten sich am Wochenende 
vor den Geldautomaten gebildet, um 
wenigstens noch Bargeld bis zum Ta¬ 
geslimit abzuheben. Das Geld für die 
Zwangsabgabe war zu diesem Zeit¬ 
punkt auf den Konten aber schon ge¬ 
sperrt. Der zyprische Zentralbankchef 
hatte den Banken per Rundschreiben 
alle Transaktionen, Auszahlungen und 
Überweisungen innerhalb und außer¬ 
halb Zyperns für die nächsten Tage 
verboten. Die Banken blieben mehrere 
Tage geschlossen. In einer Blitzumfrage 
sprachen sich 71 Prozent der Befragten 
für die Ablehnung des EU-Diktats aus. 
Angesichts der Volkswut - auch bei den 
Wählern, von denen Anastasiades vor 
drei Wochen bei der Präsidentenwahl 
noch eine Mehrheit von 57,5 Prozent er¬ 
halten hat - sah sich der Staatschef zum 
Manövrieren gezwungen. Zumal seine 
Partei DISY im Parlament keine eigene 
Mehrheit und auch,Abgeordnete sei¬ 
ner eigenen Partei wie von seinem li¬ 
beralen Koaltionspartner DIKO ange¬ 


sichts des Volkszorns angekündigt hat¬ 
ten, dass sie der Vereinbarung mit der 
EU nicht zustimmen würden. Deshalb 
wurde eiligst über ein Besänftigungs¬ 
manöver nachgedacht. Demnach sollte 
die Abgabe für kleine Konten bis etwa 
20 000 oder 25 000 Euro reduziert wer¬ 
den, durch Einführung einer „Freigren¬ 
ze“ oder durch Senkung des vorgese¬ 
henen Prozentsatzes. Das veranlasste 
die Euro-Oberen allerdings am Mon¬ 
tagabend nach einer Telefonkonferenz, 
mit der eine solche Konzession an die 
kleinen Bankkunden erlaubt wurde, 
sofort zu der Forderung, dass dann die 
Abgabe für die höheren Guthaben er¬ 
höht werden müsse, damit am Ende 
die gleiche, von der Eurogruppe vor¬ 
geschriebene Summe von 5,8 Milliar¬ 
den Euro von den Kontoinhabern zur 
Sanierung der Banken durch den zyp¬ 
rischen Staat abgeschöpft wird. 

Zur Begründung des Vorhabens war 
wieder einmal das Gespenst vom dro¬ 
henden „Staatsbankrott“ an die Wand 
gemalt worden. De facto wurde damit 


in der EU aber zum ersten Mal ein sol¬ 
cher Zugriff auf die Bankkonten vor¬ 
gesehen - zugleich wohl als „Experi¬ 
ment“ für spätere „Rettungsaktionen“ 
in anderen Staaten wie etwa Italien 
gedacht. Einen solchen „Tabubruch“ 
einer massenhaften Enteignung priva¬ 
ter Bankkontoinhaber hatte es bisher 
in der EU noch nicht gegeben. Und 
natürlich war ein solcher Zugriff auf 
die Sparer keineswegs „die einzige Al¬ 
ternative“. Ein „Schuldenschnitt“, bei 
dem nicht die Bankkunden, sondern 
die Gläubiger, die den Banken Kre¬ 
dite gaben, zur Kasse gebeten worden 
wären, wäre möglich gewesen, ebenso 
eine Inanspruchnahme der Besitzer der 
Banken selbst, also des Finanzkapitals. 
Beides war jedoch von der Eurogrup¬ 
pe wie von Anastasiades nicht gewollt. 
Wenn unter dem Druck der öffent¬ 
lichen Empörung nun erreicht wird, 
dass der Zugriff auf die Bankkonten 
zugunsten der kleinen Sparer modifi¬ 
ziert wird, könnte dies als ein Zeichen 
angesehen werden, dass Volkswider¬ 


Empörung in Moskau 

EU-Diktat für Zypern teuer für Russland 


Trauer in der Bronx 

Chävez unterstützte den New Yorker Stadtteil 


Chinas neue Führung 

Der Nationale Volkskongress Chinas 
hat am 14. März den Generalsekre¬ 
tär der KP Chinas, Xi Jinping, in Pe¬ 
king zum Nachfolger von Präsident Hu 
Jintao gewählt. Zum Vizepräsidenten 
wählten die Delegierten Li Yuanchao. 
Der 59-jährige Xi löst Hu Jintao ab, 
dessen Stellvertreter er bislang war. Er 
hatte angekündigt, die führende Rol¬ 
le der Partei weiter zu verteidigen. Zu¬ 
dem kündigte er die Verbesserung der 
Lebensbedingungen, die Umsetzung 
von Wirtschaftsreformen und den 
Kampf gegen Korruption an. 

Zum Regierungschef wurde mit über 
99 Prozent der Stimmen der 62-jährige 
Li Kequang gewählt. Mit seiner Wahl 
ist der im Herbst vergangenen Jahres 
vom Parteitag der KP Chinas einge¬ 
läutete Führungswechsel in der Spit¬ 
ze der Volksrepublik abgeschlossen. 
Li löste den bisherigen Ministerpräsi¬ 
denten Wen Jiabao ab. Er gehört dem 
Politbüro der Kommunistischen Partei 
an, jedoch nicht deren oberstem Gre¬ 
mium, dem siebenköpfigen Ständigen 
Ausschuss. Der aus der armen ostchi¬ 
nesischen Provinz Anhui stammende 
Politiker war zunächst im Kommunis¬ 
tischen Jugendverband tätig. Bevor er 
zum Vizepremier gewählt wurde, war 
Li Parteichef in Henan in Zentralchina 
und Liaoning im Nordosten des Lan¬ 
des. Lis Hauptaufgabe wird sein, das 
zuletzt lahmende Wirtschaftswachs¬ 
tum Chinas wieder anzukurbeln. Als 
Aufgabe seiner Regierung nannte Li 
außerdem den Kampf gegen Umwelt¬ 
verschmutzung - er werde „mit eiser¬ 
ner Faust“ für saubere Luft und reines 
Trinkwasser kämpfen. 


Die vorgesehene Zwangsabgabe auf 
zyprische Konten trifft auch russische 
Oligarchen, die eifrig Teile des während 
der Konterrevolution geraubten russi¬ 
schen Volkseigentums sowie der aus 
der Ausplünderung der Naturreich- 
tümer und der Ausbeutung der russi¬ 
schen Arbeiter herausgepressten Maxi¬ 
malprofite ins Ausland zu transferieren. 
Ein beliebtes Ziel für die Kapitalflucht 
aus Russland sind dabei Ihre auf Zy¬ 
pern eingerichteten Offshore-Firmen 
und Konten auf zyprischen Banken. 
Nach Angaben der zyprischen Zentral¬ 
bank lagerten Ende Januar 68,4 Mrd. 
Euro auf den Konten der zyprischen 
Banken, mehr als das Dreifache des 
Bruttoinlandsprodukts des kleinen In¬ 
selstaates. Laut der Rating-Agentur 
Moodys stammen rund 15 Mrd. davon 
direkt aus Russland. Insgesamt rech¬ 
nen Experten jedoch damit, dass rus¬ 
sische Anleger (bei einer zehnprozen¬ 
tigen Abgabe) zwei bis 3,5 Mrd. Euro 
durch das EU-Diktat verlieren werden, 
denn Fachleute schätzen den tatsäch¬ 
lichen Umfang der unmittelbaren wie 
der über zyprische „Residenten“ ver¬ 
deckten russischen Bankeinlagen auf 
bis zu 35 Mrd. Euro. 

Die Empörung bei der herrschenden 
Klasse in Russland ist groß. Haben wir 
es doch mit einer bescheidenen „Tei¬ 
lenteignung“, oder um mit Marx zu 
sprechen, teilweisen „Expropriation 
der Expropriateure“ zu tun. Allerdings 
ist der Expropriateur (Enteigner) lei¬ 
der nicht die russische Arbeiterklasse, 
sondern die EU mittels der zyprischen 


Regierung und die Enteignung dient 
letztlich dem Zweck, die zyprischen 
Banken fit zu machen für die Übernah¬ 
me durch das EU-Finanzkapital. 

Mit Kritik meldete sich neben anderen 
Präsident Putin zu Wort, der am Montag 
eine Beratung mit der russischen Füh¬ 
rung einschließlich der Berater für Wirt¬ 
schaftsfragen durchführte. Dmitri Pes- 
kow, der Pressesekretär Putins, berich¬ 
tete Journalisten: „In diesem Kontext 
sagte Präsident Putin zur Einführung 
einer Zusatzsteuer für Bankeinlagen 
auf Zypern, dass diese Entscheidung 
im Falle ihrer Durchführung ungerecht, 
unprofessionell und gefährlich ist.“ 
Ungeachtet dieser Schelte ist davon 
auszugehen, dass die politische Füh¬ 
rung Russlands im Interesse der Olig¬ 
archen alles tun wird, um einen Zusam¬ 
menbruch der zyprischen Banken und 
einen Staatsbankrott zu verhindern. 
Dabei könnten nach Moodys allein die 
Verluste der russischen Banken durch 
ihre Verflechtung mit zyprischen und 
die Kreditvergabe an Offshore-Unter- 
nehmen russischer Oligarchen auf Zy¬ 
pern 43-53 Mrd. US-Dollar betragen. 
Darum hatte der Kreml Zypern be¬ 
reits mit einem 2,5-Mrd-Euro-Kredit 
unter die Arme gegriffen und diesen 
dann unter vorteilhaften Bedingungen 
verlängert. Für den Besuch des neuen 
zyprischen Finanzministers in Moskau 
am Mittwoch (nach Redaktionsschluss) 
wurde eine weitere Verlängerung der 
Laufzeit des Kredits und eine Zinssen¬ 
kung erwartet. 

Willi Gerns 


Während Emigranten in Miami den 
Tod des venezolanischen Staatsprä¬ 
sidenten Hugo Chävez mit Freuden¬ 
kundgebungen gefeiert haben, bekun¬ 
deten tausende Bewohner im New Yor¬ 
ker Armenviertel Bronx ihre Trauer 
und Anteilnahme. 

Hintergrund: Auf Initiative von Chä¬ 
vez hat der venezolanische Staat in 
den Jahren 2007 und 2010 jeweils eine 
Million Dollar für soziale Projekte in 
diesem Stadtteil zur Verfügung gestellt. 
Schon seit vielen Jahren hat sich kein 
US-Präsident in diesem Stadtteil, der 
hauptsächlich von farbigen US-Ame- 
rikanern, Schwarzen und Latinos, be¬ 
wohnt wird, sehen lassen. Doch Hugo 
Chävez hatte ihn 2005 im Anschluss 
an seinen Besuch der Vollversamm¬ 
lung der Vereinten Nationen in New 
York auf Einladung des demokrati¬ 
schen Senators Serrano besucht, um 
sich von den Lebensverhältnissen der 
Menschen selbst ein Bild zu machen. 
Nach einer Zusammenkunft mit Ju¬ 
gendlichen im Stadtteil-Entwicklungs¬ 
zentrum „The Point“, bei der er den 
Bewohnern Mut zugesprochen hat, für 
ihre Anliegen zu kämpfen, sagte Chä¬ 
vez auch direkte Hilfe aus Venezuela 
zu. Das venezolanische Unternehmen 
CITGO, eine Unterfirma des staatli¬ 
chen Erdölkonzerns, wurde beauftragt, 
soziale Projekte in dem Stadtteil zu un¬ 
terstützen. 

Mit Hilfe der Firma PetroBronx wur¬ 
den auf diesem Weg dreißig Projekte 
für den Bau von Schulen, die Einrich¬ 
tung von Lebensmittelkooperativen 


stand Erfolg haben kann. Es besteht 
aber die Gefahr, dass dabei alle übrigen 
EU-Auflagen für Zypern aus dem Blick 
verdrängt werden, die für die Mehrheit 
der Menschen in Zypern nicht weniger 
schmerzhaft sind als der Zugriff auf die 
Sparer. 

So wurde u.a. in dem EU-Paket für die 
10 Milliarden aus dem Rettungsfonds 
auch eine Erhöhung der zyprischen 
Unternehmensbesteuerung von 10 und 
12,5 Prozent vorgeschrieben. Das dürf¬ 
te die große Zahl von Handwerkern, 
Kleinunternehmern und anderen Mit¬ 
telständlern und Selbstständigen auf 
Zypern jedoch erheblich härter treffen 
als die Großunternehmen. 

Außerdem sieht das EU-Diktat zusätz¬ 
liche Einsparungen im Staatshaushalt 
in Höhe von 4,5 % sowie die Privati¬ 
sierung öffentlicher Unternehmen vor, 
obwohl Anastasiades noch kurz zuvor 
verkündet hatte, dass die Privatisierung 
öffentlicher oder halbstaatlicher Un¬ 
ternehmen nicht in Frage komme. Spe¬ 
kuliert wurde u. a. über eine Privatisie¬ 
rung des öffentlichen Stromversorgers 
AHK, des staatlichen Telekom-Unter¬ 
nehmens ATHK und der staatlichen 
Hafenbehörde ALK. 

Es ist klar, dass von den Einschnitten 
in den Staatshaushalt und den Priva¬ 
tisierungen im öffentlichen Sektor in 
erster Linie die arbeitende Bevölke¬ 
rung, die Beschäftigten der öffentlichen 
Unternehmen, aber auch Arbeitslose, 
Rentnerinnen und Rentner, das Ge¬ 
sundheitswesen und die Ausgaben für 
Bildung und Kultur betroffen sein wer¬ 
den. Anastasiades und seine Regierung 
weigern sich seit Beginn seiner Ver¬ 
handlungen mit der Eurogruppe, An¬ 
fragen der kommunistischen Oppositi¬ 
onspartei AKEL (bei der letzten Par¬ 
lamentswahl mit 32,7 % zweitstärkste 
politische Kraft) zu beantworten, wo 
die Einsparungen vorgenommen wer¬ 
den sollen. 

AKEL hat erklärt, dass sie entschiede¬ 
nen Widerstand gegen die Zerstörung 
sozialer Errungenschaften wie den kos¬ 
tenlosen Zugang zu medizinischer Ver¬ 
sorgung, den gebührenfreien Zugang 
zu Schule und Hochschule, gegen Ein¬ 
schnitte in die soziale Sicherung sowie 
gegen die Privatisierung öffentlicher 
Betriebe und andere neoliberale Maß¬ 
nahmen leisten werde. Georg Polikeit 


und die Reinigung des Flusses Bronx 
in Gang gebracht. 

Übrigens hat Venezuela seit 2005 auch 
ein Programm für die Belieferung von 
fast 2 Millionen Bewohnern der USA 
in 25 US-Bundesstaaten mit kostenlo¬ 
sem Brennstoff in Gang gebracht und 
finanziert. 

Dieser Plan wurde über die Firma 
CITGO mit der US-amerikanischen 
„Citizens Energy Corporation“ (Bür¬ 
ger-Energiegesellschaft) abgewickelt. 
Dafür wurde eine Summe von 465 Mil¬ 
lionen Dollar zur Verfügung gestellt. 
Nutznießer waren in erster Linie die 
Angehörigen der mehr als 240 India¬ 
ner-Gemeinschaften. 

Die Vereinigung „Mount Hope 
Housing“ die keine Profitziele verfolgt 
und Wohnungen mit niedrigen Mieten 
zur Verfügung stellt, konnte dank die¬ 
ses Arrangements dem am meisten be¬ 
dürftigen Teil ihrer Mieter die Versor¬ 
gung mit kostenlosem Brennstoff ge¬ 
währen. „Die Mehrheit unserer Mieter 
sind Einwanderer, hauptsächlich Lati¬ 
nos, erst kürzlich angekommen, die 
nicht einmal genug Geld hatten, um 
Essen zu kaufen. Aber dank Chävez 
hatten sie im Winter eine kostenlo¬ 
se Heizung“, erklärte ihr Vorsitzen¬ 
der, John Fritz. Auch der Gründer von 
„Citizens Energy Corporation“, Joseph 
P. Kennedy II, ein Neffe des Ex-Präsi- 
denten Kennedy und ehemaliger Ab¬ 
geordneter des Repräsentantenhauses, 
brachte seine Trauer über das Ableben 
von Chävez zum Ausdruck. 

D.G. 












m unsere zeit 


Internationale Politik 


Freitag, 22. März 2013 


„Papst der Armen" statt „Papst der Junta"? 

Der neue Pontifex steht in der Nachfolge von Erzreaktionären 


W as zeichnet Jorge Mario Kar¬ 
dinal Bergoglio, der laut wi- 
kipedia „wegen seines Alters 
und seiner angeschlagenen Gesundheit 
eher als Außenseiter bei der Papstwahl“ 
gegolten hatte, vor seinen Konkurren¬ 
ten so sehr aus, dass er schon im fünften 
Wahlgang die nötige Zweidrittelmehr¬ 
heit erhielt und zum 265. „Nachfolger 
des heiligen Petrus“ gewählt wurde? 
Warum ausgerechnet dieser Senor 
Bergoglio? Was zeichnete ihn als Per¬ 
son oder die von ihm verkörperte kir¬ 
chenpolitische Konzeption vor anderen 
Kandidaten aus? 

Erfolgreiche Jesuiten-Karriere 

Antworten können gefunden werden, 
wenn man über das „Netzwerk“ nach¬ 
denkt, das ihn umgibt und in dem er 
es zu herausragenden Posten gebracht 
hat. Radio Vatikan sendet über ihn: „. 
Am 31. Juli 1973 wurde er ... mit nur 
37 Jahren zum Provinzial für Argenti¬ 
nien gewählt. In dieser Funktion leitete 
er für die kommenden sechs Jahre die 
Geschicke des Jesuitenordens in dem 
lateinamerikanischen Land.“ Der Jesui¬ 
tenpater Bergoglio war also schon rela¬ 
tiv früh nicht nur „einfaches“ Mitglied 
in einem der elitärsten katholischen 
Orden, des intellektuellen Bollwerks 
des Papsttums und eines aggressiven 
missionarischen Katholizismus. 

Wie gut passt dies zum Konzept der 
„Entweltlichung“ der Kirche, d.h. der 
Rückbesinnung auf ihren globalen 
ideologischen Absolutheitsanspruch, 
ihrem selbstgestellten missionarischen 
Auftrag zur „Rechristianisierung“ Eu¬ 
ropas und dem Kampf gegen die „Dik¬ 
tatur des Relativismus“ des von Papst 
Francisco so hoch gerühmten deut¬ 
schen Vorgängers? 

Die „Societas Jesu“ paart strengen 
Dogmatismus und missionarischen Ei¬ 
fer mit Geschick beim Aufspüren so¬ 
zialer, politischer und ideologischer 
Herausforderungen. So weist das Jesu¬ 
itentum eine seltsame Mischung von 
pragmatischen sozialen Aktivitäten 
und auf das Spirituelle und Theologi¬ 
sche ausgerichteten Orientierungen 
auf. Ihre Bildungseinrichtungen und 
Schulen sind in der Regel gut ausge¬ 
stattet und bekannt für ihre exzellente 
Qualität. Dass Jesuiten wie Leonardo 
Boff und Gustavo Gutierrez Wortfüh¬ 


rer der Theologie der Befreiung wur¬ 
den, die sich teilweise als bewaffnete 
Revolutionäre (Camilo Torres) oder als 
Minister bei den Sandinisten (Ernesto 
Cardenal) für die Sache „der Armen“ 
engagierten, ist die eine, die progressive 
Seite der Societas Jesu. 

Rechter Peronist und 
Junta-Kollaborateur 

Gleichzeitig waren es aber auch füh¬ 
rende Vertreter der Jesuiten, die diese 
Parteinahme im Sinne der katholischen 
Soziallehre mit einer antisozialistischen 
und antidemokratischen Haltung kom¬ 
binieren. Solange die Armen nicht den 
Weg zur politischen Rebellion und Or- 
ganisiertheit gehen, sondern sich in die 
Rolle der Bittsteller um Brosamen vom 
Tisch der Reichen fügen, so lange ist der 
karitative Einsatz von Armenpriestern 
sogar in den berüchtigtsten Slums und 
Favelas ein Gotteswerk. Dadurch gewan¬ 
nen Jesuiten in vielen Ländern Latein¬ 
amerikas ein starkes soziales Renommee 
bei gleichzeitigem politischen Engage¬ 
ment in politisch rechten Parteien. 

Der Jesuiten-Provinzial Bergoglio ver¬ 
fügte beim Putsch der argentinischen 
Generälei 976 bereits über weitrei¬ 
chenden Einfluss. Er sei Anhänger des 
rechten Flügels der Peronisten gewe¬ 
sen, wahrscheinlich sogar der „Guardia 
de Hierro“ der „Eisernen Wache“, ei¬ 
ner Gruppierung besonders fanatischer 
Peronisten. („Spiegel“, 18.3.13, S. 89) 
Und das war kein Einzelfall. In Argen¬ 
tinien stand die katholische Kirche in 
ihrer Gesamtheit laut Aussage des ar¬ 
gentinischen Kirchenkritikers Horacio 
Verbitsky bei Putschen immer an der 
Seite der Streitkräfte. „Die Herrschen¬ 
den sahen in der Kirche ein Bollwerk 
gegen revolutionäre Bewegungen.“ 
Der Vorsitzende der argentinischen 
Bischofskonferenz, Adolfo Torto- 
lo, traf sich am Tag nach dem Putsch 
(23.3.1976) mit den Juntachefs Videla 
und Masera und forderte seine Kleri¬ 
ker und Gläubigen auf mit der neuen 
Militärregierung zusammenzuarbeiten. 
Auch Militärbischof Victorio Bonamin 
begrüßte den Putsch. 

Schweigen zu den Morden 

Diesem „moralischen Kampf“ der 
Junta fielen 30 000 zumeist junge Ar¬ 
gentinier zum Opfer, darunter die im 


fünften Monat schwangere Studentin 
Elena de la Cuadra und ihr Partner 
Hector Barrati. Beide wurden ent¬ 
führt und gefoltert. Barrati wurde - 
wie viel andere - über dem Meer le¬ 
bend aus einem Flugzeug gestürzt. De 
la Cuadra und ihr Baby verschwanden 
spurlos. Das Kind wurde offenbar von 
einem Offiziersehepaar zwangsadop¬ 
tiert. 

Bergoglio behauptete später, er habe 
von all dem nichts gewusst; dabei ver¬ 
fügt die Schwester der „verschwunde¬ 
nen“ Elena über einen Brief, in dem 
dieser einen Bischof bat, sich der Sa¬ 
che anzunehmen, ohne sich selbst wei¬ 
ter darum zu kümmern. 

Er kümmerte sich nach dem Militär¬ 
putsch auch nicht um das Schicksal 
zweier junger Jesuiten, Franz Jalics 
und Orlando Yorio, die als Seelsorger 
und „Armenpriester“ von den Militärs 
entführt und gefoltert wurden, sondern 
entließ sie in der Zeit der größten Ge¬ 
fährdung aus dem Orden. War das ein 
Zufall? 


Nein. Das Gesellschaftsmodell des 
Militärfaschismus mit seiner Orientie¬ 
rung an einem streng zentralistischen 
und konservativ-ständischen Kapita- 
lismusmodell ist eng verwandt mit den 
Gesellschaftsmodellen solch „antimo¬ 
dernistischer“ Laienbewegungen, wie 
sie von der noch von Pius X. initiierten 
„Katholischen Aktion“ vertreten wird. 
Aus ihr heraus entwickelte sich in Ita¬ 
lien Mitte der 50er Jahre die Bewegung 
„Comunione e Liberazione“, auf deren 
Kongressen in Italien auch Kardinal 
Bergoglio als Redner auftrat. (Vgl. 
„Spiegel“ vom 18.3.13, S. 91) 

Das Netz des reaktionären 
„Anti-Modernismus“ 

Comunione e Liberazione ist in Ita¬ 
lien eine einflussreiche Organisation, 
nicht nur in Bezug auf die katholische 
Kirche. Die Bewegung war 1982 durch 
Papst Johannes Paul II. offiziell aner¬ 
kannt worden. Zu den bekanntesten 
Mitgliedern der Bewegung in Italien 
gehören der Gouverneur der Region 


Lombardei, Roberto Formigoni, und 
der Ex-Vizepräsident des europäischen 
Parlaments Mario Mauro. Allein in Ita¬ 
lien hat die Bewegung rund 25 000 Mit¬ 
glieder. Mittlerweile gehören auch in 
Deutschland mehrere hundert Katho¬ 
liken der Bewegung an. Kardinal Rat- 
ziner hielt bei den Begräbnisfeierlich¬ 
keiten des am 22.2.2005 verstorbenen 
Gründers von „Comunione e liberazi¬ 
one“, Don Giussani, die Totenrede. Als 
Papst pflegte er weiter enge Kontakte 
zu ihr, seine vier Haushälterinnen wa¬ 
ren ebenfalls Mitglieder der Bewegung. 
Der am 13. März 2013 gewählte Nach¬ 
folger von Benedikt steht laut Medien¬ 
berichten „Comunione e Liberazione“ 
nahe. 

Eine feine Gesellschaft aus der „Got¬ 
tes bester Mann“ stammt und in der er 
verkehrt. Ein würdiger Nachfolger des 
Antimodernisten Pius X. Ein würdiger 
Nachfolger des mit dem Faschismus 
kooperierenden Pius XII. Ein würdi¬ 
ger Nachfolger des Erz-Antisozialisten 
Johannes Paul II. Hans-Peter Brenner 


Gute Nacht! 


„Buona Sera“, sagte der ältere Herr am Mittwoch vor einer 
Woche vom Balkon aus zu den Massen auf dem Petersplatz. 
Wer an jenem freundlich von ihm gewünschten guten Abend 
zu Hause war und den Fernseher eingeschaltet hatte, kam 
öffentlich-rechtlich nicht daran vorbei: Gleichschaltung, lern¬ 
ten wir in der Schule, sei das. Wenn es anderswo passierte. 
Aber von hinten herum kommt sowieso alles wieder - drei 
Jahrhunderte nach der Aufklärung staunen wir dabei weni¬ 
ger über die rein männliche Trachtengruppe aus aller Welt, 
an die wir ja bereits gewöhnt sind. Die kam nach Rom um 
einen „vom anderen Ende der Welt zu erwählen“, wie der 
neue Stellvertreter Jesu auf Erden selbst sagte. Sondern viel 
mehr staunten wir über die Millionen und Abermillionen in 
aller Welt, die das anschauten. Mithin auch über uns selbst. 
Eine gute Wahl, der alte Mann aus Buenos Aires. Denn ihn 
wegen der vermuteten Verantwortung für die Auslieferung 
von zwei der „Theologie der Befreiung“ nahe stehenden Je¬ 
suitenpriestern an die argentinische Diktatur zu verurteilen 
ist müßig. Den Herrschenden nahe zu stehen ist ja kein Hin- 
derungs-, sondern ein Einstellungsgrund in der Kirche, so 
wie es - da, wo die Religion gleich welcher Farbe noch ihren 
Rang hat - umgekehrt auch der Fall ist. Dass die bürgerlichen 
Medien dazu sagen, seine Rolle in dem Fall sei „ungeklärt“, 
bedeutet in aller Regel, dass sie geklärt ist. Er selbst sagt, er 
habe die Nähe zur Diktatur zugunsten der Opfer einsetzen 
wollen. Auch das ist ein bekanntes Muster. 

Eine gute Wahl ist er auch, weil er alle bedient, der Jorge 
Mario Bergoglio: „Endlich mal kein Europäer“, wird etwas 


zu laut aufgeatmet. Aber irgendwie ist er doch einer, weil 
sein europäischer Vater nach Argentinien eingewandert 
war - und daher also das Bild vom „Lateinamerikaner“ et¬ 
was wacklig ist, zumal nicht alle der 500 Millionen Kontinent¬ 
mitbewohner/innen einen italienischen Pass besitzen wie er. 
Womit dann die Europäer also doch einen der ihren haben. 
So auch die Italiener, die nach dem Polen und dem Deut¬ 
schen schon etwas nervös geworden waren. 

Ganz ins Bild passt auch sein „Engagement für die Armen“. 
Er sei für das Genossenschaftswesen und gegen „den Kapi¬ 
talismus“, weiß man zu berichten, und überhaupt stehe er auf 
liberalen Positionen innerhalb der Kirchenhierarchie. Dass 
ein Feind der Homoehe noch als liberal gilt, wirft ein bezeich¬ 
nendes Licht auf diese Vereinigung - aber immerhin bezieht 
sich die Namenswahl „Franziskus“ auf Franz von Assisi. Die¬ 
ser Heilige steht ja für alles Gute, was die Katholische Kirche 
zu bieten hat. 

Wenn dem so ist, bleibt noch die Frage, warum in zweitau¬ 
send Jahren kein Papst darauf kam, diesen Namen zu wäh¬ 
len. Weil für das Wohl der Menschen die Politik zuständig 
ist? Die sieht es andersherum: genau von dort kamen die 
Glückwünsche, mit der Hoffnung verbunden, es gebe nun 
seitens der Kirche „eine Hinwendung zu den Armen und 
Schwachen“. 

Soviel Einsatz dieser Komplementärgemeinschaft klingt 
dann doch eher nach „Buona Notte“. Und nach einer Dro¬ 
hung. 

Günter Pohl 


Krise ist nicht für alle 


Zahl der Milliardäre und 


ihr Vermögen hat weltweit weiter zugenommen 



„Reicher Mann und armer Mann standen da und sah'n sich an. Und der Arme 
sagte bleich:,Wär ich nicht arm, wärst du nicht reich/“ (Bertolt Brecht) 


Der Aufschwung ist da! Sage niemand, 
dass es nicht vorwärts geht. Wenigs¬ 
tens die Zahl der Milliardäre ist im 
Jahr 2012 weltweit weiter angewach¬ 
sen. Krise ist nicht für alle. 

Das belegt die neueste „Liste der Milli¬ 
ardäre“, die das US-Magazin Forbes all¬ 
jährlich im Frühjahr veröffentlicht. In 
der neuesten Ausgabe der Zeitschrift 
(Erscheinungsdatum 25.3.2013) heißt 
es dazu: „Die Reihen der Milliardäre 
in aller Welt haben wieder neue All- 
zeithochs erreicht, sowohl hinsichtlich 
ihrer Zahl als auch des Rekord-Netto- 
Vermögens“. 

Insgesamt listet das Wirtschaftsmaga¬ 
zin, das seit 27 Jahren auf die Erfor¬ 
schung und Zusammenstellung der 
größten Vermögen der Welt spezia¬ 
lisiert ist, für dieses Jahr 1426 reiche 
Einzelpersonen oder Familien auf, de¬ 
ren Vermögen höher als eine Milliarde 
Dollar (1 000 000 000 $) ist. Es sind 
210 mehr als im vorigen Jahr. Ihr Ge¬ 
samtvermögen beläuft sich nun auf 5,4 
Billionen $ (das sind 5 400 Milliarden 
oder 5,4 Millionen Millionen). Im letz¬ 
ten Jahr waren es „erst“ 4,6 Billionen. 
Krise hin, Krise her - ein Zuwachs um 
800 Milliarden innerhalb eines Jahres- 
Das ist eine Steigerung um 12,5 Prozent 
innerhalb eines Jahres oder mehr als 
doppelt soviel wie beispielsweise der 
deutsche Bundeshaushalt 2013. 

Noch drastischer wird das Milliardärs- 
wachstum deutlich, wenn man den 
heutigen Stand mit dem vor 27 Jahren 


vergleicht, als Forbes die erste Milli¬ 
ardär sliste veröffentlichte. Demnach 
wuchs die Zahl der superreichen Milli¬ 
ardäre seit 1986 von 140 auf heute 1426, 
also um das Zehnfache. Ihr Vermögen 
vergrößerte sich von damals 295 Milli¬ 
arden auf heute 5,4 Billionen, fast das 
Zwanzigfache. 

Die meisten Milliardäre haben ihren 
Sitz noch immer in den USA, insge¬ 
samt 442. Aber Europa hat aufgeholt: 
da haben derzeit immerhin 336 ihren 
Wohnsitz. 

Als reichsten Mann der Welt bezeich¬ 
net Forbes nach wie vor, im vierten 
Jahr in Folge, den mexikanischen Te¬ 
lekom-Tycoon Carlos Slim Helü, des¬ 
sen Firmenkonglomerat aber auch in 
zahlreichen anderen Branchen in ganz 
Lateinamerika und den USA an Profit 
herausholt, was herauszuholen ist. Sein 
Vermögen wird von Forbes derzeit auf 
73 Milliarden geschätzt. 

Unter den zehn reichsten Männern 
und Frauen der Welt folgen laut Forbes 
nach Carlos Slim sechs US-Amerika- 
ner, darunter Microsoft-Chef Bill Ga¬ 
tes (Platz 2 der Weltrangliste, 86,7 Mrd. 
$) und der Investment-Banker Warren 
Buffet (Platz 4,53,5 Mrd.). 

Die drei reichsten Europäer sind der 
Spanier Amancio Ortega (Platz 4, 57 
Mrd., Textilsektor, Immobilien, Invest¬ 
mentfonds), die französische Multimil¬ 
liardärin Liliane Bettencourt (Platz 9, 
30 Mrd., Oreal, Kosmetikimperium) 
und der aus Frankreich aus Steuergrün¬ 


den nach Belgien umgezogene Bernard 
Arnault (Platz 10, 29 Mrd., Luxusgü¬ 
terkonzern LVMH, Dior, Moet, Hen- 
nessy, Louis Vuitton u.a.). Außerdem 
findet sich der Hongkong-Chinese Li 
Ka-shing (Platz 8,31 Mrd., Billigartikel, 
Grundstücke, Immobilien, Container¬ 


häfen u.a.) unter den zehn Reichsten 
der Welt. 

Zu den reichsten Deutschen gehö¬ 
ren nach wie vor die Albrecht-Brüder 
(ALDI Süd und Nord), die Quandt- 
Klatten-Dynastie (BMW), Dieter 
Schwarz (Lidl-Kaufland), Michael Otto 


(Versandhandel), Klaus-Michael Küh¬ 
ne (Schifffahrtunternehmer, Hapag- 
Lloyd), Hasso Plattner (Softwarefirma 
SAP) sowie der bayerische Bankier 
und Großgrundbesitzer August von 
Finck. 

Bei der Betrachtung dieser Zahlen 
muss in Erinnerung gebracht werden, 
dass Millionen Menschen in aller Welt 
an Hunger und bekämpfbaren Krank¬ 
heiten krepieren, dass selbst im „rei¬ 
chen Europa“ immer größere Teile der 
Bevölkerung verarmen, um die gan¬ 
ze Große dieses Reichtums-Skandals 
deutlich zu machen. Trotz anhaltender 
Rezession in der Euro-Zone und damit 
verbundenen Prozessen des Sozialab¬ 
baus, der Kürzung von Mitteln für Bil¬ 
dung, Gesundheit, soziale Absicherung, 
Kultur und kommunale Infrastruktu¬ 
ren, weil angeblich nicht genug Geld da 
ist, lebt hier eine superkleine Schicht 
von Milliardären wie die Maden im 
Speck, eignen sie sich wie Schakale den 
von Millionen arbeitenden Menschen 
geschaffenen Reichtum an. Es kommt 
hinzu, dass die Forbes-Liste nur den 
individuellen Reichtum einiger weni¬ 
ger Personen auflistet. Fügt man hinzu, 
dass es daneben noch den Reichtum 
der multinationalen Konzerne und Fi¬ 
nanzinstitute, die weitweit Firmen auf¬ 
kaufen und globale Imperien aufbauen, 
sowie die um den Erdball vagabundie¬ 
ren Milliarden der Finanzspekulation 
gibt, kann jedenfalls festgehalten wer¬ 
den: Geld ist genug da! Georg Polikeit 
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Gastkolumne von Sebastian Carlens 

Behörden, Beamte und 
Bombenleger 



Hartz IV ist Klassenkampf 

Aus Anlass des zehnjährigen „Jubiläums“ der Agenda 2010 sprach 

die UZ mit Anne Kraschinski 



m 


Anne Kraschinski ist Sozialarbeiterin und lebt in Lemgo. 

Sie ist seit fast 30 Jahren DKP-Mitglied und kämpft seit 2005 in einer Lemgoer 
Initiative gegen Hartz IV. 


Der Prozess, der am 17. April in Mün¬ 
chen gegen mutmaßliche Mitglieder 
und Unterstützer des Nationalsozi¬ 
alistischen Untergrundes (NSU) be¬ 
ginnen soll, hat schon jetzt die ers¬ 
ten Superlative eingeheimst: Von ei¬ 
nem „Jahrhundertverfahren“ ist die 
Rede, die Analogie zu den Stamm- 
heimer RAF-Prozessen wird gerne 
bemüht - Günther Beckstein, ehe¬ 
maliger bayerischer CSU-Innenmi- 
nister, sprach gar von einer „Brau¬ 
nen Armee Fraktion“, die den Staat 
herausfordere. Doch nichts könn¬ 
te schiefer sein als ein Vergleich 
zwischen den Neonazikillern und 
der „Roten Armee Fraktion“. Der 
NSU, der während seiner dreizehn¬ 
jährigen Existenz zehn Menschen 
ermordet, Bomben gelegt und Ban¬ 
ken überfallen haben soll, hat sich 
nicht mit der Staatsmacht angelegt. 
Zwar gehört auch eine Polizistin zu 
den mutmaßlichen NSU-Opfern, 
doch die Umstände des Heilbronner 
Mordanschlages sind nach wie vor 
höchst dubios. Einen Beweis, dass 
die Rechtsterroristen aus „Hass auf 
den Staat“ gegen Polizisten vorgin¬ 
gen, gibt es nicht. Selbst die Ankla¬ 
geschrift der Generalbundesanwalt¬ 
schaft kann nur spekulieren. 

Dies gilt übrigens für sämtliche dem 
NSU angelasteten Morde - keiner 
kann zweifelsfrei Uwe Mundlos und 
Uwe Böhnhardt, die jeweils die töd¬ 
lichen Schüsse abgegeben haben sol¬ 
len, zugeordnet werden. Ob sich dies 
im Verfahren auswirken wird, ist noch 
offen: Die Anklage wegen „Bildung 


Der 20. Parteitag der DKP wird Ende 
Mai fortgesetzt, deshalb ist dies eine 
vorläufige Einschätzung. 

Bislang wurden mit der Überarbei¬ 
tung des ersten Teils des Leitantrags, 
mit den Wahlen und der Beschluss¬ 
fassung wichtiger Anträge zum kon¬ 
kreten Handeln der Partei Entschei¬ 
dungen getroffen. Die deutliche 
Mehrheit der Delegierten setzte fort, 
was der 19. Parteitag begonnen hatte. 
Es geht um die Konkretisierung der 
Identität als kommunistische Partei 
heute unter Beibehaltung der ideo¬ 
logischen Grundlagen, der Ideen von 
Marx, Engels und Lenin und damit 
der programmatischen Kontinuität 
seit Gründung der DKP. Das bedeu¬ 
tet auch eine klare Absage an Positio¬ 
nen, die dazu im Widerspruch stehen. 
Und im Widerspruch dazu sah eine 
deutliche Mehrheit der Delegierten 
offensichtlich die Inhalte der soge¬ 
nannten „Thesen“ des früheren Se¬ 
kretariats. Dass diese nach wie vor 
eine zentrale Rolle in der Auseinan¬ 
dersetzung spielen, brachte nicht nur 
Genosse Leo Mayer auf dem Partei¬ 
tag zum Ausdruck. 

Nun wird an einer Legende gearbei¬ 
tet, dass dieser Parteitag mit bishe¬ 
rigen programmatischen Positionen 
der DKP gebrochen habe. Dies bleibt 
Legende, solange es nicht an den Be¬ 
schlüssen des Parteitags inhaltlich be¬ 
legt wird. Und es lässt sich nicht be¬ 
legen. 

Vor dem Hintergrund dieser Legen¬ 
de wird aber an offen fraktionelles 
Handeln gedacht. Hier liegen Ge¬ 
fahren für die Partei und sie werden 
vergrößert dadurch, dass in diesem 
Zusammenhang formuliert wird „mit 
den 'Anderen' lohnt sich die theo¬ 
retische Debatte nicht“. Damit sind 
offensichtlich die Genossinnen und 
Genossen gemeint, die sich mit der 
neuen Mehrheit im Parteivorstand 
identifizieren. 


einer terroristischen Vereinigung“ 
benötigt mindestens drei Mitglieder. 
Doch es gibt keine Bekennerschrei¬ 
ben, keine DNA-Spuren und noch 
nicht einmal Zeugenaussagen, die 
die Anwesenheit der NSU-Gründer 
an einem der zehn Anschlagsorte ein¬ 
deutig beweisen. Die Neonazis arbei¬ 
teten anscheinend aus dem Stand he¬ 
raus kriminalistisch perfekt. 

Neben Beate Zschäpe als einzigem 
überlebenden Mitglied sind drei Per¬ 
sonen als Unterstützer einer terroris¬ 
tischen Vereinigung angeklagt. Nichts 
befürchten müssen örtliche Unter¬ 
stützer, die dem NSU den Weg zu 
seinen Opfern gewiesen haben könn¬ 
ten: In Dortmund, München, Nürn¬ 
berg. Beinahe überall, wo der NSU 
zuschlug, existieren starke Neonazi¬ 
gruppen. Beim neunten Mord in Kas¬ 
sel 2006 war ein Verfassungsschützer 
anwesend - er wurde freigesprochen. 
Seine Rolle bleibt unklar, ebenso wie 
die Namen der Hintermänner bei 
der konzertierten Aktenvernichtung 
nach Auffliegen der Terrorzelle. Ohne 
die Millionen, die der Staat mittels V- 
Männern in die neonazistische Szene 
gepumpt hat, hätte es den Sumpf, aus 
dem der NSU entstand, nicht gege¬ 
ben. Die Anklage der Bundesanwäl¬ 
te müsste sich, wäre sie umfassend, 
gegen den eigenen Staat richten. Das 
wäre ein Jahrhundertprozess, doch zu 
dem wird es nicht kommen. Die Seil¬ 
schaften zwischen Behörden, Beam¬ 
ten und Bombenlegern werden nicht 
einmal Thema im Münchner Ober¬ 
landesgericht werden. 


Ich hoffe, dass die erste Tagung des 
Parteivorstands, aber auch der drit¬ 
te Tag des 20. Parteitags diese Ten¬ 
denzen überwinden kann. Und zwar 
durch die Orientierung auf die Wei¬ 
terführung inhaltlicher Debatten und 
durch die Orientierung auf das prak¬ 
tische Eingreifen der DKP in die Aus¬ 
einandersetzungen der Zeit. 

Hier werden die gewählten Vorsitzen¬ 
den eine ganze Reihe von Vorschlä¬ 
gen machen. Darin werden Fragen 
enthalten sein, wie die Unterstützung 
der Gliederungen der Partei beim 
Kampf um die Verankerung der For¬ 
derung nach der 30-Stunden-Woche 
bei vollem Lohn- und Personalaus¬ 
gleich. Es wird um die Konkretisie¬ 
rung der Beschlussfassung zum kom¬ 
munalpolitischen Eingreifen, damit 
aber auch um die Orientierung auf 
die Kommunal wählen und die EU- 
Wahl 2014 gehen. Es wird um den 
Wiederaufbau eines organisierten 
Systems der Parteibildung, um die 
Intensivierung der Zusammenarbeit 
mit der SDAJ, aber auch um die Hilfe 
für die Weiterentwicklung der Partei¬ 
strukturen in den östlichen Bundes¬ 
ländern gehen. 

Natürlich wird sich die PV-Tagung 
auch mit der Wahl eines Sekretari¬ 
ats und anderen personellen Fragen 
auseinandersetzen. Und natürlich ste¬ 
hen auch wichtige organisationspoli¬ 
tische Fragen, wie die Mitgliedsbuch¬ 
neuausgabe an. Auch die Diskussion 
über das nächste UZ-Pressefest kann 
nicht bis nach dem 3. Tag des Partei¬ 
tags warten. Aus diesem Grund wer¬ 
den wir der PV-Tagung vorschlagen, 
dass sich der Parteivorstand bereits 
Anfang Mai mit diesen Dingen be¬ 
schäftigt. 

Die Diskussionen weiterführen, das 
Eingreifen der Partei organisieren 
und um die Stärkung der DKP kämp¬ 
fen - darum muss es jetzt gehen. 

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


UZ: Wie hat sich die Agenda 2010 auf 
Erwerbslose ausgewirkt? 

Anne Kranschinski: Wir sollten nicht 
die Situation der Erwerbslosen isoliert 
betrachten. Die Agenda 2010 ist eine 
Kampfansage gegen die Arbeiterklas¬ 
se insgesamt. Das Kernstück, Hartz 
IV, bedeutet für die Betroffenen wirk¬ 
liche Armut in einem Land, dass eini¬ 
gen wenigen ermöglicht, Reichtum an¬ 
zuhäufen, der für uns gar nicht mehr 
fassbar ist. Für Hartzer reicht es nur 
noch für Essen, Trinken und ein Dach 
über dem Kopf. Das alles auf niedrigs¬ 
tem Niveau. 

Für das, was Menschsein auch aus¬ 
macht wie Kultur, Bildung, Urlaub etc., 
ist nichts mehr übrig. Kommen noch 
Sanktionen durch das Jobcenter hinzu, 
ist die Lage noch verzweifelter. Übri¬ 
gens hat SPD-Gabriel gerade die Ab¬ 
schaffung von Sanktionen abgelehnt. 
Hartz IV ist Bedrohung der Existenz. 
Es ist inzwischen das Schlimmste, zu ei¬ 
nem arbeitenden Menschen zu sagen: 
Du rutscht in Hartz IV. Damit nur das 
nicht passiert, ist er bereit, alles zu tun. 
Er verzichtet auf Lohnerhöhungen, 
arbeitet unentgeltlich mehr, verzich¬ 
tet auf Urlaubs tage etc., verdingt sich 
für einen Lohn, der zum Leben kaum 
reicht, bei Leiharbeitsfirmen. Genau 
DAS ist es, was die Agenda 2010 für 
das Kapital so erfolgreich macht. Dem 
Lohndumping sind Tür und Tor geöff¬ 
net. 

Die bürgerlichen Medien wirken auf 
ihre Weise mit: Was in Bild und Schrift 
oft über Hartz IV-Empfänger verbrei¬ 
tet wird, dient dazu, diese weiter ins 
Abseits zu stellen. 

Die Agenda 2010 beinhaltet den 
schärfsten Einschnitt in die sozialen 
Systeme seit Bestehen der Bundesre¬ 
publik. Sie führt zur Endsolidarisie¬ 
rung der noch Arbeitenden und der 
Erwerbslosen. Schlimmer noch: Auch 
zur Endsolidarisierung unter den Be¬ 
schäftigten und unter den Hartz IV- 
Empfängern. Jeder will nur noch seine 
Haut retten. 

Solange das sozialistische Lager be¬ 
stand, wäre eine solche Gesetzgebung 
nicht möglich gewesen, da hätten die 
arbeitenden Menschen auf die sozialen 
Errungenschaften der sozialistischen 
Staaten verweisen können. Ich möch¬ 
te hier noch einmal an die Worte des 
Präsidenten des BDI (Bundesverband 
der deutschen Industrie), Rogowski, er¬ 
innern, die dieser ganz dreist im Jahre 
2004 auf Phönix von sich gab: „Ab 9.11. 
1989 haben wir mit der Maueröffnung 
auch die Abrissbirne gegen den Sozial¬ 
staat in Stellung gebracht. Hartz V bis 
VIII werden demnächst folgen. Es ist 
ein Klassenkampf und es ist gut so, dass 
der Gegner auf der anderen Seite kaum 
mehr wahrzunehmen ist.“ 

UZ: Warum haben sich vergleichbar 
wenige Betroffene zur Wehr gesetzt? 


Anne Kraschinski: Wir leben hier ja in 
einem Land, wo ohnehin wenig Gegen¬ 
wehr stattfindet. Weshalb also sollten 
ausgerechnet die Menschen, die durch 
unser System am ärgsten in ihrer Exis¬ 
tenz bedroht sind, da eine Ausnahme 
sein? Hartz IV macht Angst, die Leute 
fühlen sich hilflos, viele schämen sich für 
ihre Situation. Solidarität erfahren sie 
nicht aus der Breite der Bevölkerung. In 
den ersten Jahren gab es noch mehr Wi¬ 
derstand, doch nach acht Jahren Hartz 
haben viele resigniert. Dieses Gesetz ist 
für sie inzwischen selbstverständlich ge¬ 
worden. Bei den meisten fehlt das politi¬ 
sche Bewusstsein, und so ziehen sie sich 
ins Private zurück. Das muss unbedingt 
aufgebrochen werden und da haben wir 
als Partei auch eine Aufgabe! 

UZ: Welche erfolgreichen Widerstands¬ 
formen siehst Du? Mit welchen Aktio¬ 
nen wart ihr erfolgreich? 

Anne Kraschinski: Ich habe bei uns die 
Erfahrung gemacht, dass Auftritte vor 
dem Arbeitsamt mit vorbereiteten An¬ 
trägen und Begleitung ins Amt, um be¬ 
rechtigte Forderungen durchzusetzen, 
für die Betroffenen ermutigend waren. 
Es macht selbstverständlich den Rü¬ 
cken gerader, wenn man als „Sieger“ 
das „Amt“ verlässt. Auch die Beratung 
der vielen Einzelfälle im Alltag war 
durchaus erfolgreich. Jedoch hängt es 
fast überall an einigen wenigen Leuten, 
die sich rechtlich auskennen; fallen die¬ 
se, aus welchen Gründen auch immer, 
aus, bricht alles zusammen. Initiativen 
müssen sich also bemühen, eine größe¬ 
re Breitenwirkung zu bekommen. Das 
ist sehr schwer und war bislang nicht 
ausreichend. 

UZ: Was ist nach Deiner Einschätzung 
notwendig, damit Initiativen sich halten 
können oder auch neue gegründet wer¬ 
den? 


Anne Kraschinski: Es braucht Men¬ 
schen, die den Willen haben, sich wei¬ 
ter zu bilden, sich „fit zu machen“, um 
ihre eigene Sache zu vertreten. Hier 
könnten z.B. die Gewerkschaften ent¬ 
sprechende Angebote machen, aber 
sie dürften nicht warten, bis die Leu¬ 
te kommen, sie müssten engagiert so¬ 
wohl auf die Erwerbslosen als auch 
auf die noch Arbeitenden zugehen. 
Das mag es im Einzelfall schon ge¬ 
ben, die Regel ist das nicht. Auch in 
den Betrieben sollten Betriebsräte für 
Angebote der Weiterbildung im SGB 
2-Bereich sorgen und diese in den ge¬ 
sellschaftlichen Gesamtzusammen¬ 
hang stellen. Jedem sollte klar sein: 
Es geht nicht um ein Einzelschicksal, 
nicht um persönliches Versagen, son¬ 
dern es ist politisch gewollt. Wir alle 
können schon morgen betroffen sein! 
Es macht uns aber stark, wenn wir einer 
Situation nicht hilflos ausgeliefert sind, 
sondern sie einordnen können. 

UZ: Welche Forderungen muss die 
DKP heute stellen, worauf hat sie ihr 
Augenmerk zu richten? 

Anne Kraschinski: Die wichtigste und 
klarste Forderung ist erst einmal: Hartz 
IV muss weg! Es geht nicht um Refor¬ 
men, sondern darum, ein menschenver¬ 
achtendes, nur der Profitmaximierung 
dienendes Gesetz abzuschaffen. 
Weiterhin ist es Aufgabe unserer Partei, 
den Menschen bewusst zu machen, dass 
die Agenda 2010 dazu dient, unsere 
Klasse auseinanderzudividieren. Die¬ 
se Aussage gehört immer wieder in die 
Betriebe, aber genau so auf die Straße! 
Letztlich geht es darum, das Bewusst¬ 
sein dafür zu schaffen, dass die Agenda 
2010 systemimmanent ist und das es so¬ 
mit auch nur eine Lösung geben kann: 
Den Kapitalismus abschaffen! Her mit 
dem schönen Leben! 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Zur Auswertung des 
20. DKP-Parteitags 

Der neue Parteivorstand berät am Wochenende über die 
Organisation der Arbeit und die Fortsetzung des Parteitags 


Karikatur: Bernd Bücking 
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Fotos oben: Die schwierigste Situation existiert nach wie vor in Afrika. Aber auch 
einige Länder Asiens sind betroffen. 



Quelfe: WKO, UNICEF 


Aufschluss über die Wasserverfügbarkeit 

insgesamt gibt der auf 2009 bezogene Vergleich der kontinentalen Anteile zur 
Weltbevölkerung gegenüber den Anteilen zur globalen Verfügbarkeit von Süß¬ 
wasser, der 2003 von der UNESCO veröffentlicht wurde. 

Danach ergibt sich folgende Wasserverfügbarkeit: 


Asien: 

36% 

bei 60% der Weltbevölkerung 

Südamerika: 

26% 

bei 6% der Weltbevölkerung 

Nord- und 

Mittelamerika: 

15% 

bei 8% der Weltbevölkerung 

Afrika: 

11% 

bei 13% der Weltbevölkerung 

Europa: 

8% 

bei 13% der Weltbevölkerung 

Australien und Ozeanien: 

5% 

bei <1% der Weltbevölkerung 



„right2water“ 

Wasser ist ein Menschenrecht - Privatisierung ist ein Verbrechen! 


N ach Schätzungen der UNESCO 
haben derzeit 89 Prozent der 
Weltbevölkerung Zugang zu 
sauberem Trinkwasser, fast 900 Milli¬ 
onen Menschen nicht. 

Verunreinigtes Trinkwasser ist welt¬ 
weit die Hauptursache für Chole¬ 
ra und Durchfallerkrankun¬ 
gen. Jedes Jahr sterben 
etwa 3,5 Millionen 
Menschen an den 
Folgen schlechter 
Wasserversorgung. 

2,6 Milliarden Men¬ 
schen verfügen zudem 
über keine einfachen sa¬ 
nitären Anlagen. Welt¬ 
weit fließen 80 Pro¬ 
zent des städtischen 
Abwassers unbe¬ 
handelt in Flüs¬ 
se, Seen oder ins 
Meer, in Entwick¬ 
lungsländern - so 
die UNESCO in 
ihrem Weltwas¬ 
serbericht von 
2012-sind es bis 
zu 90 Prozent. 

„Dies hat erhebli¬ 
che Auswirkungen # 
auf die Ökosysteme, 
die wiederum entscheidend 
sind für die Wasserreinigung, 
Wasserzurückhaltung oder 
die Verhinderung von Erosi¬ 
on“. 

Wasser und sanitäre Grundversor¬ 
gung sind aber ein Menschenrecht. Die 
Versorgung mit sauberem Trinkwasser 
sowie eine funktionierende Abwasser¬ 
wirtschaft sind wichtige Faktoren für 
die Einhaltung der Menschenrechte. 
Das wird in der bereits im Juli 2010 
durch die UN-Generalversammlung 
angenommene Resolution 64/292 fest¬ 
gestellt. In dieser werden Staaten und 
internationale Organisationen aufge¬ 
fordert, finanzielle Mittel zur Verfü¬ 
gung zu stellen sowie Kapazitätsaufbau 
und Technologietransfer zu unterstüt¬ 
zen, damit für alle Menschen sicheres, 
sauberes und bezahlbares Trinkwasser 
und eine ebensolche sanitäre Grund¬ 
versorgung zur Verfügung stehen. Die 
Resolution wurde damals mit 122 Ja- 
Stimmen und 41 Enthaltungen ange¬ 
nommen. Zu den Ländern, die sich der 
Stimme enthielten, zählten 17 EU-Mit- 
gliedstaaten. 

Wer nun meint, dass es in Europa und 
speziell in der EU keine Probleme gibt, 
der irrt sich. 

Auch in Europa gibt es immer noch 
für Millionen kein sauberes Trinkwas¬ 
ser bzw. keine sichere und bezahlbare 
Wasserversorgung sowie Abwasserent¬ 
sorgung. 120 Millionen Menschen sind 
davon betroffen. Jeder fünfte Europäer 
lebt in Gebieten, die „Wasser-Stress“ 
aufweisen. Europa importiert zudem 
eine erhebliche Menge an „virtuellem 
Wasser“ durch Nahrungsmittel. Durch 


Privatisierung wird die Situation weiter 
verschärft. 

Gegen diese Politik wendet sich eine 
europaweite Kampagne „right2water“ 



(„Recht 
auf Was¬ 
ser“) mit 
der Forde¬ 
rung „Wasser 
und sanitäre Grundversor¬ 

gung sind ein Menschenrecht“, die mitt¬ 
lerweile seit einem Jahr Unterschriften 
sammelt. 

Mit dieser Unterschriftensammlung 
soll die Europäische Kommission zur 
Vorlage eines Gesetzesvorschlags auf¬ 
gefordert werden, der das Menschen¬ 
recht auf Wasser und sanitäre Grund¬ 
versorgung entsprechend der Reso¬ 
lution der UNO durchsetzt und eine 
funktionierende Wasser- und Abwas¬ 
serwirtschaft als existenzsichernde öf¬ 
fentliche Dienstleistung für Alle sicher¬ 
stellt. 

Die Forderungen lauten: 

1. Die EU-Institutionen und die Mit¬ 
gliedstaaten haben die Aufgabe, dafür 
zu sorgen, dass alle Bürgerinnen und 


Bürger das Recht auf Wasser und sa¬ 
nitäre Grundversorgung haben. 

2. Die Versorgung mit Trinkwasser 
und die Bewirtschaftung der Wasser¬ 
ressourcen darf nicht den Binnen¬ 
marktregeln unterworfen werden. Die 
Wasserwirtschaft ist 
von der Liberalisie¬ 
rungsagenda auszu¬ 
schließen. 

3. Die EU ver¬ 
stärkt ihre Initia¬ 
tiven, einen uni¬ 
versellen Zugang 
zu Wasser und 
sanitärer Grund¬ 
versorgung zu er¬ 
reichen. 

Ginge es nach dem Wil¬ 
len der EU-Kommission, 
müssten Städte und Gemein¬ 
den ihre Wasserversorgung 
künftig „nach den Regeln 
des Binnenmarktes“ euro¬ 
paweit ausschreiben, wenn sie 
nicht zu hundert Prozent in öffent¬ 
lichem Eigentum ist. Einer Privati¬ 
sierung wäre Tür und Tor geöffnet. Die 
Umsetzung von Punkt 2 bedeutet da¬ 
gegen, dass die Wasserwirtschaft, spe¬ 
ziell die Wasserver- und Abwasserent¬ 
sorgung nicht kommerziellen Gewinn¬ 
maximierungsinteressen unterworfen 
werden darf, sondern dem Allgemein¬ 
wohl dienen muss. 

Die europäische Bürgerinitiative wird 
getragen vom Europäischen Gewerk¬ 
schaftsverband für den Öffentlichen 
Dienst (EGÖD) und dessen europä¬ 
ischen Mitgliedsgewerkschaften (in 
Deutschland ver.di) und wird von vie¬ 
len Gruppen und Organisationen der 
Zivilgesellschaft, darunter auch At- 
tac, unterstützt. Die Kampagne für die 
Bürgerinitiative „Wasser ist ein Men¬ 
schenrecht“ wird in allen 27 EU-Mit- 
gliedsstaaten durchgeführt. Ziel ist es, 
bis September zwei Millionen Unter¬ 
schriften zu erhalten (aktuell sind es 
nach Angaben der Unterstützer etwa 
1,3 Millionen). Die Zahl der Unterstüt¬ 
zer für die erste europäische Bürgerin¬ 
itiative „right2water“ („Recht auf Was¬ 
ser“) wächst täglich. 

Vgl. zum Beispiel: www.verdi.de/the- 
men/internationales/wasser-ist-men- 
schenrecht 


Abstimmung im Bundestag am 28. Februar 2013 

zum Antrag von Mitgliederder Fraktion der Partei „Die Linke“ zum Thema „Wasser 
ist ein Menschenrecht - Privatisierung verhindern“. 

Ergebnis der Abstimmung: 


Fraktion 

Ja 

Nein 


Enthaltung 

CDU/CSU 


1 

219 

2 

SPD 


0 

1 

120 

FDP 


0 

70 

2 

DIE LINKE 


62 

0 

0 

Bündnis 90/Die Grünen 


58 

0 

0 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Terror, Stillhalten und Zugeständnisse 

Die Festigung der Diktatur: Der „Tag von Potsdam“ und die Selbstentmachtung des Reichstags • Von Heinz Karl 


A uch 80 Jahre nach dem Übergang zur fa¬ 
schistischen Diktatur der deutschen Groß¬ 
bourgeoisie nebst Großagrariern wird über 
diesen tiefen geschichtlichen Einschnitt, seine Ur¬ 
sachen und treibenden Kräfte, deren Motive und 
Ziele, über mögliche Alternativen und die Verant¬ 
wortlichkeit für die Folgen heftig gestritten. Eine 
wesentliche Voraussetzung für die Beantwortung 
der Frage „Wie konnte das geschehen?“ ist die 
Analyse der politischen Entwicklung in den ers¬ 
ten Monaten nach der Ernennung Hitlers zum 
Reichskanzler und seiner konservativ-faschisti¬ 
schen Koalitionsregierung am 30. Januar 1933. 
Diese war nicht das Ergebnis einer ansteigenden 
Massenbewegung, nicht einmal das einer parla¬ 
mentarischen Umgruppierung, sondern von 
Lobbyismus und politischen Intrigen, abge¬ 
sichert durch die sich „unpolitisch“ gebende 
Reichswehr und noch mehr im Hintergrund 
agierende großkapitalistische Kreise. 1 

Die „Verordnung des Reichs¬ 
präsidenten zum Schutze 
des deutschen Volkes“ 

Die Konsolidierung der faschistischen Dik¬ 
tatur hing vor allem davon ab, dass es gelang, 

SPD und Gewerkschaften durch pseudolega¬ 
les Taktieren zum Stillhalten zu veranlassen, 
unbedingt eine Einheitsfront der Arbeiter¬ 
parteien und -Organisationen zu verhindern; 2 
die bürgerliche Mitte und die Kirchen durch 
ihnen bedeutsam erscheinende Zugeständ¬ 
nisse zu ködern; die Kommunisten und an¬ 
dere aktive Antifaschisten zu isolieren, durch 
flächendeckende rigorose Verbotsmaßnah¬ 
men und selektiven brutalsten Terror nie¬ 
derzuhalten und zu lähmen. Entsprechend 
dieser Linie wurde am 4. Februar eine „Ver¬ 
ordnung des Reichspräsidenten zum Schut¬ 
ze des deutschen Volkes“ erlassen, die jede 
Kritik an der Reichsregierung unter Strafe 
stellte und durch Versammlungs- und Zei¬ 
tungsverbote die KPD faktisch in die Illega¬ 
lität drängte. Am 22. Februar wurden SA, SS 
und der militaristische „Stahlhelm“ zur Hilfs¬ 
polizei erklärt. Sofort nach der Reichstags¬ 
brandstiftung (am 27. Februar abends) wurde 
am 28. Februar eine Notverordnung „Zum Schut¬ 
ze von Volk und Staat“ erlassen, die eine Reihe 
von Verfassungsartikeln außer Kraft setzte und 
umfangreiche Beschränkungen der Pressefreiheit, 
des Vereins- und Versammlungsrechts, eine Flut 
von Haussuchungen und (intensiv vorbereitete) 
Massenverhaftungen bewirkte. 

Dennoch brachte die Reichstags wähl am 5. März 
33 weder die erhoffte absolute Mehrheit für die 
Nazipartei noch für die faschistische Regierungs¬ 
koalition die Zweidrittelmehrheit, die sie benö¬ 
tigte, um auf Grundlage des Art. 76 der Weima¬ 
rer Verfassung ein verfassungsänderndes Gesetz 
durchzubringen, das die Regierung ermächtigte, 
Gesetze zu erlassen („Ermächtigungsgesetz“), 
d.h. faktisch ohne Reichstag zu regieren. Die¬ 
se Methode war keineswegs neu. Bereits in der 
politischen Krisensituation von 1923 waren (am 
13. Oktober und 8. Dezember) Ermächtigungs¬ 
gesetze angenommen worden. Das von den Re¬ 
gierungsparteien (NSDAP und Deutschnationa¬ 
le Volkspartei [DNVP]) eingebrachte Ermächti¬ 
gungsgesetz war als „Gesetz zur Behebung der 
Not von Volk und Reich“ deklariert. Seine wich¬ 
tigsten Bestimmungen bestanden darin, dass die 
Regierung ermächtigt wurde, Reichsgesetze zu er¬ 
lassen, in diesem Falle das in der Weimarer Ver¬ 
fassung (Art. 68-77) dafür festgelegte Verfahren 
keine Anwendung fand und dies auch ausdrück¬ 
lich für den Haushalt (Art. 85, Absatz 2) und die 
Aufnahme von Anleihen und Krediten (Art. 87) 
betreffende Gesetze festgestellt wurde. Um das 
Kräfteverhältnis im Reichstag zu verändern, wur¬ 
den zunächst (am 9. März) die 81 KPD-Mandate 
verfassungswidrig annulliert, wozu alle anderen 
Parteien schwiegen. 

Verhandlungen mit 
bürgerlichen Parteien 

In den Märztagen verhandelten Hitler und die Na¬ 
ziführer Göring (Reichstagspräsident) und Frick 
(Fraktionsvorsitzender und Reichsinnenminister) 
vor allem mit dem Zentrum und der Bayerischen 
Volkspartei (BVP), um deren Zustimmung zu 
erlangen. Daran war Hitler sehr gelegen, weil - 
wie er im Kabinett darlegte - die Zustimmung 
des Zentrums eine „Prestigestärkung gegenüber 
dem Ausland“ 4 bedeuten würde. Hitler sicherte 
ihnen in den Verhandlungen und dann in seiner 
Regierungserklärung zum Ermächtigungsgesetz 
insbesondere die Einhaltung der vom Staat mit 
der evangelischen und der katholischen Kirche 
geschlossenen Verträge (bekräftigt u. a. im Reichs¬ 
konkordat mit der katholischen Kirche vom 
20. Juli 1933) bezüglich ihrer Rechte und Privilegi¬ 
en, der konfessionellen Struktur des Schulwesens 


und der kirchlichen Einflussnahme darauf zu und 
garantierte ihnen ihren enormen Besitz. 5 Hitler 
sicherte auch das Verbleiben der dem Zentrum 
und der BVP angehörenden Beamten im faschisti¬ 
schen Staatsapparat zu, was z.B. Dr. Hans Globke 
(Zentrum) und Ritter von Lex (BVP) zugute kam, 
die bis 1945 höhere Posten im Reichsinnenminis¬ 
terium unter den Ministern Frick und Himmler 
bekleideten. Bei seinen Berichten über diese Ver¬ 
handlungen im Vorstand der Zentrums-Fraktion 
stellte der Parteivorsitzende, Prälat Kaas, „die 
Begründung Hitlers für die Notwendigkeit die¬ 
ses Gesetzes (Vernichtung von KPD und SPD)“ 
in den Vordergrund. Hitler machte „kein Hehl da¬ 
raus, dass er die ,Marxisten 4 vernichten wolle“. 6 


„Tag von Potsdam“ 

Als Auftakt für die Behandlung des Ermächti¬ 
gungsgesetzes - also die formelle Legalisierung 
des seit Anfang Februar praktizierten, sich von 
Woche zu Woche steigernden blutigen Terrorre¬ 
gimes - im Reichstag inszenierten die Nazis am 
21. März den „Tag von Potsdam“, eine „feierliche“ 
Eröffnung des neugewählten Reichstages. Sie soll¬ 
te theatralisch - mit dem gemeinsamen Auftritt 
des militaristischen und monarchistischen Reichs¬ 
präsidenten Generalfeldmarschall von Hinden- 
burg und des Nazi-Führers Hitler als Clou des 
Tages - die Tatgemeinschaft des Nazifaschismus 
und seiner Terrorbanden SA und SS, der konser¬ 
vativen Reaktion und der Reichswehr demonst¬ 
rieren. Als illustre Kulisse für das zynische Polit- 
spektakel stellte die evangelische Kirchenführung 
die Potsdamer Garnisonkirche zur Verfügung. An 
diesem Tage wurde der „Militärtempel der Ho- 
henzollern“ (Karl Gass) - von jeher ein Symbol 
des „Bündnisses von Thron und Altar“, von Kir¬ 
che und Militarismus - zum steinernen Ausdruck 
der Komplizenschaft von Nazifaschismus und Kir¬ 
chenhierarchie - zum Schandmal. 

Die Predigt im dem „Staatsakt“ vorausgehenden 
evangelischen Gottesdienst in der Nikolaikirche, 
an dem Hindenburg teilnahm, hielt der General¬ 
superintendent der Kurmark, D. Dr. Otto Dibe- 
lius 7 . Sie war ein Appell an gängige reaktionäre 
Vorurteile und Instinkte wie die Verherrlichung 
des chauvinistischen Taumels des Weltkrieges, die 
Lüge von der nationalistischen „Volksgemein¬ 
schaft“, den Revanchismus und - besonders wider¬ 
wärtig - eine religiös verbrämte chauvinistische 
Deutschtümelei. Sie kulminierte - besser gesagt: 
erreichte ihren Tiefpunkt - in der offenen, hetze¬ 
rischen Rechtfertigung des barbarischen faschis¬ 
tischen Terrors, und dies - lästerlich - „in Gottes 
Namen“. 

Das Ermächtigungsgesetz 

In der Reichstagssitzung am 23. März 1933 (in der 
Berliner Krolloper an Stelle des durch die faschis¬ 
tische Brandstiftung demolierten Reichstagsge¬ 
bäudes) begründete Hitler in einer Regierungser¬ 
klärung das Ermächtigungsgesetz. Er bekundete 
seinen Hass gegen die Novemberrevolution 1918 
und feierte das faschistische Regime als deren 
Korrektur. Mit den üblichen demagogischen Na- 
zi-Tiraden über Versailles spielte er sich als Kämp¬ 
fer für Deutschlands Gleichberechtigung auf. Die 
Bourgeoisie des In- und Auslands schreckte er 
mit der Horrorvision, dass „der Ausbruch eines 
kommunistischen Chaos in dem dichtbesiedelten 
Deutschen Reich zu politischen und wirtschaftli¬ 
chen Folgeerscheinungen besonders im übrigen 


westlichen Europa führen würde, deren Ausmaße 
unvorstellbar sind“ 8 . Keinen Zweifel ließ Hitler 
am kapitalistischen Charakter seines Regimes und 
seiner Politik, an seiner Grundposition, dass nie¬ 
mand als die Repräsentanten des Kapitals selbst 
die Wirtschaft leiten sollten. „Grundsätzlich wird 
die Regierung die Wahrnehmung der wirtschaft¬ 
lichen Interessen des deutschen Volkes nicht über 
den Umweg einer staatlich zu organisierenden 
Wirtschaftsbürokratie betreiben, sondern durch 
stärkste Förderung der privaten Initiative unter 
Anerkennung des Privateigentums.“ 9 
Nach einer dreistündigen Vertagung sprach in 
der Diskussion als erster der SPD-Vorsitzende 
Otto Wels 10 . Er begründete die Ablehnung des 
Ermächtigungsgesetzes durch die SPD und 
protestierte gegen die Verfolgung und Dis¬ 
kriminierung von Sozialdemokraten. Eine 
mutige Haltung, zumal wenn man sie mit 
dem devoten, sich den Faschisten andie¬ 
nendem Verhalten der Repräsentanten der 
bürgerlichen Parteien vergleicht. Dennoch 
kommt man nicht umhin, kritisch zu ver¬ 
merken, dass er sich mit der demagogischen 
„Gleichberechtungs“forderung Hitlers soli¬ 
darisierte, womit schon die Weichen für die 
Zustimmung zur faschistischen Außenpoli¬ 
tik am 17. Mai 1933 gestellt wurden. Glei¬ 
ches gilt dafür, dass Wels - bezugnehmend 
auf die gespielte Entrüstung Hitlers über 
angebliche ausländische „Greuelpropagan¬ 
da“ - selbst von „Übertreibungen“ sprach, 
dass er - der demagogischen Sprachrege¬ 
lung der Nazis folgend - die faschistische 
Konterrevolution als „Revolution“ apost¬ 
rophierte und den Nazifaschisten ein Be¬ 
kenntnis zum Sozialismus unterstellte. 

Für das Zentrum erklärte Prälat Kaas 11 die 
Zustimmung. Charakteristisch für die Hal¬ 
tung des Zentrums war das zum Ausdruck 
gebrachte Streben nach einer großen Koa¬ 
lition mit den faschistischen Kräften, vom 
Zentrum seit Herbst 1930 und verstärkt seit 
Sommer 1932 verfolgt, 12 dem es auch jetzt 
noch anhing. In der Fraktion hatte es aller¬ 
dings von einer Minderheit, namentlich von 
Joseph Wirth und Heinrich Brüning, star¬ 
ken Widerspruch gegeben. Aber die große Mehr¬ 
heit folgte den konformistischen Argumenten von 
Kaas, und die Minderheit beugte sich der Frakti¬ 
onsdisziplin. 

Die von Ritter von Lex für die Bayerische Volks¬ 
partei (BVP), die Vorläuferin der bundesdeut¬ 
schen CSU, abgegebene Erklärung zeigt beson¬ 
ders deutlich die weitgehende politische und 
ideologische Übereinstimmung dieser konser¬ 
vativ-reaktionären Partei mit den faschistischen 
Kräften. Der von Ritter von Lex geführte BVP- 
Wehrverband „Bayernwacht“ hatte kurz zuvor er¬ 
klärt, er sei „als christlich-nationaler Wehrverband 
... der Auffassung, dass die Niederkämpfung der 
antinationalen, volkszerstörenden Elemente, die 
Wiedererringung der Wehrhaftigkeit und das gro¬ 
ße nationale Aufbauwerk die Mitarbeit aller va¬ 
terländischen Kräfte erfordern“ 13 . Man kann gut 
verstehen, warum das seit dem Kapp-Putsch 1920 
BVP-regierte Bayern, die „deutsche Ordnungs¬ 
zelle“, ein ideales Aufmarschgelände für die Nazis 
und andere faschistische Kräfte war. Auf Ritter 
von Lex kommen wir noch einmal zurück. 

In der Diskussion ergriffen noch Reinhold Maier 
für die Deutsche Staatspartei und Wilhelm Simp- 
fendörfer für den Volksdienst (Evangelische Be¬ 
wegung), eine Absplitterung von der DNVP, das 
Wort; die Abgeordneten der Deutschen Bauern¬ 
partei und der Deutschen Volkspartei (DVP) ver¬ 
zichteten. 

In der namentlichen Abstimmung stimmte die 
Fraktion der SPD geschlossen gegen das Ermäch¬ 
tigungsgesetz; die Fraktionen aller bürgerlichen 
Parteien stimmten geschlossen für seine Annah¬ 
me. Damit hatte der Reichstag als gewählte Volks¬ 
vertretung und gesetzgebendes Organ sich selbst 
entmachtet. 

★ 

Stellt man sich die Frage, warum die nicht zur fa¬ 
schistischen Regierungskoalition gehörenden bür¬ 
gerlichen Parteien sich so verhielten, so findet man 
wohl vor allem zwei Gründe. Zum einen begann 
ihr Weg zu dieser Entscheidung schon lange vor 
dem 30. Januar 1933. Bereits Ende 1927 und ver¬ 
stärkt seit 1929 stellten die großen Unternehmer¬ 
verbände Forderungen, die ihrem Wesen nach auf 
eine Abkehr von der parlamentarischen Demo¬ 
kratie hinausliefen und in allen bürgerlichen Par¬ 
teien zunehmenden Einfluss erlangten. 14 Sie alle 
waren Anfang der 30er Jahre an der Umwandlung 
des parlamentarischen Regimes in eine Präsidial¬ 
diktatur beteiligt. Ihr Agieren im März 1933 ent¬ 
sprach der Logik ihrer politischen Entwicklung. 
Zum anderen gab es zwischen ihnen, den Rechts¬ 
konservativen der DNVP und den Nazifaschisten 


ideologisch-politisch erhebliche Annäherungen 
bis Übereinstimmungen. Sie alle vertraten Positi¬ 
onen des Nationalismus, mit geringen Ausnahmen 
(bei Teilen der Deutschen Staatspartei und am lin¬ 
ken Rand des Zentrums) auch des Revanchismus 
und ebenso des Antikommunismus und einer tie¬ 
fen Abneigung gegen Bewegungen der Massen. 15 
Deshalb finden sich auch nicht wenige der Hit- 
lerermächtiger aus den bürgerlichen Parteien in 
den folgenden Jahren im faschistischen Reichs¬ 
tag als Gäste der NSDAP-Fraktion, so Paul Bang, 
Axel von Freytagh-Loringhoven, Alfred Hugen- 
berg und Franz von Papen von der DNVP, Emil 
Georg von Stauß von der DVP, Oskar Farny und 
Albert Hackelsberger vom Zentrum, Graf Quadt 
zu Wykradt und Isny von der BVP. 

Und dann ergibt sich eine noch bemerkenswer¬ 
tere Kontinuität. Parlamentarier, die 1933 Hitler 
ermächtigten - wie Theodor Heuß, Jakob Kaiser 
und Helene Weber - saßen 1948/49 im Bonner 
Parlamentarischen Rat und formulierten mit am 
Grundgesetz, waren dann MdB. Theodor Heuß 
wurde erster Bundespräsident, Jakob Kaiser, 
Heinrich Krone und Ernst Lemmer Bundesmi¬ 
nister. Paul Bausch, Paul Gibbert, Michael Hor- 
lacher und Reinhold Maier waren viele Jahre im 
Bundestag. Ein besonderes Maß an Kontinuität 
kennzeichnete Oskar Farny: vom Zentrums-Hit- 
lerermächtiger 1933 über langjährige Meriten als 
NSDAP-Fraktionsgast zum CDU-MdB 1953. 

Der begeisterte BVP-Ja-Sager vom 23. März 1933, 
Herr Ritter von Lex, wurde nach langjähriger Be¬ 
währung im faschistischen Reichsinnenministeri¬ 
um - die letzten Jahre unter dem „Reichsführer 
SS“ Heinrich Himmler - als nunmehriges CSU- 
Mitglied Staatssekretär im Bundesministerium 
des Innern. In dieser Eigenschaft leitete er die 
Prozessvertretung der Bundesregierung im Ver¬ 
botsprozess gegen die KPD. Da verkündete er vor 
dem Bundesverfassungsgericht am 5. Juli 1955 in 
klassischem Nazi-Deutsch im Namen der Bundes¬ 
regierung: Die KPD „ist ein gefährlicher Infekti¬ 
onsherd im Körper unseres Volkes, der Giftstoffe 
in die Blutbahn des staatlichen und gesellschaft¬ 
lichen Organismus der Bundesrepublik sendet“ 16 
Hier zeigen sich Kontinuitäten, die zu ignorieren 
nicht nur töricht, sondern sträflich wäre. Es hieße 
die Lehren der Geschichte in den Wind schlagen. 
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Vergebliche Anpassung 

Eine Ausstellung dokumentiert die Zerschlagung des ADGB 1933 


D emokratiefeinde von rechts 
und links, so lernte ich es in 
den 1950er Jahren in der Schu¬ 
le am Niederrhein, hätten die Weima¬ 
rer Republik zu Grunde gerichtet. An 
solche Sozialisation könnte sich der 
Besucher einer Ausstellung erinnert 
fühlen, die am Freitag in der Medien¬ 
galerie von ver.di Berlin-Branden¬ 
burg eröffnet wurde und sich mit 
der „Gleichschaltung der Gewerk¬ 
schaftspresse“ 1933 befasst. Noch bis 
zum 28. Juni kann man dort gut doku¬ 
mentiert nachvollziehen, wie und vor 
allem mit welcher Eile und Rigorosi¬ 
tät die gerade an die Macht gelang¬ 
ten Nazis ihre national“ sozialistische“ 
Maske fallen ließen und mit ihrem 
wichtigsten Gegner, der organisier¬ 
ten Arbeiterklasse, kurzen Prozess 
machten. Bereits die „Verordnung 
des Reichspräsidenten zum Schutze 
des Deutschen Volkes“ vom 4. Feb¬ 
ruar 1933, schon von der Papen-Re- 
gierung vorbereitet, sah in Abschnitt 
II Beschlagnahme oder Verbot von 
„Druckschriften (vor), deren Inhalt 
geeignet ist, die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung zu gefährden“ Schon 
knapp zwei Wochen nach Hitlers 
Machtantritt führte dies zum Verbot 
aller 33 Zeitschriften des ADGB und 
seiner Einzelgewerkschaften, die da¬ 
mit, so Ausstellungskurator Dr. Hart¬ 
mut Simon vom ver.di-Archiv, „ihr 
einziges Kommunikationsmittel zu 
ihren Mitgliedern“ verloren. Und wie 
um das Maß der Verhöhnung vollzu¬ 
machen, prangte statt eines Aufma¬ 
chers am 10. März 1933 das Faksimile 
dieses Verbots auf den Titelseiten der 
Verbotenen. Ihr Appell an Reichsprä¬ 
sident Hindenburg bewirkte nur ge¬ 
ringfügige Lockerungen. 


Wie aber konnte es geschehen, dass 
die noch 1920 so kämpferisch und 
erfolgreich gegen den Kapp-Putsch 
aufgetretenen Gewerkschaften in 
wenigen Jahren zum zahnlosen Tiger 
mutiert waren und sich „bis zur Selbst¬ 
verleugnung den Nazis angepasst und 
doch ihre Zerschlagung nicht ver¬ 
hindert“ hatten, wie Simon sagt? Er 
sieht eine der Hauptursachen in der 
innerhalb der SPD verbreiteten Le¬ 
galitätsgläubigkeit: Man berief sich 
auf die formale Rechtmäßigkeit der 
Naziherrschaft und propagierte lie¬ 
ber „kühles Blut und Besonnenheit“ 
statt Streikbereitschaft. Nur wenige 
der ADGB-Blätter gingen freilich so 
weit wie die „Sattler-, Tapezierer- und 
Portefeuiller-Zeitung“, die noch am 
27. Januar 1933 - drei Tage vor Hitlers 
Machtantritt! - schrieb: „Der Kampf 
der Kommunisten und Nationalsozi¬ 
alisten in den Betrieben richtet sich 
gegen die Gewerkschaften und damit 
gegen die Interessen der Arbeiterklas¬ 
se.“ Ob der verantwortliche Verfasser 
auch das Verbot seines Blattes noch 
als formal rechtmäßig akzeptierte, ist 
nicht bekannt. 

Die (vorläufige) Begrenzung des 
Zeitschriftenverbots bis zum 26. März 
mag unter den legalitätsgläubigen 
Gewerkschaftern die Illusion ge¬ 
nährt haben, der braune Spuk werde 
bald vorbei sein. In den meist unter 
neuer, „linientreuer“ Führung wieder 
zugelassenen Blättern trat das Nazi- 
Vokabular (Betriebsführer, Gefolg¬ 
schaft, nationale Arbeit) auf breiter 
Front den Vormarsch an, der „Korre¬ 
spondent für das graphische Gewer¬ 
be Deutschlands“ druckte seinen Na¬ 
men nun statt in Fraktur in der mo¬ 
derner erscheinenden Antiqua, und 


als zum 50. Todestag von Karl Marx 
am 14. März „Der Deutsche Eisen¬ 
bahner“ und andere ADGB-Blätter 
dessen Verdienste für die Arbeiterbe¬ 
wegung priesen, ging dies ohne wei¬ 
tere Verbote ab. Denn die Nazifüh¬ 


rung hatte längst andere Terminplä¬ 
ne ins Auge gefasst. Am 1. April 1933 
wurde in Hannover erstmals ein Ge¬ 
werkschaftshaus überfallen und be¬ 
setzt. Während die Nazis offiziell eine 
weiche Linie zu fahren schienen - un¬ 
ter wortreichem Beifall der Gewerk¬ 
schaftspresse kündigte die Reichs¬ 


regierung sogar an, den 1. Mai, den 
traditionellen Kampftag der Arbei¬ 
terklasse zum „gesetzlichen Feiertag 
der nationalen Arbeit“ zu erklären - 
hatte, so Kurator Simon, eine NS- 
DAP-Führerkonferenz am 16. April 
schon die Strategie 
festgelegt, die Ge¬ 
werkschaften nicht 
aufzulösen, sondern 
gewaltsam zu über¬ 
nehmen. 

Mit perfidem Sinn 
für eine wirksame 
Dramaturgie folgten 
dann jene zwei Tage, 
mit denen die Dop¬ 
pelstrategie der NS- 
Führung am klars¬ 
ten greifbar wird: 
Am 1. Mai 1933 gab 
es massenhafte Auf¬ 
märsche, nun „nicht 
im Zeichen der roten 
Nelke, sondern mit 
Hakenkreuz und Hit¬ 
lergruß marschier¬ 
ten“, wie es ein Aus¬ 
stellungstext formu¬ 
liert. Zu ihnen hatte 
sogar die ADGB- 
Führung ihre Mit¬ 
glieder aufgerufen, 
wohl in der Hoff¬ 
nung, Schlimmeres zu 
verhüten. Doch dem 
folgte am 2. Mai schlagartig die Beset¬ 
zung aller deutschen Gewerkschafts¬ 
häuser durch Trupps der SA und der 
„Nationalsozialistischen Betriebszel- 
len-Organisation“ (NSBO), die in den 
Betrieben bis dahin nur eine höchst 
marginale Rolle gespielt hatte. Es gab 
massenhafte Verhaftungen und erste 


Einweisungen in die frisch errichte¬ 
ten KZs in Dachau und Oranienburg, 
und in Duisburg wurden vier Gewerk¬ 
schaftssekretäre bestialisch ermordet. 
Simon zitierte aus den Tagebüchern 
von Reichspropagandaminister Goe¬ 
bbels dessen zynische, aber leider allzu 
präzise Erwartung, nach dem Schlag 
gegen die Gewerkschaften werde „es 
zwar ein paar Tage Krach geben, aber 
dann ist alles klar.“ 

Die Ausstellung dokumentiert jene für 
die Gewerkschaften so fatale Entwick¬ 
lung gründlich und mit gut gewählten 
Dokumenten und Fotos, aber auch 
den „üblichen“ Auslassungen. So er¬ 
fährt man wenig über die unzulängli¬ 
che Bildungsarbeit des ADGB, aus der 
sich sein späterer Anschmiegekurs er¬ 
klären ließe. Die wechselhafte Politik 
der KPD und der aus ihr hervorgegan¬ 
genen RGO, die als erste die Bruta¬ 
lität des Faschismus zu spüren beka¬ 
men, bleibt ausgeblendet. Kein Wort 
auch über die Ausgrenzungspolitik der 
SPD nach 1945 mit Gewerkschaftsaus¬ 
schlüssen und Willy Brandts Radika¬ 
lenerlass. Dennoch kann die Ausstel¬ 
lung mit ihrem Faktenreichtum viele 
Wissenslücken füllen. Kurator Simon 
resümiert: „Es fehlte 1933 das Be¬ 
wusstsein, dass die Gewerkschaft nicht 
für sich selbst da ist, sondern für kon¬ 
krete politische Ziele.“ Und im Um¬ 
bruch von 1989 sieht er fast eine ver¬ 
tane Chance: „Nach 1989 ist die Visi¬ 
on einer wahren Alternative verloren 
gegangen.“ 

Hans-Günther Dicks 

(MedienGalerie Berlin, Dudenstr. 10 , 10965 
Berlin, geöffnet montags und freitags 14-16 
Uhr, dienstags 17-19 Uhr, donnerstags 14-19 
Uhr, Tel.: 030/88 665402 ) 
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Ins Vergessen gedrängt und doch gegenwärtig 

Zu Jean Pauls 250. Geburtstag am 21. März 


S chiller sah ihn als einen Men¬ 
schen, „fremd wie einer, der aus 
dem Mond gefallen ist“ und für 
Goethe war er ein „Chinese in Rom? 
Die beiden Klassiker konnten wenig 
mit ihm anfangen, für Karoline Her¬ 
der war er ein Verbündeter. 

Immer waren Urteile über ihn wider¬ 
sprüchlich, je nachdem, aus welchem 
sozialen Umfeld die Betrachter ka¬ 
men. Die politischen Schriften „Frie¬ 
denspredigt an Deutschland“ (1808) 
und „Dämmerungen für Deutschland“ 
(1809) ließen Jean Paul während des 
Sozialistengesetzes 1879 Zeitgenossen 
wie dem Hegelianer und Jean-Paul- 
Biografen Paul Nerrlich als „Revolu¬ 
tionär“ erscheinen. Für Karl Bleibtreu, 
der 1886 eine „Revolution der Litera¬ 
tur“ verkündete, waren die genannten 
„Brandschriften“ wirksamer gegen die 
napoleonische Fremdherrschaft als die 
Freikorps. Für Wolfgang Harich, Sohn 
des Jean-Paul-Biografen Walter Ha¬ 
rich, waren 1974 Jean Pauls Romane 
„Die unsichtbare Loge“, „Hespe- 
rus“ und „Titan“ „künstlerische 
Echos“ der Französischen 
Revolution. Das löste in 
der DDR eine breite 
Diskussion aus, die in i ^ 

Günter de Bruyns 
„Das Leben des Jean 
Paul Friedrich Rich¬ 
ter“ 1975 gipfelte. 

Details aus der wider¬ 
sprüchlichen Wirkung ei¬ 
nes interessanten deutschen 
Dichters, der manchen als heite¬ 
res Gegenstück zu Goethe erschien. 
Für Friedrich Engels war 1840 die mo¬ 
derne deutsche Sprache eine Spannung 
zwischen der „Sprache des Verstan¬ 
des“, wie bei Goethe, und der „Spra¬ 
che der Phantasie und des Gemüts“, 
„deren Herrlichkeit uns von Jean Paul 
enthüllt ward“. Aber Leser fanden sei¬ 
ne Werke auch zu phantastisch, zu ver¬ 
worren, wieder andere sahen in seinen 
Büchern das „Herrliche ... das Wahre 
und Rechte“ (Gottfried Keller). Man¬ 


chen erschien er absonderlich, auch ein 
wenig verrückt, auch deshalb, weil er 
zwischen Rationalität und Sentimen¬ 
talität, Vernunft und Gefühl hin und 
wieder befangen blieb. 

Dass Jean Paul auf Vorschlag Hegels 
1817 Ehrendoktor der 
Universität Heidel¬ 
berg wurde, war 
Ausdruck der 
geistigen Nähe, 
die seine „Vor¬ 
schule der Äs¬ 
thetik“ mit ih¬ 
rer Dialektik 
und Religi¬ 
onskritik 
ausweist. 

Manches 
erinnert 
an Hei¬ 
ne: „Das 
Chris¬ 
tentum 



Körperwelt, und Teufel als Verführer 
zogen in Menschen und Götterstatuen; 
alle Erdengegenwart war zu Himmels¬ 
zukunft verflüchtigt.“ 

In bitterster Armut wurde er 1763 ge¬ 
boren; er arbeitete sich empor zu ei¬ 
nem der berühmtesten Schriftsteller 
seiner Zeit. Jean Paul nahm 
die eigenen Erfahrun¬ 
gen aus Armut, famili¬ 
ären Schicksalsschlä¬ 
gen - 1789 beging 
sein Bruder Heinrich 
Selbstmord -, und er¬ 
bärmlichsten Ver¬ 
hältnissen als Stoff 
für seine Werke und 
drang damit in einen 
Bereich vor, der von 
der Literatur vernach¬ 
lässigt worden war. 
Jean Paul nannte er 
sich nach dem Vorbild 
Jean-Jacques Rousseau. 
Ein Klassiker ist er nicht 
geworden; seine fort- 
währenden Ver¬ 
suche, heilige 
Kühe zu 
schlach¬ 
ten, 
Zuge- 


vertilgte, 
wie ein Jüngster Tag, 
die ganze Sinnenwelt mit allen 
ihren Reizen; es drückte sie zu einem 
Grabeshügel, zu einer Himmelstaffel 
zusammen und setzte eine neue Geis¬ 
terwelt an die Stelle. Die Dämonologie 
wurde die eigentliche Mythologie der 


ständ- 
nisse zu 
vermei¬ 
den und Veränderun¬ 
gen anzumahnen führten ihn 
in die Nähe des Jungen Deutsch¬ 
land und der Vormärzdichter. Mit den 
Romantikern hatte er Kontakt in Ber¬ 
lin; manches verband ihn mit ihnen, 
aber grundsätzlich widersprach er dem 
romantischen Weltbild und machte 


das in seiner „Vorschule der Ästhetik“ 
auch für die Öffentlichkeit nachlesbar. 
Dass er eine Ehrenrente vom preu¬ 
ßischen König erhoffte, zeigte seine 
Naivität, geistige Leistung könnte ho¬ 
noriert werden, auch wenn man nicht 
mit der Politik übereinstimmt. Dass er 
durch Georg I. von Sachsen-Meinin¬ 
gen Unterstützung bekam, hing mit 
dessen Wunsch zusammen, Meiningen 
als einen Ort wie das klassische Wei¬ 
mar herauszustellen. Von 1801 bis 1803 
bemühte sich Jean Paul darum, fühlte 
sich aber in einer geistigen Steppe und 
ging über Coburg 1804 nach Bayreuth, 
wo er 1825 starb. 

Seine Nichtklassizität brachte ihm 
nach 1871 eine neue Schar von An¬ 
hängern, wie jüngste Untersuchungen 
ergaben. Damit wurde er zum Verbün¬ 
deten progressiver Literatur vom Jun¬ 
gen Deutschland über den Vormärz bis 
zum Naturalismus. Aktuelle Biografien 
(Zaremba) behaupten, dass Jean Paul 
im ausgehenden 19. Jahrhundert keine 
Anhänger gehabt habe. Die jungen Na¬ 
turalisten von Conrad bis Conradi, von 
Arno Holz bis Gerhart Hauptmann 
suchten und fanden in Jean Paul ihre 
Bestätigung, dass sie sich von der Klas¬ 
sik und dem Klassizismus verabschie¬ 
deten und nach neuen Wegen suchten, 
die den Menschen in den sozialen und 
gesellschaftlichen Verhältnissen zu be¬ 
greifen suchten. Er machte wie sie die 
Natur zum Ausgangspunkt der poeti¬ 
schen Kunst - „Die äußere Natur wird 
in jeder innern eine andere.“ („Vor¬ 
schule der Ästhetik“, § 4) - und wie er 
arbeiteten sie mit Zettelkästen. Da er 
sich neben Verhältnissen und Dingen 
auch den dadurch ausgelösten Gefüh¬ 
len, der Innerlichkeit widmete, wurde 
er auch für den Expressionismus aktu¬ 
ell und später bleiben. 

Ein Schlüssel zu dem umfangreichen 
Werk sind seine pädagogischen Leis¬ 
tungen: Jean Paul stammte aus einer 
Lehrerfamilie, Lehrer gehören zu sei¬ 
nem literarischen Personal. Er war ein 
überzeugter Hauslehrer und gab sei¬ 


nen Werken didaktische Wirkungs¬ 
absichten mit, auf der Grundlage 
der aufklärerischen Erziehung, deren 
Gradmesser Vernunft und Erfahrung 
waren. In „Levana“, einer „Erzieh¬ 
lehre“ (1807), legte er Absichten, wie 
die Fürstenerziehung, und Ergebnisse 
nieder. An der Spitze seines Trauerzu¬ 
ges gingen Armenschüler, Volksschü¬ 
ler trugen ein Exemplar der „Levana“, 
die Gymnasiasten die „Vorschule der 
Ästhetik“. Ein großer Lehrer war von 
ihnen gegangen. 

Erzählungen wie z.B. „Leben des ver¬ 
gnügten Schulmeisterlein Maria Wuz in 
Auenthal“ -1790 geschrieben und 1793 
als Anhang zum Roman „Die unsicht¬ 
bare Loge“ veröffentlicht - oder „Dr. 
Katzenbergers Badereise“ (1809) sind 
unverwüstlich geblieben, weil sie hei¬ 
ter und freundlich sind, aber doch von 
großer Zeitkritik: Weil Wuz zu arm ist, 
schreibt er sich seine Bibliothek selbst. 
Der Humor war ein Mittel, um Kri¬ 
tik weit zu treiben; hinter Kauzigkeit 
steckten Forderungen nach politischen 
Rechten für das Volk, nach Bildung für 
alle, nach sozialer Neugliederung. 
Ludwig Börne sagte 1825 in seiner 
Gedenkrede auf Jean Paul: „Er war 
der Dichter der Niedergeborenen, er 
war der Sänger der Armen.“ Seither 
hat er Publikum eingebüßt, aber auch 
neue Begeisterte gefunden. Aphoris¬ 
men sind geblieben wie „Sprachkürze 
gibt Denkweite“. Schriftsteller orien¬ 
tierten sich an ihm: Fritz Rudolf Fries 
und Arno Schmidt, Helga Schütz und 
Hanns-Josef Ortheil, Günter de Bruyn 
und Günter Grass. Andere suchten bei 
ihm Rat, wie man soziale Erfahrungen 
spontan erzählen kann, wie man die 
Fabel eines Romans in der Vielfalt 
von Einfällen auflöst, wie man Wider¬ 
sprüche bildhaft werden lässt, wie sich 
Absonderliches beschreiben lässt, wie 
Jean Pauls Erzähler Herr über die von 
ihm geschaffene Welt bleibt und die 
grotesken Züge einer Wirklichkeit, die 
sich bieder und seriös gibt, bloßlegt. 

Rüdiger Bernhardt 
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Rechtsprechung mit Schlupflöchern 

io Jahre Internationaler Strafgerichtshof • Von Gregor Schirmer 


A m 11. März 2003 hat in Den 
Haag die Inauguration des In¬ 
ternationalen Strafgerichtshofs 
(IStGH) stattgefunden. Das Statut des 
IStGH war am 1. Juli 2002 in Kraft ge¬ 
treten. Es legt die Gerichtsbarkeit nach 
dem Vorbild des Statuts des Nürnber¬ 
ger Militärtribunals von 1945 und der 
Völkermord-Konvention von 1948 für 
vier schwerste Verbrechen fest, „wel¬ 
che die internationale Gemeinschaft 
als Ganzes berührend nämlich das Ver¬ 
brechen des Völkermords, Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, Kriegsver¬ 
brechen und das Verbrechen der Ag¬ 
gression. Für andere Verbrechen ist der 
IStGH nicht zuständig. 

Was haben der Ankläger und seine Be¬ 
hörde und die 19 in drei verschiedenen 
Kammern tätigen Richter geleistet? 
Die Bilanz ist ernüchternd. 

Stand der Verfahren 

Bisher wurden dem Ankläger acht „Si¬ 
tuationen“ unterbreitet, in denen „es 
den Anschein hat, dass ein oder meh¬ 
rere der Gerichtsbarkeit des Gerichts¬ 
hofs unterliegende Verbrechen began¬ 
gen wurden“. Das waren Situationen in 
Darfur (Sudan), der Demokratischen 
Republik Kongo, der Zentralafrika¬ 
nischen Republik, Kenia, Uganda, Li¬ 
byen, der Elfenbeinküste und zuletzt 
Mali (alles afrikanische Staaten). Da¬ 
raus ergaben sich 18 Anklagefälle ge¬ 
gen 30 Personen (alle sind Afrikaner). 
Verschiedene Anklagen haben sich 
durch Tod der Angeklagten (Gaddafi) 
oder aus anderen Gründen erledigt. Es 
blieben 22 Angeklagte übrig. Anklage 
wurde gegen den Präsidenten Sudans 
Omar-al Bashir wegen Kriegsverbre¬ 
chen, Verbrechen gegen die Mensch¬ 
lichkeit und Völkermord erhoben und 
zwei Haftbefehle gegen ihn erlassen. 
Der ehemalige Präsident der Elfen¬ 
beinküste Laurent Gbagbo und seine 
Ehefrau Simone sitzen in Den Haag 
ein und warten auf ihren Prozess. Die 
bisher einzige Verurteilung durch den 
IStGH ist die von Lubango Dyilo, ei¬ 
nem Rebellenführer in der Demokra¬ 
tischen Republik Kongo. Er bekam im 
Juli 2012 wegen zwangsweiser Rekru- 



Chefanklägerin beim Internationalen 
Strafgerichtshof ist seit dem 16. Juni 
2012 Fatou Bern Bensouda. Die 52-jäh¬ 
rige Juristin stammt aus Gambia. 


tierung und Einsatz von Kindersolda¬ 
ten 14 Jahre Haft. 

Großes Aufsehen haben die Haftbefeh¬ 
le gegen al Bashir erregt. Die Afrikani¬ 
sche Union hat ihre Mitglieder mit ei¬ 
ner Resolution aufgefordert, in Sachen 
Festnahme und Überstellung al Bashirs 
nicht mit dem IStGH zusammenzuar¬ 
beiten. Nicht nur in Afrika wurde das 
Vorgehen gegen einen amtierenden 
afrikanischen Staatschef mehr oder 
weniger deutlich missbilligt. Die Haft¬ 
befehle wurden natürlich nicht vollzo¬ 
gen. Der IStGH hat keine eigene Poli¬ 
zei, die das versuchen könnte. Sudan ist 
als Nicht-Partner des Statuts dazu nicht 
verpflichtet. Bei Besuchen in anderen 
afrikanischen Staaten - ob sie dem Sta¬ 
tut angehören oder nicht - konnte und 
kann sich al Bashir sicher sein, dass er 


nicht verhaftet und ausgeliefert wird. 
Das Vorgehen gegen al Bashir ist eine 
zweischneidige Sache. Einerseits ist in 
Artikel 27 des Statuts festgelegt, „dass 
die amtliche Eigenschaft als Staats¬ 
und Regierungschef, als Mitglied einer 
Regierung oder als Amtsträger der Re¬ 
gierung oder eines Parlaments nicht 
der strafrechtlichen Verantwortlich¬ 
keit nach diesem Statut“ enthebt. Das 


ist ein fortschrittliches Rechtsprinzip, 
nach dem in den Kriegsverbrecherpro¬ 
zessen in Nürnberg und Tokio verfah¬ 
ren wurde. Die diplomatische Immu¬ 
nität schützt nicht vor der Verfolgung 
von Verbrechen, für die der IStGH zu¬ 
ständig ist. So gesehen ist die Anklage 
gegen al Bashir ein außergewöhnlicher 
Präzedenzfall, mit dem offenbar ande¬ 
ren Staatschefs Angst gemacht werden 
soll. Andererseits ist es im Interesse 
des Friedens und der internationalen 
Sicherheit, auch für die Wiederherstel¬ 
lung und Wahrung der Menschenrech¬ 
te notwendig, mit den Kräften zu ver¬ 
handeln, die reale Macht ausüben. Die 
Bedrohung des potentiellen Verhand¬ 
lungspartners und aktuellen Machtin¬ 
habers mit Verhaftung und Verurtei¬ 
lung fördert nicht die Verhandlungs¬ 
bereitschaft. 

Die Richter am Gerichtshof können 
nach rechtsstaatlichen Regeln nicht 
aus eigener Initiative, sondern nur in 
Fällen tätig werden, die ihnen der An¬ 
kläger vorlegt. Dieser nimmt Ermitt¬ 
lungen auf, wenn ihm eine Situation 
von einem Partnerstaat des Statuts an¬ 
gezeigt oder vom UNO-Sicherheitsrat 
überwiesen wird, was bisher zwei Mal 
mit der Situation in Darfur (Sudan) 
bei Stimmenthaltung der Veto-Mächte 
China und USA und in Libyen einstim¬ 
mig geschah. Der Ankläger kann auch 
aus eigener Initiative Situationen un¬ 
tersuchen, wenn er die Genehmigung 
der Vorverfahrenskammer bekommt. 
Das machte der inzwischen ausgeschie¬ 
dene Ankläger Luis Moreno-Ocambo 
bisher nur zu den Situationen in Kenia 
und in der Elfenbeinküste. Hinweisen 
auf Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit in anderen 
Situationen ist er nicht nachgekom¬ 
men. Der deutsche Richter am IStGH 


Hans-Peter Kaul hat über ihn gesagt, 
er habe sein Büro geführt „wie ein ar¬ 
gentinischer Großgrundbesitzer“. Die 
Tatsache, dass bisher nur Fälle in Af¬ 
rika mit afrikanischen Beschuldigten 
vor den Gerichtshof gebracht wurden, 
erweckt den begründeten Verdacht auf 
Einäugigkeit des IStGH gegen Afrika. 
Es bleibt abzuwarten, ob seine Nach¬ 
folgerin Fatou Bensouda, eine Juristin 


aus dem afrikanischen Gambia, daran 
etwas verändern wird. Zunächst hat 
sie mit der Untersuchung der Situati¬ 
on in Mali hinsichtlich des Verdachts 
auf Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit begonnen. 

Keine universale Geltung 

Von der angestrebten Universalität 
ist der IStGH noch weit entfernt. Von 
den 193 UNO-Mitgliedern haben 73 
das Statut nicht ratifiziert, darunter 
Staaten, auf die es gerade ankommt. 
Es fehlen: Die ständigen Mitglieder 
des Sicherheitsrats und Veto-Mächte 
USA, Russland und China, Israel und 
seine arabischen Nachbarn Ägypten, 
Libanon und Syrien; die Nahost-Län¬ 
der Türkei, Iran, Irak, Kuwait, Jemen 
und Saudi-Arabien; die nordafrikani¬ 
sche Staatenkette Libyen, Algerien, 
Marokko und Mauretanien; aus dem 
subsaharischen Afrika Äthiopien, El¬ 
fenbeinküste, Ruanda, Simbabwe, So¬ 
malia und Sudan; die asiatischen Staa¬ 
ten Indien und Pakistan, Sri Lanka, 
Indonesien, die Philippinen, Thailand, 
Vietnam und Nordkorea; Belarus, die 
Ukraine und die meisten ehemaligen 
kaukasischen und asiatischen Sowjet¬ 
republiken; in Amerika Haiti, Hondu¬ 
ras, Jamaika, Kuba und Nikaragua. Die 
Gründe für die Verweigerung sind si¬ 
cher sehr unterschiedlich. Russland hat 
das Statut unterzeichnet, aber (noch?) 
nicht ratifiziert. 

Die USA sind auch unter Obama die 
schärfsten Gegner des Gerichts ge¬ 
blieben. Kein Wunder, wären doch 
der ehemalige Präsident Bush, dessen 
Kriegsminister Rumsfeld und eine gan¬ 
ze Reihe von US-Generälen, Offizieren 
und Soldaten wegen Kriegsverbrechen 
erste Anwärter für einen Platz auf der 
Anklagebank in Den Haag. Bush hat 


die von seinem Vorgänger geleistete 
Unterschrift unter das Statut für null 
und nichtig erklärt und einen wahren 
Amoklauf gegen den IStGH geführt. 
Die USA haben sich durch Abkommen 
mit ihnen hörigen Regierungen zusi¬ 
chern lassen, dass diese keine US-Bür- 
ger an den IStGH überstellen. Nach 
wie vor ist ein US-Gesetz in Kraft, das 
den Präsidenten ermächtigt, die „not¬ 


wendigen“, also auch militärische Maß¬ 
nahmen zu ergreifen, um US-Bürger 
aus etwaiger Haft in Den Haag zu be¬ 
freien. US-Behörden ist es untersagt, 
mit dem IStGH zusammenzuarbei¬ 
ten. Staaten, die nicht Mitglieder der 
NATO sind und das Statut ratifizieren, 
kann die Militärhilfe entzogen werden. 

Das Aggressionsverbrechen 

2010 hat eine Konferenz der Vertrags¬ 
staaten des Statuts zu dessen Überprü¬ 
fung stattgefunden. Überraschender¬ 
weise wurde eine Einigung über offen 
gebliebene Fragen zum Aggressions¬ 
verbrechen erzielt. Im Statut von 1998 
war zu diesem Verbrechen festgelegt 
worden, dass der IStGH die Gerichts¬ 
barkeit erst dann ausübt, wenn eine 
Einigung über die Definition der Ag¬ 
gression und über die Bedingungen für 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit über 
dieses Verbrechen erreicht ist. Das ge¬ 
lang auf der Konferenz. 

Zur Definition des Aggressionsverbre¬ 
chens wurde auf die Resolution der 
Generalversammlung der UNO vom 


14. Dezember 1974 zurückgegriffen. 
Das Aggressionsverbrechen ist „die 
Planung, Vorbereitung, Einleitung oder 
Durchführung eines Aggressionsakts“, 
aber nicht jedes Aggressionsaktes, son¬ 
dern nur eines solchen, „der durch sei¬ 
nen Charakter, durch die Schwere oder 
seinen Umfang eine offenkundige Ver¬ 
letzung der Charta der Vereinten Na¬ 
tionen darstellt“. Der Akt muss began¬ 
gen worden sein „durch eine Person, 
die Kraft ihrer Stellung effektiv die 
Kontrolle über die oder die Leitung der 
politischen oder militärischen Hand¬ 
lungen eines Staates ausübt“. Und was 
ist ein Aggressionsakt im Unterschied 
zu einem Akt der Selbstverteidigung? 
Das bleibt offen. Die Bestimmung in 
der Aggressionsdefinition von 1974, 
dass es als Prima-facie-Beweis für eine 
Aggression gilt, wenn ein Staat zuerst 
bewaffnete Gewalt anwendet, wurde 
nicht übernommen. Die Definition des 
Aggressionsverbrechens ist lückenhaft 
und streitträchtig. 

Die Bedingungen für die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit sind mit vielen Begren¬ 
zungen kompliziert und juristisch unsi¬ 
cher formuliert worden, a) Der UNO- 
Sicherheitsrat kann Aggressionssitua¬ 
tionen an den IStGH überweisen und 
die Feststellung einer Aggression durch 
den Sicherheitsrat ist eine hinreichende 
Voraussetzung für das Tätigwerden des 
Anklägers, b) Es kommen nur Situatio¬ 
nen vor das Gericht, an denen Partner¬ 
staaten des Statuts beteiligt sind. Für 
Aggressionsverbrechen von politischen 
und militärischen Führern aus Nicht- 
Partnerstaaten ist der IStGH nicht zu¬ 
ständig. Zudem kann jeder Partnerstaat 
erklären, dass er die Gerichtsbarkeit 
des IStGH für das Aggressionsverbre¬ 
chen nicht anerkennt; c) Partnerstaa¬ 
ten können auch ohne den Segen des 
Sicherheitsrats Aggressionssituationen 
dem IStGH überweisen, d) Der Anklä¬ 
ger ist verpflichtet, dem Sicherheitsrat 
zu notifizieren, wenn er ein mögliches 
Aggressionsverbrechen sieht. Wenn der 
Sicherheitsrat daraufhin sechs Monate 
lang keine Entscheidung trifft, kann er 
aus eigener Initiative die Ermittlungen 
weiterführen, wenn er von der Vorver¬ 
fahrenskammer dafür grünes Licht be¬ 
kommt. Bislang haben ganze vier Staa¬ 
ten die Statutenänderung ratifiziert. 
Der IStGH kann die Gerichtsbarkeit 
zum Aggressionsverbrechen erst dann 
ausüben, wenn 30 Staaten ratifiziert ha¬ 
ben und wenn nach dem 1. Januar 2017 
eine nochmalige Entscheidung der Ver¬ 
tragspartner getroffen wird. Bis dahin 
kann jeder Staat ein Aggressionsver- 
brechen straffrei begehen. Und auch 
danach wird es schwierig sein, Aggres¬ 
soren vor Gericht zu bringen. 

Prof. Dr. Gregor Schirmer, Berlin 
(Aus: Mitteilungen der Kommunisti¬ 
schen Plattform der Partei „ Die Linke “ 
Heft 3/2013) 


Kriegsverbrecher! und Menschenrechtsverletzungen ereignen sich an vielen Orten der Welt - der IStGh verfolgt sie aber 
selektiv. 


Inauguration = Als Inauguration wird die feierliche Einführung in eine Wür¬ 
de oder ein Amt bezeichnet. 

notifizieren = In der Diplomatie bezeichnet „notifizieren“ die offizielle Mit¬ 
teilung einer Information durch einen Staat oder einen Staatenbund an ei¬ 
nen anderen Staat oder einen Staatenbund oder zwischenstaatliche Orga¬ 
nisationen, Vereinigungen oder Konferenzen 

Prima-facie-Beweis = Der Anscheinsbeweis (auch: Beweis des ersten An¬ 
scheins) 
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Die bescheidene Großtat einer Revolution 

Rede des „Comandante en Jefe“ Fidel Castro bei der konstituierenden Sitzung 
der 8. Legislaturperiode der Nationalversammlung des Poder Populär (Volksmacht) 


Liebe Genossinnen und Genossen, 
ich danke zutiefst für die noble Geste 
des Volkes, mich als Abgeordneter der 
Nationalversammlung des Poder Popu¬ 
lär gewählt zu haben. 

Meine Rede heute wird nicht lang sein, 
ebenso wie der Zeitraum, den ich die¬ 
sen Sitz als Abgeordneter ausfüllen 
werde - nicht, weil ich nicht wollte, son¬ 
dern wegen der Naturgesetze. 

Niemals dachte ich, dass mein Leben so 
lang und der Feind dumm genug sein 
würde, in seiner hasserfüllten Aufgabe 
jene Gegner zu töten, die entschlossen 
sind zu kämpfen. 

In diesem ungleichen Kampf hat unser 
Volk seine erstaunliche Kapazität des 
Widerstands und des Sieges gezeigt. 
Ja, weil jedes Jahr des Widerstands 
zwischen 1959 und 2013 ein Sieg war, 
den unser kleines Land mit Recht fei¬ 
ern kann! 

Wir kämpfen nicht für Ruhm noch für 
Ehre; wir kämpfen für Ideen, die wir 
als gerecht ansehen; ja, für die - als 
Erben einer langen Liste von Beispie¬ 
len - Millionen von Kubanerinnen und 
Kubanern ihre Jugend und ihr Leben 
verwendet haben. Achthunderttau¬ 
send Menschen beträgt die Zahl derer, 
die uneigennützige internationalisti¬ 
sche Missionen erfüllt haben. Beim 
Sieg der Revolution hatten wir kaum 
sieben Millionen Einwohner, was die 
Bedeutung dieser Anstrengungen er¬ 
messen lässt. 

Das drückt dennoch nicht alles aus. Im 
Oktober 1962 war die Nation kurz da¬ 
vor sich in ein nukleares Schlachtfeld 
zu verwandeln. Eineinhalb Jahre vor¬ 
her, im April 1961, ging eine von den 
Vereinigten Staaten trainierte, bewaff¬ 
nete und eskortierte Söldnertruppe in 
der Schweinebucht an Land und schaff¬ 
te es beinahe einen blutigen Krieg zu 
entfachen, der die nordamerikanischen 
Invasoren - das sage ich ohne Übertrei¬ 
bung - hunderttausende Menschenle¬ 
ben gekostet und unserem Land uner¬ 
messliche Zerstörung und Verluste von 
Menschenleben gebracht hätte. 

Wir besaßen damals etwa vierhundert¬ 
tausend Waffen und wir wussten, wie 
man sie benutzt. In weniger als 72 Stun¬ 
den hatte die fulminante revolutionä¬ 


re Gegenattacke jene Tragödie verhin¬ 
dert, sowohl die für Kuba als auch die 
für das Volk der USA. 

Wir waren Opfer des „schmutzigen 
Krieges“ während langer Zeit, und 
25 Jahre nach der Oktoberkrise vertei¬ 
digten internationalistische Truppen 
Angola gegen die rassistischen südaf¬ 
rikanischen Invasoren, die zu jener Zeit 
bereits mit verschiedenen Atomwaffen 
ausgerüstet waren, deren Technologie 
und wesentliche Bauteile von Israel ka¬ 


sind nur sechs Jahre und 296 Tage ver¬ 
gangen; zum ersten Mal war in unserem 
Vaterland die Macht völlig in den Hän¬ 
den des Volkes angekommen. 

Die Schlacht begann damals gegen die 
politische Ignoranz und die antisozia¬ 
listischen Prinzipien, die das Imperium 
und die Bourgeoisie in unserem Land 
gesät hatten. Der Klassenkampf, der 
ein paar Meilen vor der dem Sitz des 
Imperiums losging, war die effizienteste 
politische Schule, die ein Land jemals 


Nach den allgemeinen Wahlen hat sich auf Kuba die 8. Nationalversammlung 
konstituiert. Raul Castro wurde zum Präsidenten wieder gewählt; sein Stell¬ 
vertreter heißt Miguel Diaz-Canel. Der neugewählte Staatsrat hat einen Al¬ 
ters durchschnitt von 57 Jahren, womit der Prozess der Verjüngung fortgesetzt 
wurde. 

Damit einhergehend haben die bisherigen Vizepräsidenten Ramön Machado 
undAbelardo Colome nicht wieder kandidiert. Genosse Diaz-Canel ist 52 Jah¬ 
re alt und war zuvor Parteisekretär in Villa Clara und Holguin sowie seit 2009 
Minister für die Hochschulen Kubas. 


men, mit der Zustimmung der Vereinig¬ 
ten Staaten. Der Sieg von Cuito Cua- 
navale und der folgende, entschiedene 
und wagemutige Vormarsch der kuba¬ 
nischen und angolanischen Einheiten, 
mit Luftwaffen- und Flugabwehrtech¬ 
nik sowie der passenden Organisation 
zur Befreiung von noch von den In¬ 
vasoren gehaltenen Gebieten, haben 
Südafrika überzeugt, dass ihm keine 
Alternative blieb als von den nuklea¬ 
ren Ambitionen abzusehen und an den 
Verhandlungstisch zu gehen: das ver¬ 
hasste rassistische System hörte auf zu 
existieren. 

Wir alle haben die bescheidene Groß¬ 
tat einer tiefgehenden Revolution 
durchgeführt, die unser Volk, von Null 
an, zu realisieren in der Lage war. Zu 
den ersten revolutionären Zirkeln ka¬ 
men weitere. Uns vereinte der Wunsch 
zu kämpfen und der Schmerz wegen 
der Tragödie des Landes angesichts 
des brutalen Putschs. Während die ei¬ 
nen Hoffnungen in die Zukunft hatten, 
die sie noch weit weg sahen, hatten wir 
anderen über die Notwendigkeit ei¬ 
nes Sprungs in der Geschichte nach¬ 
gedacht. 

Zwischen dem Staatsstreich am 
10. März 1952 und dem 1. Januar 1959 


hatte; ich spreche von einer Schule, die 
ihre Türen vor mehr als fünfzig Jahren 
geöffnet hat. Männer und Frauen, von 
den Pionieren bis zu den viel älteren 
Menschen, waren Schüler dieser Schu¬ 
le. Trotzdem ist die große Schlacht - da¬ 
von ausgehend, was mir Raul vor ein 
paar Tagen sagte - dieser Tage die Not¬ 
wendigkeit eines energischen und pau¬ 
senlosen Kampfs gegen die schlechten 
Angewohnheiten und Fehler, die täg¬ 
lich in den verschiedensten Sphären 
viele Bürgerinnen und Bürger begehen, 
sogar auch Parteimitglieder. 

Die Menschheit ist in eine einzigartige 
Etappe ihrer Geschichte eingetreten. 
Die letzten Jahrzehnte haben keiner¬ 
lei Bezug mehr zu den tausenden von 
Jahrhunderten, die ihr vorausgingen. 
Im Jahr 2011 erreichte die Weltbevöl¬ 
kerung die Zahl von sieben Milliarden, 
was alarmierend ist. In nur zwei Jahr¬ 
hunderten hat sie sich versiebenfacht 
und dabei einen vitalen Versorgungs¬ 
rhythmus erreicht, dem die Wissen¬ 
schaft, die Technologie und die Natur¬ 
ressourcen des Planeten nicht einmal 
ansatzweise nachkommen. 

Es können Dutzende von Rechnungen 
aufgestellt werden, man kann von Mal- 
thus und der Arche Noah sprechen - 


es reicht zu wissen, was J £ 

ein Gramm ist und was I 

. . 



auf einem Hektar an 
Lebensmitteln pro¬ 
duziert werden kann 
und daraus Schluss 
folgerungen zu zie¬ 
hen. 

Vielleicht wissen 
der englische 
Premierminis¬ 
ter oder Präsi¬ 
dent Obama die 
Antwort, wie 
die menschli¬ 
che Rasse einige 
Tage länger le¬ 
ben kann; wie die 
Brote vermehrt 
werden und die 
Fische; und die 
Zauberworte, 
mit denen man 
die Afrikaner, 
die Inder, die 
Latein- 
ame 


rikaner und alle Drittweltländer über¬ 
zeugen kann keine Kinder zu zeugen. 
Vor zwei Tagen erinnerte eine inter¬ 
nationale Nachrichtenagentur daran, 
dass ein US-Multimillionär, Dennis 
Tito, zwanzig Millionen Dollar für die 
Reise zur internationalen Raumstati¬ 
on ausgegeben hatte, wo er 2011 ein 
paar Tage war. Jetzt diskutiert Tito, 
offenbar ein wahrer Fan der Raumer¬ 
forschung, die Details einer Marsreise. 
Die Fahrt würde 501 Tage dauern. Das 
nennt man Mehrwertglück! Das, wäh¬ 
rend die Polkappen schnell schmelzen, 
der Meeresspiegel wegen des Klima¬ 
wandels steigt und in wenigen Jahr¬ 
zehnten große Flächen überflutet sein 


werden, und davon ausgehend, dass es 
keine Kriege gibt und die ausgeklügel¬ 
ten Waffen, die immer schneller produ¬ 
ziert werden, nicht eingesetzt werden. 
Wer kann sie noch verstehen? 

Ich schließe, um mein Versprechen 
einzuhalten, in diesen Grußworten an 
unsere Nationalversammlung kurz zu 
sein. 

Am 118. Jahrestag des Schreis von 
Baire und am 160. der Geburt unseres 
Nationalhelden (Jose Marti, d.Ü.), ist 
es mir eine Freude diesem Revolutio¬ 
när, Antiimperialisten und Bolivaria- 
ner Tribut zu zollen, der in unsere Ju¬ 
gend die ersten Samen der Pflichterfül¬ 
lung gesät hat. Übers.: G. Pohl 


Eine Herausforderung, die nicht endet 

Fragen an Renate Fausten, Bundesvorsitzende der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 


UZ: Was geht dir durch den Kopf wenn 
du diesen kurzen Blick Fidels auf die 
kubanische Geschichte anschaust? 

Renate Fausten: Da wird noch einmal 
deutlich, welch unglaubliche Leistung 
Fidel und alle, die mit ihm kämpften, 
vollbracht haben. Man muss sich vor¬ 
stellen: In einer Zeit des absoluten 
Antikommunismus ein paar Meilen 
von den USA entfernt eine sozialisti¬ 
sche Revolution durchzuführen grenzt 
schon ans Phantastische. Damals hat¬ 
ten die Leute solche Angst vor den 
Kommunisten, dass eine Kampagne 
wie die Operation „Peter Pan“ erfolg¬ 
reich war. Mit Hilfe der katholischen 
Kirche und der US-Botschaft wurden 
seinerzeit etwa 15 000 Kinder, von ih¬ 
ren Eltern getrennt, in die USA geflo¬ 
gen, weil viele Eltern damals ernsthaft 
glaubten, die bösen Kommunisten 
schickten ihre Kinder nach Moskau, 
wo sie zu Dosenfleisch verarbeitet 
würden. Aber gegen alle Propagan¬ 
da - durch die Macht ihrer Ideen und 
Taten konnten die Revolutionäre ein 
Volk überzeugen. Dieses Volk hat dann 
für seine Ideen auch noch in anderen 
Ländern auf vielfache Art und Wei¬ 
se gekämpft und tut dies immer noch. 
Aber, wie Fidel sagt, ist die Revolution 
eine große Schule und in einer Schule 
gibt es alle Arten von Schülern, eifri¬ 
ge und weniger eifrige und welche, die 
den ganzen Betrieb aufhalten. Mit al¬ 
len gemeinsam dieses große Werk der 
Revolution weiterzuführen, das ist die 
nie endende Herausforderung. 



Renate Fausten 


UZ: Raul Castro hat angekündigt 2018 
nicht wieder für die Präsidentschaft des 
Landes zur Verfügung zu stehen. Wie 
wird der weitere Generationswechsel 
vonstatten gehen? 

Renate Fausten: Der Wechsel von Fi¬ 
del zu Raul, der ja schon für viele un¬ 
vorstellbar war, ist völlig gelassen von¬ 
statten gegangen. Bei den zukünftigen 
Präsidenten wird dies nicht anders 
sein. Die jetzige Nummer zwei, Migu¬ 
el Diaz-Canel, ist ein Mann der Basis, 
der die Mühen der Ebenen kennenge¬ 


lernt hat. Wenn man in zwei Provinzen 
als Parteisekretär erfolgreich war - und 
Parteisekretär einer Provinz zu sein ist 
echte Knochenarbeit - dann schafft 
man alles andere auch. Bis vor Kurzem 
war es ja so, dass jedes Jahr die nach 
einem festen Kriterienkatalog erfolg¬ 
reichste Provinz dadurch geehrt wur¬ 
de, dass dort die zentrale Veranstaltung 
zum 26. Juli stattfand. Miguel Diaz-Ca¬ 
nel hat das sowohl mit Villa Clara als 
auch mit Holgum geschafft und viele 
Kubaner sagten damals, wenn man Di¬ 
az-Canel in ihre Provinz schickte, wür¬ 
den sie auch einmal gewinnen. 

So wie er gibt es inzwischen weitere 
fähige Männer und Frauen. Man wird 
sicher nicht noch einmal den Fehler 
machen, brillanten jungen Leuten den 
Durchmarsch vom persönlichen Se¬ 
kretär des Parteichefs über den UJC- 
Vorsitz zum Ministerposten zu ermög¬ 
lichen. Dies hat sich nicht bewährt, da 
sie offensichtlich zu anfällig für die 
Verlockungen waren. 

UZ: Alle Welt spricht von den drän¬ 
genden Problemen Kubas - wir wollen 
dagegen wissen, was dir Optimismus 
verschafft, dass Kuba mit seinen Ak¬ 
tualisierungen des Sozialismus Erfolg 
haben wird. 

Renate Fausten: Alle Welt hat aber 
mindestens so viele Probleme wie 
Kuba und dort sieht es weniger hoff¬ 
nungsvoll aus. In Kuba ist es spätestens 
nach Fidels berühmter Novemberre¬ 
de klar geworden, dass keiner weiß, 


wie Sozialismus geht und die Sache 
mit dem Handbuch nicht funktioniert. 
Wer, wenn nicht Kuba, könnte in der 
Lage sein, sein sozialistisches Modell 
zu aktualisieren? 

Mit aller geschichtlicher Erfahrung hat 
sich der letzte Parteitag daran gemacht, 
das Volk hat sich aktiv daran beteiligt, 
und jetzt sind sie mit der Umsetzung 
befasst. Alle Sektoren der Gesellschaft 
sind darin involviert, die Arbeiter in 
staatlichen und nicht-staatlichen Be¬ 
trieben und Kooperativen, Studenten, 
Presseleute und Intellektuelle, sie alle 
bringen ihre Ideen mit ein. Wenn sich 
alle einig sind, dass man eine sozialis¬ 
tische Gesellschaft weiter aufbauen 
will, dann kann aus diesem kreativen 
Austausch nur etwas Gutes heraus¬ 
kommen. Natürlich ist es spannend, 
wie sich das Ganze entwickelt. Aber 
die Kubaner sind schon mit anderen 
Dingen fertig geworden, und zum ers¬ 
ten Mal in der Geschichte sind sie auf 
ihrem Kontinent nicht allein beim Auf¬ 
bau einer anderen, sozialistischen Ge¬ 
sellschaft. 

UZ: Die Freundschaftsgesellschaft 
BRD-Kuba steht seit 1974 an der Seite 
Kubas, du bist seit 2005 ihre Vorsitzen¬ 
de. Mit deinem Mann Ulli hast du auch 
Bücher über Kuba verfasst; nun wirst 
du im Sommer nicht wieder kandidie¬ 
ren - wie skizzierst du die Aufgaben der 
FG in einer Zeit, wo die Lateinameri¬ 
kasolidarität sich (zum Glück!) in den 
letzten Jahren mit dem Aufkommen der 
ALBA-Staaten etwas aufspreizt? 


Renate Fausten: Die Aufgaben der 
FG sind und waren die Unterstützung 
des sozialistischen Kuba. Es ist richtig, 
dass es ein breiteres Spektrum an La¬ 
teinamerika-Solidaritätsorganisationen 
gibt, mit denen wir Zusammenarbeiten. 
Die neue Situation ermöglicht es uns 
insbesondere hier in Europa zu zei¬ 
gen, welches Ansehen die kleine Kari¬ 
bikinsel in Lateinamerika genießt, wie 
man in Lateinamerika das, was sie für 
den Kontinent getan hat, würdigt und 
dass Kuba zur Zeit sogar die Staatenge¬ 
meinschaft CELAC leitet. Wenn inzwi¬ 
schen ein ganzer Kontinent ein Loblied 
auf Kuba singt und vielen Leuten und 
Medien hier immer noch nichts an¬ 
deres einfällt, als immer die gleichen 
Klischees zu bedienen, könnte sich so 
mancher fragen, wer denn hier einem 
Irrtum unterliegt. Das macht unse¬ 
re Arbeit möglicherweise in Zukunft 
leichter. Sie könnte aber auch schwe¬ 
rer werden, wenn die Revolutionen in 
Lateinamerika weiter an Fahrt gewin¬ 
nen und Politik und Medien ihre Pro¬ 
pagandaschlacht gegen diese Länder 
verschärfen. 

Wie auch immer, die FG wird diesen 
Kampf mit ihren Mitteln aufnehmen. 
Mein Mann und ich werden die Be¬ 
wegungen in Lateinamerika ab dem 
Sommer vor Ort direkt verfolgen, da 
wir Vorhaben, die nächsten Jahre in den 
ALBA-Staaten zu verbringen. Das ist 
auch der Grund, warum ich nicht mehr 
für den FG-Vor sitz kandidieren werde. 

UZ: Wir danken für das Gespräch und 
wünschen dir ausreichend Kraft für un¬ 
seren gemeinsamen Kampf! 

Die Fragen stellte Manfred Idler 
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Z?ass die Erde zum Paradies wird, 
können wir nicht erwarten, 
aber daß Sie nicht zur Hölle wird, 
daran können wir mitwirken. 

Berta von Suttner 


Ein erfülltes, seinen sozialen Idealen treu gebliebenes, 
Leben ist zu Ende gegangen. 

Wir trauern um 

Alfred Bauer 

22.8.1926-13.3.2013 

Er wird uns fehlen. 

Milli Bauer 

Karin und Sonja Gottlieb 
und Anverwandte 


Plötzlich und unerwartet verstarb unser Genosse 

Alfred Bauer 

22.08.1926 - 13.03.2013 

Alfred stammte aus kommunistischem Elternhaus. Die Konsequen¬ 
zen aus Faschismus, Krieg und Gefangenschaft ziehend schloß er sich 
1947 der FDJ und der KPD an. Deren Verbote konnten weder ihn 
noch seine Frau Milli am weiteren Kampf für Frieden und Sozialis¬ 
mus hindern. 1968 konstituierte er die DKP mit, war u.a. lange Jahre 
Mitglied der Bezirksschiedskommission, zeitweilig vertrat er seine 
Partei im Stadtrat. Nach 1989 trug er viel zum Erhalt der DKP in Idar- 
Oberstein bei und nahm bis zu seinem Tod aktiv am Parteileben teil. 
Jahrzehnte als Stahlgraveur und später als Schmuckentwerfer tätig, 
erwarb er sich den Ruf eines geschätzten Fachmanns, der sich sehr 
um die berufliche Bildung junger Menschen verdient gemacht hatte. 
Als langjähriger Betriebsratsvorsitzender und ehrenamtlicher IGM- 
Funktionär stritt Alfred mit seinen Kolleginnen und Kollegen für 
ihre Interessen, jüngst noch als Aktivist der Gewerkschaftssenioren. 
Als Rentner erfüllte er sich einen Jugendtraum, studierte Kunst und 
machte sich weit über Idar-Oberstein hinaus einen Namen als Maler. 
Zahlreiche Ausstellungen und Ehrungen zeugen davon. 

Sein hohes Ansehen als Kommunist, Gewerkschafter und Künst¬ 
ler und seine offene Art ließen ihn zum geachteten Bündnispoliti¬ 
ker werden, ob in der Friedensbewegung, im Antifaschismus oder in 
kommunalpolitischen Bündnissen. 

Alfred wird uns fehlen als Aktivist, Ratgeber und Mutmacher auch 
in dunklen Stunden. Er wird uns unvergessen bleiben. 

Unser Mitgefühl gilt unserer Genossin Milli und allen Verwandten. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Gruppe Idar-Oberstein/Kusel, Kreis Rhein-Nahe-Glan, 
Bezirk Rheinland-Pfalz 

Die Trauerfeier findet am Mittwoch, dem 27. März, 14:00 Uhr, Friedhof Almerich 
(zw. Nahbollenbach und Oberstein, alte B 41) statt. 


Die Waffen sind verschrottet 
Kasernen stehen leer 
der Krieg ist ausgerottet 
und Feinde gihts nicht mehr 

Ein Unterschied der Rassen 
ist nirgendwo bekannt 
die Führer sind entlassen 
die Schuldigen erkannt 

Die Ängste sind vergessen 
die Lügen sterben aus 
wer hungrig ist kann essen 
und jeder hat sein Haus 

Soviel ist nicht zu hoffen 
heute und morgen nicht 
aber der Weg ist offen 
er heißt Gewaltverzicht 

Wir werden ihn beschreiten 
den Weg zur Friedenszeit 
und heute vorbereiten 
was morgen uns befreit 

(Liselotte Rauner) 


© 


Unser unermüdlicher 
Kämpfer für Frieden, 
unser Genosse 

Willi Hoffmeister 

wird 

80 


Wir gratulieren und feiern 
mit ihm 

am 25. März ab 15.00 Uhr 
im Wichernhaus 
Dortmund Stollenstraße! 


DKP Dortmund 
Senioren Arbeitskreis 
Bezirk Ruhr Westfalen 


Wir gratulieren ganz herzlich 
unserem Genossen 

Kurt Schlegel 

der am 25. März 85 Jahre wird. 

Kurt war, solange es ihm gesundheitlich möglich war, überall 
dort zu finden, wo er politisch gebraucht wurde. Gesundheitlich 
ist ihm das heute leider nicht mehr möglich. Im Betrieb, in der 
IG Metall und in der Partei trat er konsequent für die Interes¬ 
sen der arbeitenden Menschen und für den Sozialismus ein. Das 
verschaffte ihm hohe Anerkennung weit über unsere Partei hin¬ 
aus. Wir sagen Dir, lieber Kurt, vielen Dank für Deine Treue und 
Deinen Einsatz für die Partei. 

Wir wünschen Dir Gesundheit und alles Gute. Ganz besonders 
Deiner Frau, unserer Genossin Else, wünschen wir baldige Ge¬ 
nesung. 

DKP Rems Murr 


Dem Genossen Bernd Wagner zum 70. Geburtstag 

Lieber Bernd, alles Gute zu Deinem 70sten. Du bist ein prima Ge¬ 
nosse, ein toller Gewerkschafter und ein unverzichtbarer Freund. 
Ich freu‘ mich auf noch viele gemeinsame Aktionen mit Dir! 

Werner Siebter 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der TOSCANA-SEGGIANO 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


Toskana, nah am Meer 

rffmMi i, bwMdt| mum. 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
gioße helle Zimmer r 
viele gute Bücher, 

Hs us oder Häuschen; 

Kinder paradier 




Ostermarsch 2013: 

Friedensinitiativen statt Kriegspolitik 


Deutsche Soldaten kämpfen in Afghanistan, sie sind auf dem Balkan und in Afrika, deutsche Patriot-Systeme stehen 
an der Grenze zu Syrien. 

Deutsche Waffen töten in zahlreichen Konflikten auf allen Kontinenten Menschen. Deutschland liefert als drittgrößter 
Waffe nexporteur weltweit auch Waffen in Regionen, wo Menschenrechte unterdrückt werden, wie z. B. in Saudi-Arabien, 
Deutsche Außenpolitik trägt zur weltweiten Militarisierung von Konflikten bei. Auch dort, wo keine direkte militärische 
Beteiligung an kriegerischen Interventionen von NATO-Staaten stattfindet, ist Deutschland direkt oder indirekt mit dabei, 
wie z, B in Mali. 

Deutsche Standorte dienen als militärische Kommandozentralen für die weltweite Kriegsführung. 

Wir demonstrieren zu Ostern gegen die Politik der Bundesregierung, die auf Aufrüstung und militärische Interventionen 
für wirtschaftliche und global-strategische Interessen setzt 

Rüstung und Militär lösen keine der weltweiten Konflikte, sie verhindern auch innerhalb Deutschlands die Lösung der 
drängenden Fragen unserer Zeit. 

Wir fordern: 

• Sofortiger Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan, Abzug der Patriot-Raketen aus der Iürkei und Beendigung 
aller weiteren Auslandseinsätze 

• Stopp aller Waffenexporte, startdessen RüstungsKonversion 

• Keine militärische Werbung der Bundeswehr an Schulen, Hochschulen und in Arbeitsagenturen 

• Deutsche initiativen zur Ächtung und Abschaffung von Atomwaffen, Uranmunition, Landminen und Kampfdrohnen 

• Wirkliche Friedensinitiativen im Nahen Osten und anderen Krisenregionen 

Wir nehmen die Politik in die eigenen Hände. Und verlangen von der Bundesregierung den Einsatz für Frieden 
und Abrüstung. Wir brauchen Abgeordnete Im Bundestag, die sich für diese Ziele einsetzen. 


Lenin-Werke 
zu verkaufen 

- alle 40 Bände plus 2 x Register 

- gut erhaltene Exemplare aus 
Bibliotheksbestand 

- Verkaufserlös zugunsten der UZ 
und eines Kulturprojekts 

- Preis: EUR 200,00 (VB), 
Lieferung frei Haus 

Infos/Bestellungen: 

verlag@unsere-zeit.de, 

Tel: 0251-26529639 


Auftakt 


Karfreitag, 29. März 2013 


14:00 Uhr Bruchköbel, Freier Platz 

Ostermontag, 1. April 2013 

Beginn an folgenden Orten: 

10:30 Uhr Darmstadt (Fahrrad-Demonstration) 

10:30 Uhr Rödelheim, Bahnhof 

10:30 Uhr Offenbach, Stadthof (Rathaus) 

11:30 Uhr Bocken hei mer Depot 
11:30 Uhr Niederrad, Bruchfeldplatz 
11:30 Uhr Eschersheim, Weißer Stein 

13:00 Uhr Abschlusskundgebung auf dem Römerberg, Frankfurt am Main mit 

Helga Schwitzer (Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes IG Metall), Dr. Peter Strutynski 
(Bundesausschuss Friedensratschlag), Murat Cakir (Rosa-Luxemburg-Stiftung). 

Moderation: Prof, Dr. Ursula Schumm-Garling. Kulturprogramm mit Politokk. 

Ostermarschbüro,Tel.: 069/24249950, Fax: 069/24249951, E-Mail: Frieden-und-Zukunft@t-online.de 



Entschieunigung: 

Ruhe & Natur aatt im Müritz 
Nationalpark. 2 FeWoje 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kratzcburg-Granziß. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: vww.trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 [AB| 



Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro , 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Wir liefern auch 
handgefertigte 
Bienenwachskerzen. 
Anfrage bei: 

Imkerei Trauth, 
02241/973111 
camatra@web. de 


Wir gratulieren unserer Genossin 

Karin Gottlieb 

zum 70. Geburtstag 

Sie wuchs in einem kommunistischen Elternhaus auf und ge¬ 
hört seit ihrer Jugend der kommunistischen Bewegung an. 1968 
trat Karin der neu konstituierten DKP bei. Vielfältig ist ihr En¬ 
gagement in der Partei, in der IG-Metall, bei den Freidenkern, 
Naturfreunden und bei den Ostermärschen. Als Stadträtin der 
DKP und der Alternativen Liste kümmerte sich Karin in Idar- 
Oberstein zwanzig Jahre um die Alltagssorgen ihrer Mitbürger. 
Ihre besondere Vorliebe gilt der Musik und dem Gesang: Schon 
Anfang der 60er Jahre wirkten Karin und ihr Mann und Genosse 
Dieter in einer Songgruppe mit, ein Jahrzehnt später gründeten 
sie die Idar-Obersteiner Songgruppe. Wo immer alte und neue 
Arbeiter- und Friedenslieder erklangen, griff sie, oft gemeinsam 
mit Dieter und Tochter Sonja, zur Gitarre. Gerade in den ver¬ 
gangenen Jahren trug Karin viel zum Erfolg des Linken Lieder- 
Sommers auf der Burg Waldeck bei. Liebe Karin, wir danken für 
Dein Engagement. Für die Zukunft wünschen wir Dir alles Gute, 
weiterhin viel Kraft und Gesundheit im Einsatz für Frieden und 
eine Welt ohne Ausbeutung und Unterdrückung. 

Deine Genossinnen und Genossen der 
Deutschen Kommunistischen Partei 
Gruppe Idar-Oberstein/Kusel 
Kreis Rhein-Nahe-Glan 
Bezirk Rheinland-Pfalz 



Am 12. 3. wurde unser Genosse 

Reinhold Weismann-Kies er 

70 Jahre. 


Lieber Reinhold, wir gratulieren dir nachträglich ganz herz¬ 
lich und wünschen dir alles Gute, Gesundheit und Kraft für die 
nächsten Aufgaben. 

DKP Kreisvorstand Hannover 

Die DKP Gruppen Hannover Mitte und Hannover Linden 


DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen - Tel: 0214/45 418 
E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 
Sa./So., 27./28. April 

Thema: 

Die Aktualität der Marxschen Lehre 
Krisenanalyse, Zukunftsvorstellungen 

Referentin: Beate Landefeld 

'Verletzte Grund aller wirklichen Krisen bleibt immer die Armut und Kon¬ 
sumtionsbeschränkung der Massen gegenüber dem Trieb der kapitalis¬ 
tischen Produktion, die Produktivkräfte so zu entwickeln, als ob nur die 
absolute Konsumtionsfähigkeit der Gesellschaft ihre Grenze bilde." 

(MEW Bd. 25, S. 501) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, 
wenn es sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 
Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirks¬ 
vorstand abklären. 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 





Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


Vn'iniC!? 


* Superior 


1M1 

Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 

Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 


In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
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Dokumentiert: 

Free The 

Der Fall der „Cuban Five“ 

Herrn US-Generalkonsul 

Stephen A Hubler cuban Political Prisoners Heia in ihe U.S. 

Amerikanisches Generalkonsulat Düsseldorf 

Sehr geehrter Herr Generalkonsul, 

anlässlich des Internationalen Tages des politischen Gefangenen am 18. März möchten wir Ihre geschätzte Aufmerksamkeit 
wieder auf den Fall der fünf kubanischen politischen Gefangenen in den Vereinigten Staaten lenken, die unbewaffnet in die 
USA kamen, um Terroranschläge zu verhindern und Leben zu retten: 

Antonio Guerrero Rodriguez 
Fernando Gonzälez Llort 
Gerardo Hernändez Nordelo 
Ramön Labahino Salazar 
und Rene Gonzälez Sehwerert 

Schon in den Vorjahren nutzten wir den Jahrestag ihrer Verhaftung am 12. September 1998 um unsere wachsende Sorge zu 
demonstrieren, die nach nun mehr 141/2 Jahren ihrer unrechtmäßigen Haft in US-Gefängnissen von immer mehr Menschen 
auf der ganzen Welt geteilt wird. 

Wie Sie sicher wissen, gehören dazu mittlerweile nicht nur 11 Nobelpreisträger, Parlamentarier aus verschiedenen Ländern, 
kirchliche Würdenträger, die UN-Hochkommissarin, Frau Navanethem Pillay, Juristenorganisationen aus aller Welt ein¬ 
schließlich etlicher in denVereinigten Staaten wie der US Lawyers Guild, der Partnership of Civil Justice und andere Nicht¬ 
regierungsorganisationen wie Amnesty International. 

Und sicher ist Ihnen auch bewusst, wie die Welt die Glaubwürdigkeit der Vereinigten Staaten und ihres Rechtssystems mehr 
und mehr nicht nur durch diesen Fall in Frage gestellt sieht, wenn die Staatsanwaltschaft die gemäß der US-Verfassung mögli¬ 
che Anhörung neuer Beweise im Zuge des jetzt noch anhängigen Habeas-Corpus Verfahrens ablehnt, das unter anderem die 
erst 2006 durch den US-Journalisten Oscar Corral aufgedeckte Verletzung ihrer eigenen Gesetze seitens der US-Regierung, 
hier des „Smith Mundt Act“, nach dem „Freedom of Information Act“ geltend macht. 

Die Anwälte der Fünf können jetzt nachweisen, dass mit der Berichterstattung über den Fall durch Bezahlung willfähriger 
„Journalisten“ selbst während des laufenden ersten Gerichtsverfahrens in Miami die öffentliche Meinung beeinflusst wurde, 
um die Fünf trotz mangelnder Beweise für ihre angebliche „Verschwörung zu Spionage“ und im Fall von Gerardo Hernän¬ 
dez sogar „Verschwörung zum Mord“ verurteilen zu können. 

Wir bitten Sie heute wie schon zuvor Ihre Vorgängerin, Frau Janice G. Weiner, herzlich darum, zur Kenntnis zu nehmen und 
auch Ihre Regierung davon zu unterrichten, dass wir uns immer wieder an den Millionen von Unterschriften und Tausen¬ 
den von allmonatlichen Briefen aus aller Welt an Ihren Präsidenten, Herrn Barack Obama, beteiligen und ihn bitten, von 
seinem Begnadigungsrecht Gebrauch zu machen, um das Leiden der fünf tapferen Kubaner und ihrer Familienangehörigen 
zu beenden und diesen Schandfleck auf der US-Justiz aus der Welt zu schaffen. 

Wir bitten Sie heute ebenso herzlich darum, Ihrer Regierung unsere Sorge um Rene Gonzälez mitzuteilen, der zwar am 
7. Oktober 2011 aus dem Gefängnis von Marianna, Florida, entlassen wurde, dem aber eine dreijährige überwachte Bewäh¬ 
rungszeit ausgerechnet in der Gegend von Miami auferlegt wurde, die ihn der Rachsucht der „gewaltbereiten Organisatio¬ 
nen“ aussetzt, die er infiltriert hatte, um weitere Anschläge auf sein Heimatland zu verhindern. 

Mit Dank für Ihre Aufmerksamkeit 
und freundlichen Grüßen 

Petra Grübl für SoliCuba e.V. 

Günter Pohl für Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V., Bundesvorstand, 

Heinz-W. Hammer für Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V., Regionalgruppe Essen 

Daniel Kriele für die Cuba-AG der DKP, Köln 

Dr. Klaus U. Piehl für Cuba-Hilfe, Bochum 

Josie Michel-Brüning und Dirk Brüning 

Für das Komitee zur Befreiung der„Cuban Five“, jBasta ya! 
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SA ★ 23. MÄRZ 


Münster: „Marxismus und Utopie“, Kon¬ 
ferenz der Marx-Engels-Stiftung Wupper¬ 
tal mit Arnold Schölzel, Thomas Metscher, 
Dieter Kraft, Robert Steigerwald und Kuno 
Füssel. Die Brücke, Internationales Zent¬ 
rum der Universität Münster, Wilmergas- 
se 2,10.30 Uhr bis 18.00 Uhr. Ausklang in 
der Kulturkneipe F24, Frauenstraße 24, ab 
18.30 Uhr. 

Hof (Saale): Veranstaltung der DKP Hof mit 
Prof. Kurt Pätzold (Berlin) zum 80. Jahres¬ 
tag der Machtübertragung an Hitler „To¬ 
tenschein für eine Republik“; außerdem 
Vorstellung der gekürzten Neuauflage von 
Rudi Machts Werk „Der antifaschistische 
Widerstand in Hof“ durch Randolph Oechs¬ 
lein. Genossenschaftsheim, 14.00 Uhr. 


SO ★ 24. MÄRZ 


Dinslaken: DKP Kreis Wesel/Kleve lädt ein: 
Kranzniederlegung für die Opfer des Kapp- 
Putsches - Sonntag,, 12:00 Uhr auf dem 
Kommunalfriedhof an der B8 in Dinslaken 

Dortmund: Erinnern an die ermordeten 
Arbeiter des Kapp-Putsches. Nordfried¬ 
hof (Denkmal) Eingang Osterfeldstraße, 
15.00 Uhr._ 

Bochum: Die Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes - Bund der Antifaschis¬ 
tinnen und Antifaschisten (WN - BdA) 
ruft auf, der Kämpfer gegen den rechten 
Kapp-Lüttwitz-Putsch von 1920 und der 
antifaschistischen Widerstandskämpfer 
gegen Faschismus und Krieg zu geden¬ 
ken. Kranzniederlegung am Denkmal der 
Kämpfer gegen Reaktion und Faschismus 
in Bochum-Werne. Treffpunkt: Marktplatz 
in Bochum-Werne, 11.00 Uhr. 

Köln: „Das blaue Wunder“, Theaterstück 
der Berliner Compagnie über die aufhaltsa¬ 
me Privatisierung des Wassers. Bürgerzen¬ 
trum Alte Feuerwache, Melchiorstraße 3, 
19.00 Uhr. Eintritt 15 Euro/10 Euro. 


MO ★ 25. MÄRZ 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP. LinksTreff Georg Fröba, Landgraf- 
Philipps-Anlage 32,19.30 Uhr._ 

Elmshorn: „Wie weiter mit und in der 


DKP?“ Öffentliche Mitgliederversammlung 
der DKP mit Bettina Jürgensen, Mitglied 
des Parteivorstandes. Reinhold-Jürgensen- 
Zentrum, Jahnstraße 2a, 19.30 Uhr. 


Dl ★ 26. MÄRZ 


Dortmund: Auswertung des 20. Parteitags, 
Mitgliederversammlung der DKP. Z, Oester¬ 
holzstraße 27,19.00 Uhr. 


Ml ★ 27. MÄRZ 


Wuppertal: „Die politische Orientierung 
der DKP nach dem 20. Parteitag.“ Kreis¬ 
mitgliederversammlung der DKP mit Jür¬ 
gen Köster. Marx-Engels-Zentrum, Gathe 
55,19.00 Uhr. 

Berlin: „Erneutes NPD-Verbotsverfahren: 
Problemlösung oder Verdrängungspoli¬ 
tik?“ Veranstaltung der Internationalen 
Liga für Menschenrechte (ILMR) und der 
Vereinigung der Verfolgten des Nazire¬ 
gimes - Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten (WN-BdA) mit Rolf Göss- 
ner (Vizepräsident der ILMR) und Thomas 
Willms (Bundesgeschäftsführer der WN- 
BdA. Haus der Demokratie und Menschen¬ 
rechte, Havemannsaal, Greifswalder Stra¬ 
ße 4, 20.00 Uhr. 


DO ★ 28. MÄRZ 


Rosenheim: Stammtisch der DKP. Z - Lin¬ 
kes Zentrum in Selbstverwaltung, Innstra- 
ße 45a, 19.00 Uhr. 

Frankfurt: Bildungsabend der DKP Mit¬ 
te zur Parteifrage. DGB-Jugendclub, 
19.30 Uhr. 

Nürnberg: „Rolle der Kommunistinnen in 
der Friedensbewegung“, DKP-Veranstal- 
tung zum Ostermarsch mit Ewald Zieg¬ 
ler. Rotes Zentrum, Reichstraße 8/Ecke 
Schweppermannstraße, 19.00 Uhr. 


FR ★ 29. MÄRZ 


Dortmund: Gedenkveranstaltung zu Ehren 
der ermordeten Antifaschisten am Karfrei¬ 
tag 1945. Die DKP trifft sich am Stand im 
Eingangsbereich des Rombergparks, um 
mit Fahnen und Transparenten zum Denk¬ 
mal in der Bittermark zu gehen. 14.00 Uhr. 


Kuba-Aktionswoche der SDAJ startete in Nürnberg 


Der 18. März, der Jahrestag der politi¬ 
schen Gefangenen, stand in Nürnberg 
ganz im Zeichen der Kuba-Solidarität. 
Als Höhepunkt ihrer Kuba-Aktions¬ 
woche im Rahmen der bundesweiten 
SDAJ-Kuba-Solidaritäts-Kampagne 
organisierte die SDAJ Nürnberg mit 
breiter Unterstützung durch die DKP 
und in Kooperation mit anderen Bünd¬ 
nispartnern wie der Freundschaftsge¬ 
sellschaft BRD-Cuba und den Frei¬ 
denkern zunächst eine Anti-Repres- 
sionsdemo durch die Innenstadt und 
anschließend eine Informationsver¬ 
anstaltung mit der Genossin Gisleidy 


Sosa Cabrerades vom kubanischen Ju¬ 
gendverbandes UJC. 

Das Wetter an diesem Tag war scheuß¬ 
lich, die Temperatur knapp unter null 
Grad und der stetig vom Himmel fal¬ 
lende Schneematsch tat sein Übriges. 
Doch die erstaunlicherweise dennoch 
zahlreich in der Fußgängerzone vorbei¬ 
kommenden Passanten konnten durch 
Transparente, Flugblätter und Laut¬ 
sprecherdurchsagen nicht nur auf poli¬ 
tische Gefangene in den USA, wie Mu- 
mia und die „Cuban 5“, sondern anhand 
von Redebeiträgen diverser Bündnis¬ 
partner auch auf Repressionsfälle in 


der Region aufmerksam gemacht wer¬ 
den. Die Genossin Gisleidy Sosa Ca¬ 
brerades, die abends die Veranstaltung 
bestritt, stemmte sich mit weiteren rund 
90 Demoteilnehmern dem Schneetrei¬ 
ben entgegen, hielt ein Grußwort und 
ließ es sich nicht nehmen, mit dem 
Fronttransparent, das Freiheit für die 
Cuban 5 einforderte, in der ersten Rei¬ 
he zu marschieren. 

Nachdem sie sich, wie auch etliche wei¬ 
tere Demoteilnehmer, in den Räumen 
von DIDF Nürnberg mit heißem Tee 
wieder erwärmt hatte, folgte die Ver¬ 
anstaltung, die sich mit dem Wahl- und 


Demokratiesystem auf Kuba, den Wirt¬ 
schaftsreformen, der Geschichte sowie 
der aktuellen Situation der Cuban 5 
beschäftigte. Besonders beim letzten 
Punkt konnte die Genossin sehr ins 
Detail gehen, ist sie doch bei der inter¬ 
nationalen Kommission des kommunis¬ 
tischen Jugendverbandes zuständig für 
die Koordinierung der Cuban 5- Solida¬ 
ritätsaktionen weltweit. 

So endete die mit über dreißig Perso¬ 
nen gut besuchte Veranstaltung auch 
mit der Unterzeichnung von fünf So¬ 
lidaritätsplakaten, welche die kuba¬ 
nische Genossin auf ihrer Rundreise 
durch verschiedene SDAJ-Gruppen 
und Regionen begleiten und schließ¬ 


lich ihren Weg in die US-Gefängnisse 
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Meine progressive Woche 

Vom 9. bis 15. März 

Dienstag 



Die Wiener wollten es nicht wissen 

Olympia-Bewerbung für 2028 abgelehnt 


Nach dem Ende der DDR musste der 
Begriff der Dreistigkeit hierzulande neu 
definiert werden. Die fehlende System- 
Konkurrenz machte die Kapitalisten hem¬ 
mungslos. Gier wurde gut, Luxus vorzeig¬ 
bar, Schönheit herbeioperierbar und Die¬ 
ter Bohlen ein Mega-Star. 

Diese schöne Reihe muss durch ein be¬ 
sonderes Schmuckstück ergänzt werden. 
McDonald's - als Mitglied im „Bündnis 
für Verbraucherbildung“ - ist seit heute 
mit staatlichem Segen dafür mitverant¬ 
wortlich, „ Schüler über verantwortlichen 
Konsum“ zu informieren. Bundesver¬ 
braucherministerin Ilse Aigner wies Kri¬ 
tik mit dem Argument zurück, dass Leh¬ 
rer eine Kooperation mit der Wirtschaft 
wollten. 

Die Verabreichung schädlicher Substan¬ 
zen mit staatlicher Billigung und Lörde- 
rung ist jedoch mitnichten einmalig. Wir 
erinnern nur an das eine Beispiel des Ver¬ 
kaufes von Heroin durch die Bayer AG 
als Hustensaft. Obwohl die Schädlich¬ 
keit - schnell, wie auch sonst - erkannt 
war, gingen Gerichte und staatliche Stellen 
Jahre lang nicht gegen Bayer vor. 
Dreisten und grausamen Kapitalismus 
gibt es eben nicht erst seit heute. 

Mittwoch 

Der argentinische Ex-Militärmachtha- 
ber Reynaldo Bignone ist heute in Bu¬ 
enos Aires wegen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit erneut zu lebenslanger 
Haft verurteilt worden. Mord, Lolter, Ent¬ 
führung gehören zu den Verbrechen, an 
denen er laut Gericht zumindest eine Mit¬ 
schuld trägt. 

Entführt wurden während der Diktatur 
auch die beiden Jesuiten-Patres Franz Ja- 
lics und Orlando Yorio. Yorio ist im Jahre 
2000 gestorben und hat seinem Vorgesetz¬ 
ten im Jesuiten-Orden bis an sein Lebens¬ 
ende vorgeworfen, ihn nicht ausreichend 
gegen die Diktatur geschützt zu haben. 
Franz Jalics erklärte heute, „ er sei mit den 


Die Atacama in Nordchile gilt als die 
trockenste Wüste unseres Planeten. 
Und trotzdem wurden die wenigen 
Oasen in dieser Wüste schon vor Jahr¬ 
tausenden besiedelt. Von den frühen 
Kulturen ist jedoch - abgesehen von 
den ältesten Mumien der Welt - we¬ 
nig erhalten. 

Nur selten fällt in der Wüste Regen. 
Doch im Februar 2012 zerstörten 
Starkregenfälle sogar Straßen und die 
Wasserversorgung der hier lebenden 
Menschen. Häufiger jedoch zieht in der 
Nähe der Pazifikküste nur Nebel auf. 
In der Atacama gibt es reiche Boden¬ 
schätze - für die chilenische Wirtschaft 
ein wichtiger Faktor. 

Das trockene Klima - die täglichen 
Temperaturschwankungen sind zudem 
gering - ist zugleich die Voraussetzung 
dafür, dass in der Atacama für Astro¬ 
nomen hervorragende Bedingungen 
zur Beobachtung des Alls existieren. 
Schon vor vielen Jahren wurden hier 
große Sternwarten auf Bergen und 
Hochebenen errichtet. Forscher finden 
beste Arbeitsmöglichkeiten. Sie nutzen 
Teleskope (Linsen- bzw. Spiegelfern¬ 
rohre), zunehmend Radioteleskope 
(Radioastronomie) u.a. Seit Langem 
werden diese und andere Beobachtun¬ 
gen von der Erde aus durch jene der 
Weltraumteleskope wie „Hubble“ und 
durch die Messungen von Sonden „er¬ 
gänzt“. 

Ziel der Forschungen in der Atacama 
ist es, mehr über den Ursprung, die 
Entstehung und Geschichte unseres 
Kosmos zu erfahren, bisherige theore¬ 
tische Modelle zu testen, die - wenn es 
die Ergebnisse erfordern - verändert 
werden müssen. 

Schon in den letzten Jahren haben die 
Kosmosforscher in aller Welt auf die¬ 
sem Gebiet entscheidende Fortschritte 
erreicht: Bestätigt wurde die Annahme, 
dass unser Universum etwa 14 Milli- 


Geschehnissen versöhnt und betrachte sie 
seinerseits als abgeschlossen.“ Seinen da¬ 
maligen Vorgesetzten erwähnt er nicht - 
von dem spricht stattdessen seit heute die 
halbe Welt. Habemus Franziskus, vormals 
Jorge Mario Bergoglio, zur Zeit der ar¬ 
gentinischen Militärdiktatur Leiter der je¬ 
suitischen Ordensprovinz Buenos Aires. 
Buenos Aires, Argentinien, die Welt ist 
klein. Wir hoffen trotzdem auf den Krug, 
der solange zum Brunnen geht... 

Freitag 

„Bedrückend“ „schockierend“ „beson¬ 
ders deprimierend“; so nennt der frühere 
Bundesinnenminister Otto Schily (SPD) 
die falsche Ermittlungsrichtung beim 
Nagelbombenattentat von Köln im Jahr 
2004. Schily tritt heute vor dem NSU- 
Untersuchungsausschuss des Bundes¬ 
tages auf. Er übernimmt „ die politische 
Verantwortung“. Dafür erhält er Lob im 
Ausschuss, der ganz andere Auftritte ver¬ 
bohrter Rechthaberei erlebt hat - Faust¬ 
regel: je höher die Verantwortung, desto 
verbohrter der Auftritt. In den Medien 
wurde Schily dagegen wohltuend demü¬ 
tig genannt. 

Einem genaueren Hinsehen hält die Wer¬ 
tung nicht stand. Der 80-jährige Schily 
übernimmt die politische Verantwortung: 
Konsequenzen? Keine! Persönlich schiebt 
er alles auf die Ermittlungsbehörden, er 
habe nur deren Lagebilder wiedergege¬ 
ben. Ein merkwürdiges Verständnis von 
persönlicher und politischer Verantwor¬ 
tung. Minister als Sprechpuppen ihrer 
Behörden? Schily versteht sich - nicht 
ohne Glaubwürdigkeit - als Antifaschist. 
Bei Gedenktagen findet er richtige Worte 
zum Faschismus an der Macht zwischen 
1933 und 1945. 

Doch wer dabei stehen bleibt, wer die heu¬ 
tige Gefahr nicht sieht oder sehen will, der 
lädt Verantwortung auf sich. Das hat auch 
Schily 2004 getan, persönlich genauso wie 
politisch. 

Adi Reiher 


arden Jahre alt und einen komplexen 
Entwicklungsprozess durchläuft. In 
einer Frühphase entstanden dabei 
Elementarteilchen, Atome, Molekü¬ 
le, Sonnensysteme und Galaxien. De¬ 
battiert wird dabei seit einigen Jahren 
über die Verteilung „dunkler Energie“ 
und „dunkler Materie“ und damit auch 
über die Gegenwart und Zukunft un¬ 
seres Universums. Physikalisch ist dies 
noch nicht geklärt. 

Seit der vergangenen Woche gibt es 
neue, für die Wissenschaft sehr positi¬ 
ve Nachtrichten. 

Am 13. März wurde das Riesentele¬ 
skop „ALMA 4 , das in internationaler 
Zusammenarbeit zwischen Europa, 
den USA, Kanada, Ostasien und Chi¬ 
le entstand und über eine Milliarde 
Dollar kostete, offiziell eingeweiht. 
Das „Riesenteleskop“, das sind 66 
hochempfindliche Einzel-Radioteles¬ 
kope in der Atacama-Wüste in rund 5 
000 Metern über dem Meeresspiegel, 
deren Position auf der Hochebene ver¬ 
ändert werden kann. Diese Teleskope 
können Strahlung aus dem Weltraum 
auffangen. Dabei werden Wellenlän¬ 
gen zwischen 0,3 (Infrarot) und 9,6 mm 
(Zentimeterwellen) erfasst. 
Wissenschaftliche Beobachtungen 
finden im Komplex „ALMA 4 bereits 
seit Oktober 2012 statt. Erste Ergeb¬ 
nisse weisen darauf hin, dass in unse¬ 
rem Universum Sterne sogar noch eine 
Milliarde Jahre früher als bislang an¬ 
genommen entstanden sind. Entdeckt 
wurden im All auch Zuckermoleküle - 
ein wichtiger Baustein für Leben ... 
Das ist nicht nur für die Naturwissen¬ 
schaften Bestätigung und viel Stoff für 
weitere Untersuchungen, sondern zu¬ 
gleich wesentlich für die dialektisch¬ 
materialistische Entwicklungtheorie 
als wesentlicher Bestandteil unserer 
wissenschaftlichen Weltanschauung. 
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„Wien will’s wissen“. So nannte sich 
eine Initiative, die den Wienern - wohl 
im Auftrag des Bürgermeisters - eine 
Bewerbung für die Olympischen Som¬ 
merspiele 2028 schmackhaft machen 
wollte. Doch in einer Volksbefragung 
sagten 71,94 Prozent nein - 212 672 
Wienerinnen und Wiener votierten 
dagegen, 82 940 waren für die Spiele. 
Insgesamt wurden damit 295 612 gül¬ 
tige Stimmen abgegeben, was einer 


Wahlbeteiligung von knapp 29,5 Pro¬ 
zent entspricht. Vor der Abstimmung 
waren ganz andere Zahlen lanciert 
worden. Im „Kurier“ war zu lesen, dass 
44 Prozent der Wiener sich für Olympia 
in ihrer Stadt begeistern könnten, wäh¬ 
rend 36 Prozent davon nichts hielten. 
Nach Auszählung der Briefstimmen - 
eine Woche später - änderte sich am 
Ergebnis nichts. Exakt 72 Prozent ha¬ 
ben gegen eine Kandidatur ausgespro¬ 
chen. Die Wahlbeteiligung betrug letzt¬ 
endlich 38,7 Prozent. 

Mit dieser Entscheidung bewies die Be¬ 
völkerung von Wien vor allem ökono¬ 
mischen Sachverstand. Die Befürwor¬ 
ter hatten versucht, die Kosten schön¬ 
zureden, und von dem enormen Nutzen 
der Spiele für die Wirtschaft von Wien 
fabuliert. Zahlen um die 100 Millio¬ 
nen Euro wurden kolportiert. Zum 
Missvergnügen der Befürworter wur¬ 
de bekannt, dass allein die Kosten für 
die Volksbefragung - die auch noch an¬ 
deren Themen galt - 7 Mio. Euro betru¬ 
gen. Außerdem nahmen immer mehr 
Menschen die realen Kosten der Lon¬ 
doner Olympiade von 2012 zur Kennt¬ 
nis -13 Mrd. Euro! Österreichs Staats¬ 
haushalt liegt zwischen 60 und 70 Mrd. 
In der öffentlichen Diskussion wurde 
von immer mehr Menschen daran er¬ 


innert, dass selbst bedeutend größe¬ 
re Metropolen als Wien - z.B. Sydney 
und Athen - mit der Nachnutzung der 
für teures Geld gebauten Olympiastät¬ 
ten große Schwierigkeiten haben. Von 
den Kosten für den Unterhalt ganz zu 
schweigen. 

Nüchtern rechnete ein Diskussions¬ 
teilnehmer vor: „Zuerst wird gefragt, 
ob die olympischen Spiele überhaupt 
veranstaltet werden sollen, dann wird 


eine Machbarkeitsstudie in Auftrag 
gegeben (20 Mio.), dann wird das Volk 
noch ein 2. Mal befragt, ob unter diesen 
Bedingungen sich Wien für die Spiele 
bewerben soll (weitere 80 Mio) und 
dann wird sich Wien mit anderen gro¬ 
ßen Städten messen müssen und wenn 
dann Österreich den Zuschlag bekäme, 
dann werden 10 Milliarden verbaut, 
verbuddelt und das für 2x2 Wochen 
Aufmerksamkeit in der Welt.“ (Mit den 
2x2 Wochen sind die Olympiade selbst 
und die inzwischen fast genauso wich¬ 
tigen Paralympics gemeint.) 

Die Wiener Diskussion legte den Fin¬ 
ger in die offenen Wunden der olym¬ 
pischen Bewegung, die sich im Wür¬ 
gegriff der internationalen Konzerne 
befindet. Die Spiele dienen bekannt¬ 
lich vor allem als weltweite Bühne der 
Hauptsponsoren. Deren Kosten wer¬ 
den auf die Konsumenten ihrer Pro¬ 
dukte umgelegt. Die Kosten für die 
Bereitstellung der Bühne tragen die 
Steuerzahler der verschiedenen Län¬ 
der und Städte. Wie leicht man damit 
Schiffbruch erleidet, beweist vor allem 
das Beispiel Griechenlands. Das dor¬ 
tige Finanzdesaster geht nicht zuletzt 
auf Olympia 2004 zurück. Die überdi¬ 
mensionierten Werbeveranstaltungen 
mit Sporteinlage, die das Internationa¬ 


le Olympische Komitee zu Ehren des 
Kommerzes alle vier Jahre veranstal¬ 
tet, belasten weltweit so manchen Etat 
über Jahrzehnte. 

Den Wienern kann man nur gratulie¬ 
ren. Erstens, dass sie die Gelegenheit 
hatten abzustimmen, zweitens, dass sie 
den Popanz durchschauten. 

Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


Kapitalismus: Eine Liebes¬ 
geschichte, USA 2009 

Der Dokumentarfilm des US-ame¬ 
rikanischen Regisseurs Michael 
Moore, behandelt die Finanzkri¬ 
se ab 2007, Es werden die Auswir¬ 
kungen gezeigt: eine Familie, die 
ihr Haus verloren hat, ein Pilot, der 
von seiner Fluggesellschaft ein Jah¬ 
resgehalt von nur 16.000 US-Dollar 
bekommt, Unternehmen, die durch 
heimlich abgeschlossene Lebensver¬ 
sicherungen am Tod von Mitarbei¬ 
tern verdient haben. Moore selbst 
sagt, der Film beinhalte „Begierde, 
Leidenschaft, Romantik und 14.000 
Arbeitsplätze, die jeden Tag gestri¬ 
chen werden. Es ist eine verbotene 
Liebe, eine Liebe, deren Namen man 
nicht auszusprechen wagt. Zum Teu¬ 
fel, raus damit: Kapitalismus.“ 

Am Ende des Films erklingt die In¬ 
ternationale. An irgendetwas erin¬ 
nert mich das ... 

Mo., 25.3., 21.45-23.45 Uhr, 3sat 

Die Legende von Paul 
und Paula, DDR 1073 
„Der“ DDR-Kultfilm. 

Mo., 25.3., 22.50-0.35 Uhr, mdr 

Im Netz, D 2013 

Caroline Peters bekommt mitten in 
der Nacht Besuch - von einer Anti- 
Terroreinheit. Ihr wird Unterstüt¬ 
zung einer terroristischen Vereini¬ 
gung vorgeworfen. Ein Hacker hat 
sich ihrer digitalen Identität bedient. 
Mi., 27.3., 20.15-21.45 Uhr, ard 

Der rasende Roland, DDR 1977 

Liebeskomödie des Deutschen Fern¬ 
sehfunkes. 

Do., 28.3., 22.50-23.50, mdr 


Ein Blick in die Frühzeit 
unseres Universums 

Das internationale „ALMA-Projekt“ geht in Betrieb 
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Wien will‘s nicht wissen 




























